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Evaluation im Hochschulbereich:  
eine unendliche Geschichte

Evaluationen im Hochschulbereich sind nach wie vor in Mode. 
Die Hochschulleitungen sind immer noch mit Feuereifer dabei, 
wenn es um die Bewertung ihres Lehrpersonals durch die Stu-
dierenden geht, jedenfalls tun sie so. Mit einer Evaluation wer-
den ehrgeizige Ziele verfolgt. Nach der Evaluationsordnung der 
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW beispielsweise 
zielt die Evaluation auf die „kontinuierliche Verbesserung der 
Qualität des fachwissenschaftlichen und fachpraktischen Studi-
ums“ ab. Und weil doppelt genäht besser hält: „Im Fokus stehen 
(!) die kontinuierliche Verbesserung der Potenzial- und Prozess-
qualität.“

Auf den ersten Blick könnte es befremdlich erscheinen, dass Stu-
dierende ermuntert werden, ein Urteil über ihre Dozenten ab-
zugeben. In Handwerksbetrieben zum Beispiel ist es eher selten, 
dass Auszubildende anonym die Sachkunde ihres Meisters beur-
teilen. Auch Hochschullehrer waren und sind von der Idee nicht 
besonders angetan. Sogar die Verfassung (Lehrfreiheit gemäß 
Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz – GG –; allgemeines Per-
sönlichkeitsrecht gemäß Art. 2 Abs. 1 i. V. mit Art. 1 Abs. 1 GG) 
wurde, übrigens erfolglos, bemüht, um Evaluationen mittels der 
Gerichte abzuwehren.
Ich hielt diese Reaktion schon damals für übertrieben (siehe DVP 
2012, S. 89). Warum sollen Studierende nicht darüber spekulie-
ren, ob ihr Dozent „gut vorbereitet“ ist und sie „ernst nimmt“ (zwei 
typische Evaluations-Fragen). Das schadet doch nichts. Auch 
Wohlfühl-Fragen (z. B. nach dem „Klima zwischen Lehrender 
bzw. Lehrendem und Studierenden“) sollten nicht belächelt wer-
den. Ökonomen verweisen darauf, dass die gute Laune der Kon-
sumenten die halbe Miete für einen Konjunkturaufschwung ist. 

Die Evaluations-Organisatoren glauben, dass die Evaluationen 
die Hochschulen leistungsfähiger machen, zumindest behaupten 
sie das. Anderenfalls wäre ihre Arbeit ja schon nach eigener Ein-
schätzung ziemlich sinnlos. 
In einem Evaluations-Abschlussbericht der Universität Olden-
burg steht, dass 266 von 477 Studierenden (56 %) einer Fakultät 
die Vorlesungen als recht gut beurteilten und immerhin weitere 
132 (27 %) Durchschnittsnoten vergaben. Bei 79 Befragten (rd. 
16, 5 %) kamen die Veranstaltungen nicht gut an. Die Detailbe-

fragungen (z. B. zu der Frage, ob der Dozent zu kritischer Ausei-
nandersetzung anregt) sind ähnlich ausgefallen. Ein Ergebnis von 
100 % wurde in keinem Fall erreicht, die „Potenzial- und Prozess-
qualität“ muss folglich noch stark verbessert werden. 
Warum die Studierenden und die Hochschullehrer durch die 
Evaluation besser werden, sagt der Bericht leider nicht, er bleibt 
insoweit im Ungefähren. 

Im Internet habe ich gelesen, was Michael Craanen, am Karlsru-
her Institut für Technologie für Qualitätssicherung zuständig, bei 
einer Evaluation für wichtig hält. Er wird mit folgenden Worten 
zitiert: „Die Fakultäten müssen sich mit der Unzufriedenheit der 
Studenten auseinandersetzen.“ 
Eine solche Auseinandersetzung kann sinnvollerweise nur das Ziel 
haben, Zufriedenheit herzustellen. Zufriedenheit ist ein schönes 
Ziel, darauf kann man sich leicht einigen. Bei Befragungen wün-
schen sich Studenten komfortable Hörsäle, eine gute Ausstattung 
mit moderner Technik und hervorragende Dozenten, die Top-
Vorlesungen und Arbeitsmaterialien liefern. Den Forderungen 
kann man ohne Weiteres zustimmen, es fehlt aber, leider, leider, 
das Geld, um alle diese Wünsche zu erfüllen. Die Versuchung ist 
daher groß, es anders zu versuchen, etwa durch Absenkung der 
Anforderungen und eine großzügige Benotungspraxis. In man-
chen Studiengängen, etwa im Bereich der Sozialwissenschaften, 
gehört eine „zwei“ schon zu den schlechten Zensuren. 

Studierende, die trotz zurückhaltenden persönlichen Einsatzes 
und schwacher Leistungen gute Noten erhalten, sind in der Regel 
zufriedene Studierende, ihre Beurteilungenen bei Evaluationen 
fallen entsprechend freundlich aus. Ein schönes Evaluationser-
gebnis erfreut die betreffenden Lehrenden. Sind Studierende und 
Dozenten zufrieden, ist auch die Hochschulleitung zufrieden. 
Im betriebswirtschaftlichen Jargon könnte man das als „triple-
win-Situation“ bezeichnen. Die Hochschule mit dem höchsten 
Zufriedenheitsgrad wird womöglich „Referenzhochschule“ für 
Europa. 
Ich möchte allerdings nicht von einem Arzt behandelt werden, 
der an einer solchen Hochschule ausgebildet wurde. 

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Editorial
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Abhandlungen

Vorbemerkung

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer Rechtsstaat. Der 
Grundsatz der Gewaltenteilung – Gesetzgebung, vollziehende Gewalt, 
Rechtsprechung – ergibt sich aus Art. 1 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 20 
Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 des Grundgesetzes (GG). Wird jemand durch die 
öffentliche (vollziehende) Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm 
der Rechtsweg offen; dies wird durch Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG gewährleistet.

Wenn also der Adressat einer belastenden Verwaltungsmaßnahme, das 
heißt eines Verwaltungsakts im Sinne des § 35 S. 1 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG), mit der Behördenentscheidung nicht einverstanden 
ist, kann er nach einem erfolglosen Vorverfahren Klage beim Verwaltungs-
gericht erheben und eine Überprüfung veranlassen. Je nach Dringlichkeit 
des Einzelfalles kann er zudem noch vorläufigen Rechtsschutz nach § 80 
Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) begehren.

In den letzten Jahren ist in einigen Bundesländern – unter dem politischen 
Schlagwort der Entbürokratisierung – für viele Bereiche auf das Wider-
spruchsverfahren als Vorverfahren vor Erhebung einer Anfechtungs- bzw. 
Verpflichtungsklage verzichtet worden.1 Daher gelangt eine Verwaltungs-
entscheidung rasch und unmittelbar auf den gerichtlichen Prüfstand. Wenn 
sie dann gewogen und für nicht rechtmäßig befunden wird, hebt das Gericht 
die Verfügung auf. Der Rechtsträger der erlassenden Verwaltungsbehörde 
– z. B. die Stadt oder der Landkreis – verliert den Prozess und trägt nach 
§ 154 Abs. 1 VwGO die Kosten des Verfahrens. Neben den finanziellen 
Auswirkungen entsteht jetzt je nach Fallkonstellation ein Zeitverlust und es 
muss noch einmal Arbeit für eine erneute Maßnahme aufgewendet werden. 

Umso wichtiger ist deshalb, neben tragfähigen Rechtsgrundlagen durch 
eine klare Verwaltungssprache die Bescheide möglichst rechtssicher und 
damit „gerichtsfest“ zu gestalten. Zur Veranschaulichung möglicher Feh-
ler und Schwächen der amtlichen Texte werden Urteile und Beschlüsse 
aus allen drei Instanzen herangezogen, also Bundesverwaltungsgericht, 
Oberverwaltungsgericht beziehungsweise Verwaltungsgerichtshof sowie 
Verwaltungsgericht.2

* 	 Regierungsdirektor a.D. Dr. Hermann Wilhelm lehrte an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen.

1	 Siehe dazu u.a.: Schmidt/Nauheim-Skrobek, Die Abschaffung des Widerspruchs-
verfahrens, DVP 2014, 3–9; Wöhler, Trend gestoppt? DVP 2014, 423–427; 
Schönenbroicher, Leitziele und Kernpunkte der Reformen des Widerspruchsver-
fahrens, NVwZ 2009, 1144–1147; Kamp, Reform des Widerspruchsverfahrens 
in Nordrhein-Westfalen, NWVBl 2008, 41–49 mit einer Übersicht über die 
Regelungen in anderen Bundesländern; Müller-Grune, Abschaffung des Wider-
spruchsverfahrens – Konsequenzen für die kommunale Arbeit in Bayern, 2007. 
Achtung: NRW hat nach der seit 1. November 2007 zunächst befristeten Aus-
setzung nunmehr das Widerspruchsverfahren mit Wirkung vom 1. Januar 2015 
im Grundsatz endgültig abgeschafft. Allerdings ist der bisherige Ausnahme-
katalog noch um weitere 13 Rechtsbereiche vergrößert worden; siehe Gesetz 
zur Änderung des LBG [§ 104] NRW und des JustG NRW [§§ 110, 111] und 
zur Anpassung weiterer Rechtsvorschriften vom 9. Dezember 2014, GV. NRW. 
Nr. 39, ausgegeben am 16. Dezember 2014, S. 874 à www.recht.nrw.de

2 	 Bei der Wiedergabe von Formulierungen aus den Entscheidungen wird hier 
die von DUDEN, Die deutsche Rechtschreibung (26. Aufl. 2013), empfohlene 
Schreibweise berücksichtigt.

Beispielhaft bieten sich folgende „Problemstellen“ in behördlichen Beschei-
den mit Blick auf die gerichtliche Entscheidungspraxis zur kritischen Er-
örterung an:

1. 	 Erkennbarkeit der Behörde im Verwaltungsakt
2. 	 Bestimmtheit der Hauptentscheidung
3. 	 Bestimmtheit von Nebenbestimmungen
4. 	 Bestimmtheit von Verwaltungsvollstreckungsmaßnahmen
5. 	 Zulässigkeit fremdsprachlicher Ausdrücke 
6. 	 Anforderungen an die Rechtsbehelfsbelehrung

1.	 Erkennbarkeit der Behörde im Verwaltungsakt

Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg3

Zum Sachverhalt

In einem einstweiligen Rechtsschutzverfahren wandte sich der An-
tragsteller gegen eine Abordnungsverfügung, die unter dem Brief-
kopf „Bundesagentur für Arbeit – Agentur für Arbeit B.“ erging. Das 
Verwaltungsgericht hat die umstrittene Abordnungsverfügung als 
einen Verwaltungsakt der „Agentur für Arbeit B.“ angesehen, der 
offensichtlich rechtswidrig sei, weil die Zuständigkeit für die erfolgte 
Abordnung nicht bei dieser Behörde, sondern bei dem vorsitzenden 
Mitglied der Geschäftsführung der Personaldirektion C. liege. Das 
Verwaltungsgericht hat daher dem Antragsteller recht gegeben und 
die aufschiebende Wirkung seines Widerspruchs gegen die Abord-
nungsverfügung angeordnet. Die Beschwerde der Verwaltungsbe-
hörde beim Oberverwaltungsgericht blieb erfolglos.

Aus den Gründen

Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg führt aus, dass im Falle eines 
schriftlichen Verwaltungsakts in erster Linie der Inhalt des Bescheids 
maßgeblich ist. Ein schriftlicher Verwaltungsakt muss die erlassende 
Behörde erkennen lassen (§ 37 Abs. 3 S. 1 VwVfG). Sie muss des-
halb bereits aus dem Bescheid selbst ersichtlich werden, sodass es nicht 
ausreicht, wenn dem Betroffenen die Zuordnung des Verwaltungsakts 
zu einer bestimmten (hier anderen als der ausdrücklich genannten) 
Behörde lediglich aufgrund vorangegangener Gespräche möglich ist.

Gerade in Fällen zwischenbehördlicher Mandate, bei denen die Be-
diensteten einer Behörde im Namen einer anderen Behörde han-
deln, muss aus dem Bescheid hervorgehen, dass die Bediensteten der 
beauftragten Behörde im Namen der beauftragenden Behörde tätig 
werden. Denn es gilt der Grundsatz, dass die beauftragte Behörde im 
Zweifel für sich selbst agiert. In Anlehnung an den Rechtsgedanken 
des § 164 Abs. 2 BGB kann sich deshalb der Rechtsträger einer be-
auftragten Behörde auf einen Mangel des Willens dieser Behörde, 
einen schriftlichen Verwaltungsakt im eigenen Namen zu erlassen, 

3 	 OVG Lüneburg, Beschluss vom 30.01.2009 – 5 ME 395/08, NVwZ 2009, 670–671.

Hermann Wilhelm*

Verwaltungsakte vor Gericht
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nicht berufen, wenn der Wille der Behörde, in fremdem Namen zu 
handeln, in dem Bescheid selbst nicht erkennbar hervortritt.

An einem solchen Hervortreten fehlt es hier. Aus der angefochte-
nen Verfügung ergeben sich keine genügenden Anhaltspunkte dafür, 
dass die Abordnungsverfügung im fremden Namen des vorsitzen-
den Mitglieds der Geschäftsführung der Regionaldirektion C. er-
lassen wurde. Letzteres ist insbesondere nicht hinreichend aus der 
Bezeichnung „Personalservice“ in der Absenderangabe unmittelbar 
über dem Adressenfeld zu folgern. Die Agentur für Arbeit B. hat die 
Abordnung des Antragstellers vielmehr als unzuständige Behörde im 
eigenen Namen verfügt.

Fazit

Es ist also bereits im Briefkopf bei der Darstellung der erlassenden 
Behörde sorgfältig auf die Zuständigkeit und Transparenz zu achten.

2.	 Bestimmtheit der Hauptentscheidung

2.1.	Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts4

Zum Sachverhalt

Der Kläger erhielt von der Beklagten am 05.10.1964 die Anforde-
rung einer Abgabe in Form einer Rechnung (ohne Rechtsmittelbeleh-
rung) für die Kosten des Hausanschlusses sowie für einen Baukosten-
zuschuss zur Straßenlängsleitung des Wasseranschlusses. Er beglich 
den Rechnungsbetrag unter Vorbehalt. Zwei Jahre später forderte er 
den von ihm für die Straßenlängsleitung gezahlten Betrag zurück. 
Die Beklagte lehnte den Erstattungsantrag ab. Klage und Berufung 
blieben erfolglos. Die Revision des Klägers führte zur Zurückverwei-
sung der Sache.

Aus den Gründen

Ein Verwaltungsakt muss angesichts seiner Regelungsfunktion, die 
ihm innewohnt, seinen Charakter als hoheitlich verbindliche Regelung 
eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts hinreichend 
klar erkennen lassen. Maßgebend hierfür ist nicht der innere, sondern 
der erklärte Wille, wie ihn bei objektiver Würdigung der Empfänger 
verstehen konnte. Unklarheiten müssen hierbei zu Lasten der Verwal-
tung gehen. Der Bürger als Empfänger einer nach ihrem objektiven 
Erklärungsinhalt missverständlichen Willensäußerung der Verwal-
tung darf durch solche Unklarheiten nicht benachteiligt werden; dies 
gebietet auch die Grundrechtsbestimmung des Art. 19 Abs. 4 GG.

Die mit keiner Rechtsmittelbelehrung versehene Rechnung der Be-
klagten kann hiernach nicht als Verwaltungsakt in Gestalt eines Ab-
gabenbescheids gewertet werden, sondern stellt sich bei objektiver 
Würdigung des Erklärungsinhalts als eine zivilrechtliche Zahlungs-
aufforderung dar.

Fazit

Das Bundesverwaltungsgericht hat eindeutig erklärt, dass die Ver-
ständlichkeit eines Bescheids zum Verantwortungsbereich der Ver-

4 	 BVerwG, Urteil vom 12.01.1973 – VII C 3.71, BVerwGE 41, 305-309.

waltung gehört, die damit auch die Folgen unklarer Regelungen zu 
tragen hat. Als Hinweis sei erwähnt, dass sich der Vorgang bereits 
einige Jahre vor dem Inkrafttreten des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (01.01.1977) ereignet hat.

2.2.	Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts5

Zum Sachverhalt

Der Beklagte hat gegenüber der Klägerin ein Baugebot erlassen, das 
in seinem verfügenden Teil die Aufforderung zur Errichtung eines 
näher beschriebenen Gebäudes verlangte –  unter anderem vierge-
schossig, gegebenenfalls mit ausgebautem Dachgeschoss … Das Verwal-
tungsgericht hat der Anfechtungsklage stattgegeben. Das Oberver-
waltungsgericht hat die Berufung des Beklagten wegen mangelnder 
Bestimmtheit des Baugebots zurückgewiesen, Die Revision des Be-
klagten hatte mit dem Ergebnis der Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und der Zurückverweisung der Sache an das Berufungsge-
richt Erfolg.

Aus den Gründen

Gemäß § 37 Abs. 1 VwVfG muss ein Verwaltungsakt hinreichend 
bestimmt sein. Das bedeutet zum einen, dass der Adressat in die Lage 
versetzt werden muss, zu erkennen, was von ihm gefordert wird. Zum 
anderen muss der Verwaltungsakt geeignete Grundlage für Maßnah-
men zu seiner zwangsweisen Durchsetzung sein können. Im Einzelnen 
richten sich die Anforderungen an die notwendige Bestimmtheit eines 
Verwaltungsakts nach den Besonderheiten des jeweils anzuwenden-
den und mit dem Verwaltungsakt umzusetzenden materiellen Rechts. 

Baugebote sind dadurch gekennzeichnet, dass sie die gebotenen An-
forderungen an ihre Bestimmtheit bei gleichzeitiger Wahrung der 
Entscheidungsfreiheit des Eigentümers innerhalb des vorgegebenen 
baurechtlichen Rahmens zu erfüllen haben. Es muss eine Lösung 
gefunden werden, die beiden Maßstäben gerecht wird. Sie kann nur 
darin bestehen, die Anforderungen an die Bestimmtheit eines Bau
gebots gering zu halten. Das ist sowohl nach dem Wortlaut der he-
ranzuziehenden Vorschriften als auch insbesondere nach dem Sinn 
und Zweck des Baugebots und seinem Verhältnis zum nachfolgen-
den Baugenehmigungsverfahren auch gerechtfertigt. 

Ein Baugebot ist schon dann hinreichend bestimmt, wenn es die Ver-
pflichtung des Eigentümers ausspricht, innerhalb einer angemesse-
nen Frist die notwendigen Maßnahmen für eine Bebauung seines 
Grundstücks zu ergreifen, die sich im Rahmen der im jeweiligen 
Einzelfall zulässigen und bekannten baulichen Nutzung hält. Die 
dem Eigentümer offenstehenden Möglichkeiten, sein Grundstück in 
Übereinstimmung mit geltendem Baurecht baulich zu nutzen, darf 
ein Baugebot jedoch nicht einschränken.

Fazit

Das Bundesverwaltungsgericht hat überzeugend dargelegt, dass der 
Bescheid über das Baugebot hinreichend bestimmt ist, obwohl die 
konkrete Art der Nutzung des zu errichtenden Gebäudes offenge-
halten wird.

5 	 BVerwG, Urteil vom 15.02.1990 – 4 C 41/87, NVwZ 1990, 658-663.
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2.3.	Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW6

Zum Sachverhalt

Die Bundesnetzagentur untersagte mit Nr. 1 des Bescheids der An-
tragstellerin, unaufgefordert Werbung an Verbraucher oder sonstige 
Marktteilnehmer mittels Telekommunikationsmitteln zu versenden, 
wenn der Empfänger nicht von vornherein gesetzeskonform in den Emp-
fang derartiger Anrufe eingewilligt hat. Der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs hatte vor dem Verwal-
tungsgericht Erfolg. Die Beschwerde der Antragsgegnerin (Bundes-
netzagentur) vor dem Oberverwaltungsgericht hatte teilweise Erfolg.

Aus den Gründen

Entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts ist der angefoch-
tene Verwaltungsakt hinreichend im Sinne des § 37 Abs. 1 VwVfG 
bestimmt. Die Erkennbarkeit des Inhalts muss sich zwar nicht not-
wendig aus dem isolierten Wortlaut der Entscheidungssätze ergeben. 
Es muss jedoch möglich sein, den Inhalt hinreichend sicher durch 
eine Auslegung der Entscheidungssätze im Lichte der Gründe des 
Verwaltungsakts zu ermitteln. Neben den Gründen des Bescheids 
können auch solche Umstände zur Auslegung der Regelung des Ver-
waltungsakts herangezogen werden, die aus seinem gesamten Text 
zwar nicht hervorgehen, aber den Beteiligten bekannt oder ohne 
Weiteres erkennbar sind. Welche Umstände insoweit in Betracht 
kommen, kann nur im jeweiligen Einzelfall geklärt werden. 

Der Inhalt des Begriffs der „Einwilligung“ ist in der Rechtspraxis ge-
klärt und auch in der Umgangssprache ein geläufiger Terminus. Dem 
verwendeten Merkmal „gesetzeskonform“ kommt keine eigenständige 
Bedeutung zu, sondern es ist als bloßer Hinweis auf die Maßgeblich-
keit von rechtlichen Bestimmungen zu werten. Hiervon ausgehend ist 
Nr. 1 des Verfügungssatzes hinreichend bestimmt formuliert.

Fazit

Es wurde zugunsten der erlassenden Behörde eine nachvollziehbare 
und begrüßenswerte Auslegung des gewollten Entscheidungsinhalts 
vorgenommen.

2.4.	Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW7

Zum Sachverhalt

Die Klägerin ist Eigentümerin eines im Konkursverfahren erworbe-
nen Grundstücks, dessen Erdreich sich bei späteren Untersuchungen 
als erheblich mit Kohlenwasserstoffen und Phenolen verunreinigt 
erwies. Der Beklagte zog die Klägerin unter Beifügung eines Sach-
verständigengutachtens mittels Ordnungsverfügung zu verschiede-
nen Maßnahmen heran. Gemäß Nr. 3 dieser Verfügung wurde der 
Klägerin das „Ausspülen der mit Phenolen belasteten Bodenpartien“ auf-
gegeben. Nach Nr. 1 waren zur Erfassung des belasteten Grundwassers 
ein oder mehrere Abwehrbrunnen bis zum Tertiär abzuteufen. Die Zahl 
und genaue Länge der Abwehrbrunnen war durch ein hydrologisches Gut-
achten festzulegen, ebenso die voraussichtlich abzupumpenden und zu rei-

6 	 OVG NRW, Beschluss vom 26.09.2008 – 13 B 1395/08, NJW 2008, 3656–3658.
7 	 OVG NRW, Urteil vom 11.06.1992 – 20 A 2485/89, NVwZ 1992, 1000–1001.

nigenden Grundwassermengen. Außerdem sollte das Gutachten die Zahl 
und Lage der gleichfalls zu errichtenden Schluckbrunnen bestimmen. Das 
Verwaltungsgericht hob die Ordnungsverfügung auf. Die Berufung 
des Beklagten blieb ohne Erfolg.

Aus den Gründen

Zentrale Regelung der Verfügung ist deren Nr. 3, wonach die Kläge-
rin die mit Phenolen belasteten Bodenpartien auszuspülen hat. Diese 
Nr. 3 ist rechtswidrig. Sie verstößt gegen § 37 Abs. 1 VwVfG. Da-
nach muss ein Verwaltungsakt hinreichend bestimmt sein. Die Rege-
lung, die den Zweck, Sinn und Inhalt des Verwaltungsakts ausmacht, 
muss vollständig, klar und unzweideutig erkennbar sein. Dazu ist der 
Entscheidungssatz im Zusammenhang mit den Gründen und sons-
tigen bekannten oder ohne Weiteres erkennbaren Umständen für die 
Beteiligten heranzuziehen. Der Adressat muss daran sein Verhalten 
ausrichten können. Welches Maß an Konkretisierung im Einzelfall 
notwendig ist, hängt von der Art des Verwaltungsakts, den Umstän-
den seines Erlasses und seinem Zweck ab, wobei sich die Maßstäbe 
aus dem jeweiligen Fachrecht ergeben können.

Die Ordnungsverfügung muss grundsätzlich aus sich heraus verständ-
lich sein, da sie zugleich Titel und damit Grundlage der Vollstreckung 
und späteren Geltendmachung eines Kostenersatzanspruches ist. Von 
dem Betroffenen kann deshalb nicht verlangt werden, dass er unter 
Hinzuziehung eines Dritten erforscht, was von ihm im Einzelnen ver-
langt wird. Die Nr. 3 gibt weder für die Klägerin selbst noch für die 
Mitarbeiter des von ihr eingeschalteten G.-Instituts unzweideutig zu 
erkennen, auf welchen Bereich sich die Ausspülung der mit Phenolen 
belasteten Bodenpartien in räumlicher Hinsicht erstrecken soll.

In Nr. 1 der Verfügung wird der Klägerin die Abteufung eines oder 
mehrerer Abwehrbrunnen zur Erfassung des belasteten Grundwassers 
aufgegeben, wobei die Einzelheiten durch ein hydrologisches Gutach-
ten festzulegen sind. Im Allgemeinen genügt weder allein die Angabe 
des Ziels noch kann die Ordnungsbehörde die Bestimmung des zur 
Erreichung des Ziels anzuwendenden Mittels einem Dritten, etwa ei-
nem Sachverständigen, oder gar dem Adressaten selbst überlassen. Zwar 
muss es die Behörde nach § 21 Ordnungsbehördengesetz NRW (OBG) 
gestatten, wenn der Pflichtige ein geeignetes milderes Mittel als Aus-
tauschmittel anbietet, jedoch liegt dieser Regelung erkennbar die Vor-
stellung zugrunde, dass die Behörde zunächst ihrerseits ein taugliches 
Mittel fordern muss. Insbesondere darf sie, ohne selbst irgendein Mittel 
zu bestimmen, es dem Betroffenen nicht freistellen, die Gefahr auf ir-
gendeine Weise zu beheben. Die Entscheidungskompetenz ist durch das 
Gesetz allein der Behörde zugewiesen. Diese kann ihre Verantwortung 
weder auf Sachverständige noch auf den Betroffenen abwälzen.

Die hinreichend bestimmte Bezeichnung des Mittels durch die Be-
hörde ist darüber hinaus zumeist auch aus vollstreckungsrechtlichen 
Gründen unabdingbar, z. B. wenn – wie hier – die Ordnungsverfü-
gung auf eine Vollstreckung im Wege der Ersatzvornahme angelegt 
ist. Das setzt jedoch die vorherige Bestimmung der vorzunehmen-
den Handlung voraus. Sachverständigengutachten insbesondere zur 
Festlegung einzelner Sanierungsschritte bilden auf der Entschei
dungsebene eine wesentliche Hilfe für die Behörde. Es ist allerdings 
allein Sache der Behörde, aus festgestellten Tatsachen in eigener 
Sachkunde oder durch Einschaltung entsprechender Fachbehörden 
die nach den Umständen des Einzelfalles erforderlichen und ver-
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hältnismäßigen Folgerungen zu ziehen. Die Entscheidungsfindung 
gehört zum ausschließlichen Pflichtenkreis der Behörde; eine Verla-
gerung auf den Ordnungspflichtigen ist unzulässig. Es war deshalb 
Sache des Beklagten, Zahl und Lage der Brunnen sowie die zu reini-
genden Grundwassermengen in eigener Verantwortung zu bestim-
men. Ohne diese notwendige behördliche Vorgabe ist das Gebot der 
Abteufung eines oder mehrerer Abwehrbrunnen rechtswidrig.

Fazit

Dieser Fall zeigt, dass auch bei schwieriger und spezialfachlicher 
Einzelfallproblematik die Ordnungsbehörde stets zeigen und ent-
sprechend formulieren muss, dass sie „Herrin des Verfahrens“ ist.

2.5.	Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg8

Zum Sachverhalt

Im vorläufigen Rechtsschutzverfahren wandte sich der Antragstel-
ler gegen eine Verfügung, in der er aufgefordert wurde, sich erken-
nungsdienstlich behandeln zu lassen. Grund für die Verfügung war 
ein Strafverfahren wegen gefährlicher gemeinschaftlicher Körper-
verletzung. Dem Antragsteller war als Beschuldigtem zur Last gelegt 
worden, als Mittäter in eine Schlägerei verwickelt gewesen zu sein. 
Die Polizeibehörde führte in der Verfügung unter Hinweis auf § 81 b 
Alt. 2 Strafprozessordnung (StPO) aus, dass, soweit es für die Zwecke 
des Erkennungsdienstes notwendig ist, Lichtbilder und Fingerabdrücke 
von Beschuldigten auch gegen deren Willen aufgenommen werden 
dürfen. Im Widerspruchsbescheid wurden dann noch die übrigen 
nach § 81 b Alt. 2 StPO zulässigen erkennungsdienstlichen Mittel 
(„Messungen und ähnliche Maßnahmen“) angegeben.

Das Verwaltungsgericht hat die aufschiebende Wirkung der Klage 
des Antragstellers gegen die Verfügung wiederhergestellt. Die Be-
schwerde der Antragsgegnerin (Behörde) blieb ohne Erfolg.

Aus den Gründen

Das Verwaltungsgericht hat zutreffend entschieden, dass ernsthafte 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Verfügung wegen mangelnder 
Bestimmtheit bestanden, weil sie dem Antragsteller nicht hinrei-
chend verdeutlicht, welche konkreten erkennungsdienstlichen Maß-
nahmen er zu gewärtigen habe.

Der für den Erlass von Verwaltungsakten allgemein geltende rechts-
staatliche Bestimmtheitsgrundsatz ist in § 37 Abs. 1 VwVfG nor-
miert. Der Inhalt der getroffenen Regelung muss für den Adres-
saten vollständig, klar und erkennbar sein, damit er sein Verhalten 
danach richten kann. Allgemein gehaltene Formulierungen wie „zur 
Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen“ reichen nicht 
aus, auch in Anbetracht dessen, dass § 81 b Alt. 2 StPO einen nicht 
abgeschlossenen Katalog von erkennungsdienstlichen Maßnahmen 
enthält, die durchaus eine unterschiedliche Intensität haben können. 
Ausweislich des gesetzlichen Wortlauts sind Maßnahmen nicht nur die 
Anfertigung von Lichtbildern, die Abnahme von Fingerabdrücken und 
die Vornahme von Messungen, sondern auch „ähnliche Maßnahmen“, 
die – ohne dass es einer körperlichen Untersuchung bedarf – der Fest-

8	 OVG Lüneburg, Beschluss vom 05.02.2004 – 11 ME 271/03, NVwZ, 2004, 346–347. 

stellung der körperlichen Beschaffenheit dienen. Dazu gehören auch 
Maßnahmen, die den ganzen Körper oder bestimmte Körperteile, be-
sondere persönliche Merkmale (auch Tätowierungen, Piercings usw.) 
betreffen sowie die Stimmaufnahme auf einen Tonträger oder die An-
fertigung eines Videofilms. Angesichts dieser unterschiedlichen Aktio-
nen, die nicht nur aus der unangenehmen Situation der Datenerhebung, 
sondern vor allem aus der Aufbewahrung von persönlichen Daten einen 
erheblichen Eingriff in die Grundrechte eines Beschuldigten darstellen, 
muss der betroffene Bürger auch im Sinne eines effektiven Rechtsschut-
zes vorher Klarheit über die zu erwartenden Maßnahmen erhalten.

Durch diese strengen Anforderungen an die Bestimmtheit der An-
ordnung einer erkennungsdienstlichen Behandlung wird die effekti-
ve Verhinderung und Aufklärung von Straftaten nicht unzumutbar 
erschwert. Der Polizeibehörde müsste es im Regelfall ohne größeren 
Aufwand möglich sein, dem Beschuldigten bereits im Vorfeld mitzu-
teilen, welche konkreten erkennungsdienstlichen Einzelmaßnahmen 
im Hinblick auf die ihm vorgeworfenen bzw. in Zukunft nicht auszu-
schließenden Straftaten vorgenommen werden sollen. Auch wenn im 
Einzelfall eine abschließende Entscheidung über Art und Umfang 
der jeweils erforderlichen Maßnahmen oft erst im Laufe der Durch-
führung der erkennungsdienstlichen Behandlung getroffen werden 
kann, befreien solche Unwägbarkeiten aber die Polizeibehörde nicht 
von der Pflicht zur konkreten Vorabinformation. 

Eine Behinderung der polizeilichen Arbeit während der erkennungs-
dienstlichen Behandlung kann in derartigen Fällen dadurch vermieden 
werden, dass die Behörde nach § 37 Abs. 2 S. 1 u. 2 VwVfG mündlich 
eine ergänzende Anordnung trifft. Es dürfte deshalb zweckmäßig 
sein, bereits in der schriftlichen Anordnung der erkennungsdienstli-
chen Behandlung vorsorglich auf die Möglichkeit weiterer Maßnah-
men hinzuweisen.

Fazit

Das OVG Lüneburg hat hier konsequent die Bedeutsamkeit des Grund-
satzes der erforderlichen inhaltlichen Bestimmtheit vor Augen geführt 
und auch hilfreiche praktische „Verbesserungsvorschläge“ gemacht. Es 
klingt fast ein wenig „tröstlich“, wenn die Polizeibehörde abschließend 
darauf hingewiesen wird, dass es ihr unter Beachtung der rechtlichen 
Ausführungen des Senats unbenommen bleibt, erneut den Antragsteller 
aufzufordern, sich erkennungsdienstlich behandeln zu lassen. 

2.6.	Entscheidung des Verwaltungsgerichts Bayreuth9

Zum Sachverhalt

Der Halter eines bissigen Schäferhundes erhielt einen Bescheid mit 
folgendem Tenor: „1. Der Hund ist sicher zu verwahren und 2. außer-
halb geschlossener Räume ist dem Hund ein Maulkorb anzulegen.“ 
Seiner dagegen gerichteten Klage war teilweise Erfolg beschieden. 

Aus den Gründen

Das Verwaltungsgericht legt zunächst den Rechtsbegriff „inhaltlich 
nicht hinreichend bestimmt“ aus und weist darauf hin, dass das Er-

9 	 VG Bayreuth, Urteil vom 07.06.1988 – B 3 K 84 A. 677, NVwZ – Rechtspre-
chungsreport 4, 183-184. 



95DVP 3/15 · 66. Jahrgang

Hermann Wilhelm � Verwaltungsakte vor Gericht

fordernis der Bestimmtheit auch gewährleisten soll, dass die mit der 
Angelegenheit befassten Behörden den Inhalt des Verwaltungsakts 
etwaigen Vollstreckungsmaßnahmen oder sonstigen weiteren Ent-
scheidungen zugrunde legen können. Das Ziel, das die Behörde vor 
Augen hatte, nämlich zu verhüten, dass der Schäferhund weiterhin 
Menschen anfällt oder verletzt, kann durch eine Vielzahl von dem 
Kläger aufzugebenden Maßnahmen erreicht werden. Da der Schäfer-
hund vor Erlass der angefochtenen Anordnung immer dann zugebis-
sen hat, wenn er den Garten verlassen konnte, hätte es nahegelegen, 
dem Verantwortlichen aufzugeben, den Zaun zu erhöhen oder das 
Gartentor stets verschlossen zu halten oder den Hund gegebenenfalls 
zu bestimmten Zeiten im Zwinger zu halten oder anzubinden. 

Die Anordnung, den Schäferhund sicher zu verwahren, genügt nach 
dem oben Dargelegten nicht dem Erfordernis der Bestimmtheit ei-
nes (belastenden) Verwaltungsakts. In der mündlichen Verhandlung 
hat der Vertreter der Beklagten vorgetragen, dass die Anordnung 
auch deshalb so pauschal gefasst worden sei, um den Kläger nicht 
unnötig zu beschweren, sondern ihm Spielraum dafür zu geben, wie 
er künftige Gefährdungen durch seinen Hund ausschließen wolle. 
Diese Unklarheit geht aber zu Lasten der Beklagten. Der Verwal-
tungsakt war insoweit rechtswidrig und aufzuheben.

Dagegen ist die Anordnung unter Nr. 2, dass der Hund außerhalb 
geschlossener Räume mit einem Maulkorb zu versehen ist, rechtlich 
nicht zu beanstanden. 

Fazit

Die Kritik des Verwaltungsgerichts an der zu unbestimmt formu-
lierten Aufforderung Nr. 1 ist berechtigt und gut nachvollziehbar. 
Diese Textpassage ist ein leider klassisches Beispiel dafür, wie nicht 
geschrieben werden sollte.

3.	 Bestimmtheit von Nebenbestimmungen

Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts10 

Zum Sachverhalt

Die Kläger –  drei Wohnungsbaubetreuungsunternehmen – erhielten 
zu ihren gleichlautenden Zulassungsbescheiden nachträglich jeweils 
die Auflage, zum Zweck des Kundenschutzes die Vertragsgestaltungs-
empfehlungen des von der Landesnotarkammer Bayern herausgegebenen 
Merkblattes für die Gestaltung von Verträgen mit Bauträgern (vierseiti-
ger Text im Kleindruck) zu beachten. Klage und Berufung der Kläger 
wurden zurückgewiesen. Ihre Revision hatte demgegenüber Erfolg.

Aus den Gründen

Für eine Auflage nach § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG ist kennzeichnend, dass 
sie etwas vorschreibt; sie trifft eine „Anordnung“, und darin liegt ihre den 
Begriff des Verwaltungsakts erfüllende „Regelung“. Daran knüpft das 
Erfordernis hinreichender Bestimmtheit an. Auflagen sind hinreichend 
bestimmt nur dann, wenn „ihr Entscheidungsgehalt für den Adressaten 
nach Art und Umfang aus sich heraus erkennbar und verständlich ist“. 
Diesen Anforderungen wird der angefochtene Bescheid nicht gerecht.

10 	BVerwG, Urteil vom 26.01.1990 – 8 C 69/87, NVwZ 1990, 855–857.

Die vom Beklagten der Zulassung nachträglich hinzugefügte Auflage ver-
langt von den Klägern, bestimmte Vorgaben zu „beachten“. Schon das ist 
nicht aus sich heraus ohne Weiteres klar. Bei einer Pflicht, etwas „beach-
ten“ zu müssen, ist zwar eine zumindest für den Regelfall strikte Bindung 
intendiert; das Wort „beachten“ gibt aber dennoch nicht schon aus sich 
verlässlich her, ob und unter welchen Umständen im Einzelfall ein Abwei-
chen von dem, was „beachtet“ werden muss, erlaubt sein soll. Allein daraus 
lässt sich allerdings noch nicht auf einen zur Rechtswidrigkeit führenden 
Mangel an Bestimmtheit schließen. Die Bestimmtheit fehlt nicht bereits 
deshalb, weil es zur Ermittlung des Entscheidungsgehalts der Auslegung 
bedarf. Wenn die erforderliche Bestimmtheit durch Auslegung erreicht 
werden soll, ist jedoch notwendig, dass jedenfalls die Auslegung zu einer 
für die Vollziehbarkeit ausreichenden Eindeutigkeit führt. 

Davon kann im hier gegebenen Fall keine Rede sein. Allein die Bezug-
nahme auf das Merkblatt für die Gestaltung von Verträgen mit Bauträ-
gern, um nur darauf abzuheben, übernimmt in den Entscheidungsge-
halt der angefochtenen Auflage einen im Kleindruck vierseitigen Text, 
in dem sich Aussagen von sehr verschiedener Art und Qualität mischen. 
Neben Rechtsauskünften treten Empfehlungen unterschiedlichster 
Beschaffenheit, wie schon die jeweils verwendeten Vokabeln – „darf“, 
„darf nicht“, „darf erst“, „ist zu achten auf“, „muss“, „sollte“, „kann sich 
empfehlen“, „sind folgende Wege möglich“ usw. – deutlich machen. 
Das alles pauschal unter die ihrerseits nicht eindeutige Anforderung der 
„Beachtung“ zu stellen, führt nicht zu einem Anforderungsinhalt, von 
dem der Betroffene auch nur einigermaßen sicher zu erkennen vermag, 
was denn nun genau von ihm verlangt wird und was nicht.

Das alles verfehlt instrumental das Wesen der Auflage. Der Beklagte 
hat mit der angefochtenen Auflage „vorgeschrieben“, und er muss 
dementsprechend den Anforderungen Rechnung tragen, die an die 
Bestimmtheit zu stellen sind, wenn etwas vorgeschrieben wird. Die 
Auflage ist daher rechtswidrig.

Fazit

Hier hat der Beklagte (Ministerium) in unzumutbarer Weise nach-
träglich „überreguliert“ und Forderungen aufgestellt, die in ihrer Kom-
plexität auch beim besten Willen kaum zu befolgen waren. Es verwun-
dert, dass erst das Bundesverwaltungsgericht in der Revisionsinstanz 
diese Auflage aufheben und damit den „Missstand“ beheben konnte.

4.	 Bestimmtheit von Verwaltungsvollstreckungsmaßnahmen

4.1.	Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs Mannheim11

Zum Sachverhalt

Die Klägerin erhielt von der Beklagten einen Bescheid im Zusam-
menhang mit der Außenbewirtschaftung einer Gaststätte. Unter 
Anordnung der sofortigen Vollziehung wurde ein Zwangsgeld in Höhe 
von 5.000 DM für den Fall angedroht, dass die nachfolgend aufgeführten 
Bedingungen/Auflagen nicht eingehalten werden. Unter „Bedingun-
gen/Auflagen“ wurde in insgesamt 20 Einzelpositionen u. a. verfügt: 
1. Der beigefügte Lageplan ist Bestandteil der Genehmigung. 2. Es 
ist untersagt, eine planabweichende Aufstellung der Außenbestuh-

11 VGH Mannheim, Urteil vom 17.08.1995 – 5 S 71/95, NVwZ 1995 – Rechtspre-
chungsreport , 612-614.
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lung bzw. ein Überschreiten der Bestuhlungsfläche vorzunehmen. 
Geschieht dies dennoch, ist dieser Teil der Außenbestuhlung un-
verzüglich zu entfernen 3.  [�] 4. Die Errichtung von Bauten oder 
Bauteilen jeder Art, die mit dem Boden fest verbunden sind, ist nicht 
gestattet. 

Zwei Jahre nach Erlass des Bescheids stellte die Beklagte fest, dass 
u. a. die Außenbewirtschaftung auf einer größeren Fläche als geneh-
migt durchgeführt wurde und eine mit dem Erdboden fest verbunde-
ne Umzäunung vorhanden war. Da die Klägerin trotz Aufforderung 
nicht tätig wurde, erließ die Beklagte einen Zwangsgeldfestsetzungs-
bescheid in Höhe von 5.000 DM. Die Berufung der Klägerin gegen 
die Abweisung der Klage hatte Erfolg.

Aus den Gründen

Die Höhe des pauschal angedrohten Zwangsgeldes einerseits und die 
Vielzahl sowie die Unterschiedlichkeit der „Auflagen/Bedingungen“ 
andererseits schließen eine bestimmte oder auch nur bestimmbare Zu-
ordnung des Zwangsgeldes zu einzelnen Handlungs-, Duldungs- oder 
Unterlassungspflichten aus. Die Klägerin als Adressatin des Genehmi-
gungsbescheids und mögliche Vollstreckungsschuldnerin kann danach 
nicht wissen, für welche Handlung oder welches Unterlassen ihr ein 
Zwangsgeld in welcher Höhe droht. Dies wird dem strikten gesetzli-
chen Gebot zur Androhung eines Zwangsgeldes in bestimmter Höhe 
nach § 20 Abs. 4 Verwaltungsvollstreckungsgesetz Baden-Württem-
berg nicht gerecht. Als Androhung für jeden einzelnen Fall der Zu-
widerhandlung gegen eine der Auflagen oder Bedingungen kann sie 
schon wegen der absoluten Höhe des angedrohten Zwangsgeldes nicht 
verstanden werden. Gerade hinsichtlich einzelner Gestaltungsaufla-
gen betreffend die Pflanzkübel wäre ein Zwangsgeld über 5.000 DM 
unverhältnismäßig. Bei anderen „Auflagen/Bedingungen“ ist ohnehin 
unklar, ob sie überhaupt mit einem Zwangsgeld bewehrt werden kön-
nen und aus der Sicht der Beklagten auch sollen.

Zwar führt die Bestandskraft einer Zwangsgeldandrohung grund-
sätzlich dazu, dass sie ausreichende Grundlage für eine ordnungsge-
mäß erfolgende Zwangsgeldfestsetzung ist, ohne dass deren Recht-
mäßigkeit von der etwaigen Rechtswidrigkeit der bestandskräftigen 
Androhung berührt würde. Allerdings ist die Androhung eines 
einheitlichen Zwangsgeldes im Hinblick auf eine Vielzahl unter-
schiedlicher Auflagen und Bedingungen ungeachtet der Bestands-
kraft (Unanfechtbarkeit) der Androhungsverfügung keine taugliche 
Grundlage für eine spätere Zwangsgeldfestsetzung, wenn nicht er-
kennbar ist, für welchen Verstoß gegen eine Handlungs-, Duldungs- 
oder Unterlassungspflicht ein Zwangsgeld angedroht worden ist und 
in welcher Höhe. 

Die Zwangsgeldfestsetzung ist mangels der gebotenen Androhung 
eines bestimmten Zwangsmittels rechtswidrig.

Fazit

Es wird deutlich, dass eine ungenaue, weil nicht differenzierende For-
mulierung in Unkenntnis des Bestimmtheitsprinzips sowohl beim 
Erlass des Verwaltungsakts mit Nebenbestimmungen als auch im 
späteren Verwaltungsvollstreckungsverfahren zu langwierigen Ver-
zögerungen der Durchsetzung behördlicher Maßnahmen führen 
kann.

4.2.	Entscheidung des Verwaltungsgerichts Aachen12

Zum Sachverhalt

Die Klägerin betreibt eine offene Getreideannahmestelle. Nachdem 
sich Anwohner über erhebliche Staub- und Lärmbelästigungen be-
schwert hatten, ordnete der Beklagte mit Ordnungsverfügung vom 
17.06.2003 Folgendes an:

1. Die obengenannte offene Anlage zum Be- und Entladen von Getrei-
de ist vor der anstehenden Erntesaison (Beginn Anfang Juli) des Jahres 
2003 entweder einzuhausen und mit einer Randabsaugung zu versehen 
oder eine Randabsaugung mit ausreichender Saugleistung zu installie-
ren, so dass ein Betrieb ohne eine erhebliche Staubbelästigung gewähr-
leistet ist. Die Entladung des Getreides auf Lkw hat so zu erfolgen, dass 
die Fallstrecke des Getreides minimiert wird. Die abgesaugte Luft ist in 
den genannten Fällen so zu entstauben, dass die im Abgas enthaltenen 
staubförmigen Emissionen (Gesamtstaub einschließlich Feinstaub) die 
Massenkonzentration von 20 mg/cbm nicht überschreiten.

2. Die Anlage ist so zu betreiben, dass die von diesen Anlagen verur-
sachten Geräuschimmissionen folgende Werte nicht überschreiten: �

3. Sollten Sie den obigen Anordnungen zu den genannten Terminen nicht 
nachkommen, so wird Ihnen hiermit für die Nichteinhaltung der Anord-
nung ein Zwangsgeld in Höhe von je 5.000 EUR angedroht.

Nachdem es im Sommer 2005 erneut zu Anwohnerbeschwerden ge-
kommen war, setzte der Beklagte mit Bescheid vom 06.09.2005 ein 
Zwangsgeld in Höhe von 5.000 EUR fest und drohte gleichzeitig ein 
erneutes Zwangsgeld in Höhe von 10.000 EUR an, für den Fall, dass 
die in der Ordnungsverfügung vom 17.06.2003 genannten Maßnah-
men nicht bis zum 01.01.2006 vollständig erfüllt sind. 

Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren erhob die Klägerin Klage 
gegen den Festsetzungsbescheid vom 06.09.2005 sowie gegen die 
damit verbundene erneute Androhung. Die zulässige Klage war er-
folgreich.

Aus den Gründen

Die Rechtmäßigkeit einer Zwangsgeldfestsetzung setzt u. a. voraus, 
dass diese auf einer im Sinne von § 37 Abs. 1 VwVfG, § 63 Abs. 3 
S.  1 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW inhaltlich hinreichend 
bestimmten Zwangsgeldandrohung beruht. Dies gilt auch dann, wenn 
die Zwangsgeldandrohung bestandskräftig ist. Die Bestandskraft 
kann allerdings nicht dazu führen, dass so schwerwiegende Fehler der 
Zwangsmittelandrohung für die spätere Zwangsgeldfestsetzung unbe-
achtlich sind, die ihr die Geeignetheit für den bestimmungsgemäßen 
Zweck nehmen, nämlich den Vollstreckungsschuldner erkennen zu 
lassen, welches Zwangsmittel er in welchem Fall zu erwarten hat. Lei-
det die Zwangsgeldandrohung an einem so schwerwiegenden Fehler, 
der ihre hinreichende Bestimmtheit ausschließt, kann sie trotz Unan-
fechtbarkeit nicht taugliche Grundlage für die Zwangsgeldfestsetzung 
sein. Dies ist notwendige Folge des Aufeinanderbezogenseins der ver-
schiedenen Stufen des Verwaltungsvollstreckungsverfahrens.

12 	VG Aachen, Urteil vom 09.05.2006 – 6 K 506/06, NRW-Justizportal à www.
justiz.nrw.de
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Eine Androhung zur Durchsetzung mehrerer Verpflichtungen muss 
erkennen lassen, ob sie sich auf Verstöße gegen jede einzelne Verpflich-
tung bezieht oder nur auf Verstöße gegen alle Verpflichtungen zu-
gleich. Sie muss also sozusagen „pflichtenscharf“ ausgestaltet werden.

Die weitere Zwangsgeldandrohung in Höhe von 10.000 EUR ist eben-
falls rechtswidrig. Unter Anwendung der dargestellten Grundsätze 
fehlt auch ihr die erforderliche Bestimmtheit. Wie bereits in der Ord-
nungsverfügung vom 17.06.2003 droht der Beklagte das Zwangsgeld 
nicht „pflichtenscharf“ an, sondern bezieht es zu pauschal auf die „in 
der Ordnungsverfügung vom 17.06.2003 genannten Maßnahmen.“ 

Fazit

Bei dieser Entscheidung ist bemerkenswert, dass das Verwaltungsge-
richt – auf Wunsch der Vertreter des Beklagten im Erörterungster-
min – noch Hinweise gibt, wie eine dem Bestimmtheitserfordernis 
gerecht werdende Zwangsgeldandrohung zu formulieren ist. Das Ver-
dikt der Unbestimmtheit der Zwangsgeldandrohung ließe sich etwa 
vermeiden, indem der Beklagte diese explizit auf jede einzelne Hand-
lungspflicht der Ziffer 1 der Ordnungsverfügung vom 17.06.2003 be-
zöge, wenn diese Ziffer 1 entsprechend klar strukturiert würde.

5.	 Zulässigkeit fremdsprachlicher Ausdrücke

Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW13

Zum Sachverhalt

Die Verwaltungsbehörde untersagte durch Ordnungsverfügung die 
Nutzung von Räumlichkeiten im 2. und 3. Obergeschoss als „Showroom“. 
Die Adressatin rügt als Antragstellerin im einstweiligen Rechtsschutz-
verfahren einen Verstoß gegen das Bestimmtheitsprinzip und gegen 
§ 23 Abs. 1 VwVfG („Die Amtssprache ist deutsch“). Das Verwal-
tungsgericht wies den Antrag zurück. Die Beschwerde blieb erfolglos.

Aus den Gründen

Mit dieser Formulierung – Nutzung als „Showroom“ – verstößt die 
Ordnungsverfügung weder gegen § 37 Abs. 1 VwVfG noch gegen 
§ 23 Abs. 1 VwVfG. 

Für den Adressaten einer Bauordnungsverfügung muss erkennbar 
sein, welches Verhalten von ihm verlangt wird; ein Verstoß gegen den 
Bestimmtheitsgrundsatz liegt vor, wenn der Inhalt des Verwaltungs-
akts auch durch Auslegung – maßgeblich ist der Empfängerhori-
zont – nicht zweifelsfrei ermittelt werden kann. Daran gemessen ist 
die hier angegriffene Ordnungsverfügung nicht zu beanstanden. Für 
die Antragstellerin ist zweifelsfrei erkennbar, welche Nutzung sie in 
den betroffenen Räumlichkeiten weiterführen darf (Büronutzung) 
und welche sie zu unterlassen hat (Nutzung als Showroom). Was 
unter einem Showroom zu verstehen ist, ist für die Antragstellerin als 
Adressatin des Verwaltungsakts unmissverständlich erkennbar. 

Der Begriff ist in der textlichen Festsetzung des Bebauungsplans – der 
Antragstellerin mitgeteilt durch das Anhörungsschreiben  – definiert 
als „eine Nutzung von Büro- oder Geschäftsräumen zu Ausstellungs- 

13 	OVG NRW, Beschluss vom 08.04.2005 – 10 B 2730/04, NJW 2005, 2246-2247.

und Verkaufszwecken, soweit die Verkäufe über den täglichen Bedarf 
des Gebiets hinausgehen“. Dass es andere Möglichkeiten geben mag, 
den Ausdruck „Showroom“ zu definieren und dass es sich hierbei nicht 
um einen eingeführten baurechtlichen Fachbegriff handeln mag, spielt 
keine Rolle. Für die Antragstellerin war nach Zugang des Anhörungs-
schreibens eindeutig, welches Verständnis die Behörde dem Ausdruck in 
der angekündigten Ordnungsverfügung zu Grunde legen würde, so dass 
es ihr ohne Weiteres zumutbar gewesen wäre, sich die Begriffsbestim-
mung in der textlichen Festsetzung des Bebauungsplans zu beschaffen. 

Im Übrigen ergibt sich aus dem Schriftwechsel im Verwaltungsverfah-
ren, dass es sich bei dem Ausdruck „Showroom“ um einen in der Mo-
debranche gängigen Fachausdruck mit hinreichend klaren Konturen 
handelt. In einem Showroom werden Erzeugnisse der Branche dem 
Fachpublikum, insbesondere den Weiterverkäufern, präsentiert, um die 
Gelegenheit zu schaffen, Entscheidungen über Bestellung und Kauf der 
zur Schau gestellten Artikel auch abseits einer Modemesse zu treffen.

Die Ordnungsverfügung verstößt mit der Verwendung des Wortes 
„Showroom“ auch nicht gegen § 23 Abs. 1 VwVfG. Nach dieser Vor-
schrift darf und muss sich die Behörde in dem von ihr ausgehenden 
Schriftverkehr des Deutschen als Amtssprache bedienen. Dies umfasst 
die deutsche Umgangssprache und die Fachsprache. Die Verwendung 
fremdsprachiger Ausdrücke der Fachsprache ist dann möglich, wenn 
diese Ausdrücke in einem Fachgebiet allgemein geläufig sind, wenn 
sich eine einheitliche und bedeutungsgleiche deutsche Übersetzung 
(noch) nicht herausgebildet hat oder wenn dem (nur) deutsch spre-
chenden Fachmann ihre Bedeutung ohne Weiteres klar ist.

Die angegriffene Ordnungsverfügung ist in deutscher Sprache unter zu-
lässiger Verwendung eines englischsprachigen Fachausdrucks abgefasst. 
Das Wort „Showroom“ ist – für die Antragstellerin als Unternehmen in 
der Modebranche offenkundig und wie sich auch aus dem Verwaltungs-
verfahren ergibt – ein in der Modebranche eingeführter Ausdruck, über 
dessen Inhalt Klarheit besteht, der jedoch in einer bedeutungsgleichen 
deutschen Fassung bisher nicht existiert; er ist daher als Fachausdruck 
verwendungsfähig, insbesondere nicht missverständlich.

Fazit

Der Entscheidung des OVG NRW ist zuzustimmen. § 23 Abs. 1 
VwVfG enthält kein „Reinheitsgebot“, das jeglichen Gebrauch von 
fremdsprachigen Ausdrücken ausschließt. Wesentlich ist letzten En-
des, ob der Adressat mit dem Ausdruck hinreichend vertraut ist, so 
dass keine Verständnisprobleme entstehen können.

6.	 Rechtsbehelfsbelehrung14

6.1.	Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts15

Zum Sachverhalt

Die einem Planfeststellungsbeschluss beigefügte Rechtsbehelfsbe-
lehrung wies u. a. auf die Schriftform hin, belehrte über die gebotene 

14 	Blaha/Şahin-Schulze, Die Rechtsbehelfsbelehrung zwischen dem Anspruch auf 
Rechtssicherheit und dem Wunsch nach Verständlichkeit, in: Fisch/Margies, 
Bessere Verwaltungssprache – Grundlagen, Empirie, Handlungsmöglichkeiten, 
S. 119 – 143, Berlin 2014, Duncker & Humblot.

15 	BVerwG, Urteil vom 21.03.2002 – 4 C 2.01, DVBl 2002, 1553-1554.
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Bezeichnung von Kläger, Beklagter und Streitgegenstand und mach-
te auf eine spezialgesetzliche Regelung aufmerksam, wonach die 
zur Begründung der Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel 
angegeben werden sollten. Auch wurde die Rechtslage hinsichtlich 
der nicht vorhandenen aufschiebenden Wirkung erörtert sowie die 
Möglichkeit erwähnt, hierzu einen Antrag beim Oberverwaltungs-
gericht zu stellen, Allerdings fehlte der – gesetzlich nicht vorgeschrie-
bene – Hinweis auf den anwaltlichen Vertretungszwang bei Erhebung 
der Klage vor dem Oberverwaltungsgericht. Der Kläger legte daraufhin 
persönlich Klage ein. Einige Zeit später legte sein Anwalt einen Be-
gründungsschriftsatz vor.

Das OVG wies die Klage als unzulässig ab. Das Bundesverwaltungs-
gericht hielt die Revision jedoch für begründet und wies die Sache an 
das OVG zurück.

Aus den Gründen

Die vom Kläger durch Schreiben seines Rechtsanwalts (später) er-
hobene Klage war entgegen der Auffassung des OVG rechtzeitig. 
Da die Rechtsbehelfsbelehrung unrichtig erteilt war, lief die Jahres-
frist gemäß § 58 Abs. 2 VwGO. Eine Rechtsbehelfsbelehrung ist 
nicht nur unrichtig, wenn sie die in § 58 Abs. 1 VwGO zwingend 
geforderten Angaben nicht enthält. Sie ist es vielmehr auch dann, 
wenn sie geeignet ist, bei dem Betroffenen einen Irrtum über die 
formellen oder materiellen Voraussetzungen des in Betracht kom-
menden Rechtsbehelfs hervorzurufen und ihn dadurch abzuhalten, 
den Rechtsbehelf überhaupt, rechtzeitig oder in der richtigen Form 
einzulegen.

Vorliegend war die Rechtsbehelfsbelehrung objektiv geeignet, den 
Kläger in die Irre zu führen. Denn durch die Vielzahl der in ihr ent-
haltenen Informationen erweckte sie den Eindruck, alle zu erfül-
lenden Anforderungen vollständig aufgelistet zu haben. Insbeson-
dere konnte sie dahin verstanden werden, dass ein nicht durch einen 
Rechtsanwalt vertretener Kläger innerhalb der Monatsfrist persön-
lich Klage erheben könne. Somit war die Rechtsbehelfsbelehrung 
im Ergebnis irreführend, obwohl die in ihr enthaltenen Hinweise als 
solche – isoliert betrachtet – nicht unzutreffend waren.

Fazit

Die Behörden geben oft (weitere) bürgerfreundliche Hinweise in der 
Rechtsbehelfsbelehrung.16 Generell ist jedoch vor einer Überfrach-
tung mit vielen gesetzlich nicht vorgeschriebenen Zusätzen zu war-
nen. Für den vorliegenden Bescheid gilt deshalb: gut gemeint, aber 
nicht gut gemacht.

16 	Das gilt z.B. auch für den Hinweis auf die Möglichkeit, die Klage auf elektroni
schem Wege einzureichen (für NRW siehe Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen [ERVVO VG/FG] vom 7. November 2012, GV. NRW. 
2012 S. 548). Die Pf lichtbestandteile einer Rechtsbehelfsbelehrung werden in 
§ 58 Abs. 1 VwGO aufgeführt. Die Form des Rechtsbehelfs wird nicht erwähnt, 
so dass darauf verzichtet werden kann, was aber üblicherweise nicht geschieht. 
Wenn über die Form belehrt wird, empfiehlt sich ein Hinweis auch auf die elek-
tronische Kommunikation. Allerdings ist streitig, ob die Rechtsbehelfsbeleh-
rung bei Fehlen einer solchen Mitteilung fehlerhaft ist. Keine Unrichtigkeit: 
BFH, Beschluss vom 12.12.2012 – I B 127/12, DB 2013, 270; a.A. OVG RP, 
Urteil vom 08.03.2012 – 1 A 11258/11.OVG, DVBl 2012, 659. 

6.2.	Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Bautzen17

Zum Sachverhalt

Der Antragsteller begehrt einstweiligen Rechtsschutz gegen die nach-
trägliche Befristung seiner Aufenthaltserlaubnis. In diesem Bescheid 
enthielt die Rechtsbehelfsbelehrung u. a. den Hinweis, der Wider-
spruch sei schriftlich beim Oberbürgermeister der Stadt Chemnitz, Ord-
nungsamt, Postschließfach 847, 09008 Chemnitz, oder zur Niederschrift 
im Dienstgebäude der Ausländerbehörde, Hilbersdorfer Str. 23, 09131 
Chemnitz, einzulegen. Der Widerspruch des Antragstellers wurde 
später als einen Monat nach Zustellung des Bescheids erhoben.

Das Verwaltungsgericht lehnte den Antrag auf einstweiligen Rechts-
schutz ab. Die Beschwerde des Antragstellers hatte Erfolg.

Aus den Gründen

Entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts ist der Bescheid 
nicht wegen Versäumung der Widerspruchsfrist unanfechtbar gewor-
den. Der Widerspruch war vielmehr gemäß § 58 Abs. 2 VwGO noch 
innerhalb eines Jahres seit der Zustellung des Bescheids zulässig, weil 
diesem eine fehlerhafte Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt war. 

Bei Überprüfung einer Rechtsbehelfsbelehrung auf ihre Richtigkeit 
ist zu berücksichtigen, dass sie nicht die Aufgabe hat, dem Betroffe-
nen – bis nahezu an die Grenze der Bevormundung – alle eigenen 
Überlegungen bezüglich der Art seines weiteren Vorgehens abzu-
nehmen. Die Belehrung ist für den geschäfts- und prozessfähigen 
Bürger bestimmt und nicht an einer unmündigen Person zu orientie-
ren, die sich nicht zu helfen weiß. 

Die dem Bescheid beigefügte Rechtsbehelfsbelehrung enthält nach 
diesen Maßstäben Unrichtigkeiten, die zu ihrer Fehlerhaftigkeit 
führen. Der betreffende Hinweis ist zum einen geeignet, bei dem 
Adressaten den Eindruck zu erwecken, dass der schriftliche Wider-
spruch nur auf dem Postweg, nicht aber auch durch Einwurf eines 
Widerspruchsschreibens in den Briefkasten eines städtischen Amtes 
oder auch durch persönliche Abgabe eines solchen Schreibens in ei-
nem Amt der Antragsgegnerin eingelegt werden kann. Die Bezeich-
nung lediglich des Postschließfaches kann beim Betroffenen den 
Irrtum hervorrufen, dass damit die letztgenannten Möglichkeiten 
der schriftlichen Einlegung eines Widerspruchs ausgeschlossen sind. 
Ein Schriftstück kann nämlich nur auf dem Postweg, das heißt nach 
seiner Aufgabe zur Post, in ein angegebenes Schließfach gelangen.

Zum anderen ist der Hinweis geeignet, beim Adressaten den Ein-
druck zu erwecken, der Widerspruch dürfe entsprechend der gewähl-
ten Form der Widerspruchseinlegung nur bei einem der genannten 
Ämter der Antragsgegnerin erhoben werden. Der Hinweis auf die 
Möglichkeit der schriftlichen Widerspruchseinlegung beim Ober-
bürgermeister, Ordnungsamt, und der Widerspruchseinlegung durch 
Erklärung zur Niederschrift bei der Ausländerbehörde lässt nämlich 
nicht hinreichend erkennen, dass der Betroffene bei jedem Amt der 
Antragsgegnerin seinen Widerspruch schriftlich oder zur Nieder-
schrift erheben darf. 

17 	OVG Bautzen, Beschluss vom 16.12.1996 – 3 S 610/96, LKV 1997, 228.
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Die zu einem wechselseitigen Ausschluss der Ämter, bei denen Wi-
derspruch eingelegt werden kann, führende Zuordnung lässt für den 
rechtsunkundigen Adressaten nicht erkennen, dass er sich an die 
Stadt Chemnitz wenden muss und damit an jedes Amt der Stadt 
wenden darf, um dort schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch 
einzulegen.

Die Rechtsbehelfsbelehrung ist deshalb im Ergebnis geeignet, beim 
Betroffenen einen Irrtum über die formellen Voraussetzungen des in 
Betracht kommenden Rechtsbehelfs hervorzurufen. Sie stellt eine 
vom Gesetz nicht gewollte Erschwerung der Einlegung eines Wi-
derspruchs dar und genügt damit nicht den Anforderungen des § 58 
Abs. 1 VwGO.

Fazit

Das OVG hat hier strenge Kritik geäußert und konsequent entschie-
den. Zu vermuten ist, dass der missverständliche Hinweis letztlich 
getragen war von dem nachvollziehbaren Bemühen, einem Auslän-
der genau mitzuteilen, was ihm an Möglichkeiten für einen Rechts-
behelf im rechtsstaatlichen Aufenthaltsland zur Verfügung steht.18

6.3	 Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW19

Zum Sachverhalt

Der Kläger unterzog sich am 18.05.1994 mit Erfolg der ersten juris-
tischen Staatsprüfung. Das Ergebnis der Prüfung wurde ihm nach 
deren Ende vom Vorsitzenden der Prüfungskommission verkündet. 
Mit Schreiben vom 27.05.1994 übersandte der Vorsitzende des be-
klagten Amtes dem Kläger per Einschreiben ein – auf denselben Tag 
datiertes – Zeugnis. Das Schreiben hatte folgenden Wortlaut: 
„Nachdem Sie am 18.5.94 vor dem Justizprüfungsamt bei dem Ober-
landesgericht … die erste juristische Staatsprüfung bestanden haben, 
übersende ich Ihnen das beiliegende Zeugnis. Als weitere Anlagen 
erhalten Sie die eingereichten Unterlagen zurück.“ Das Schreiben 
war mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen, deren erster Satz wie 
folgt lautet: „Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats 
nach Zugang Widerspruch beim Justizprüfungsamt bei dem Oberlandes-
gericht … einlegen.“ 

Mit Schreiben vom 13.08.1994 legte der Kläger gegen die Prüfungs-
entscheidung Widerspruch ein, mit dem er sich gegen die Bewertung 
seiner Hausarbeit wandte. Das beklagte Amt wies den Widerspruch 
wegen Versäumung der Widerspruchsfrist als unzulässig zurück. 

Das Verwaltungsgericht hat die Klage als unzulässig abgewiesen. 
Die vom Oberverwaltungsgericht zugelassene Berufung führte zur 
Aufhebung des Urteils und zur Zurückverweisung an das Verwal
tungsgericht. 

18 	Das Bundessozialgericht ist in einem Beschluss vom 18.10.2007 – B 3 P 24/07 B, 
NZS 2008, 615 von einer unrichtigen Belehrung ausgegangen, wenn der Text 
bei abstrakter Betrachtungsweise geeignet sein könnte, den Informationswert 
der richtigen Angaben zu mindern oder den Berechtigten von Erkundigungen 
über weitere Möglichkeiten abzuhalten und dadurch Einf luss auf die verspätete 
oder formwidrige Einlegung oder Begründung des Rechtsbehelfs gehabt haben 
könnte. Die Rechtsmittelbelehrung dürfe nicht so abgefasst sein, dass sie durch 
weitere Informationen inhaltlich überfrachtet werde und, statt Klarheit zu schaf-
fen, wegen ihres Umfanges und ihrer Kompliziertheit Verwirrung stifte.

19 	OVG NRW, Urteil vom 25.02.2000 – 14 A 4921/99, NVwZ 2000, 212–214.

Aus den Gründen

Der Widerspruch des Klägers ist nicht verspätet eingelegt worden. 
Die mit dem Schreiben vom 27.05.1994 verbundene Rechtsbehelfs-
belehrung war unrichtig im Sinne des § 58 Abs. 2 S. 1 VwGO. 

Die Fehlerhaftigkeit folgt bereits daraus, dass für den Beginn der 
Frist auf den „Zugang“ und nicht auf die „Zustellung“ des Bescheids 
abgehoben worden ist. Diese fehlerhafte Angabe kann sich auch auf 
die Einlegung des Rechtsbehelfs auswirken. Da eine Frist, die vom 
Zugang des Bescheids an läuft, früher ablaufen kann als die, die von 
dem – fiktiven – Zeitpunkt an rechnet, in dem die Zustellung nach 
§ 4 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz als bewirkt gilt, kann der 
Fehler dazu führen, dass zum Ende der Frist die Einlegung eines 
Widerspruchs in der durch die Rechtsbehelfsbelehrung ausgelösten 
fehlerhaften Vorstellung unterbleibt, die Frist sei bereits abgelaufen, 
obwohl sie in Wirklichkeit noch läuft. 

Dass für den rechtskundigen Empfänger (Kläger) klar zu erkennen 
ist, dass die von der Behörde gewählte Formulierung falsch ist und 
dass sie richtigerweise etwas anderes in der Rechtsbehelfsbelehrung 
hätte schreiben müssen, ändert an der objektiven Unrichtigkeit der 
Belehrung und der dadurch nach § 58 Abs. 2 Satz 1 VwGO bewirk-
ten Rechtsfolge – Jahresfrist – nichts.

Fazit

Es verwundert sehr, dass sogar das Justizprüfungsamt (!) beim For-
mulieren der Rechtsbehelfsbelehrung in verhängnisvoller Weise den 
Ausdruck „Zugang“ statt „Zustellung“ gewählt hat.

6.4.	Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts NRW20

Zum Sachverhalt

Der Kläger ist Mitglied des Beklagten und entrichtet an diesen 
einkommensbezogene Beiträge. Da der Kläger einen geforderten 
Einkommensnachweis nicht vorlegte, setzte der Beklagte den Re-
gelpflichtbeitrag mit Bescheid vom 25.10.2004 fest. Die beigefügte 
Rechtsbehelfsbelehrung – soweit hier von Interesse – lautet: „Gegen 
diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erheben.“ Der Bescheid wurde entsprechend der An-
ordnung im Adressfeld mit Einschreiben gegen Rückschein an die 
Kanzleiadresse des Klägers übersandt. Der Kläger betreibt seine 
Einzelkanzlei in Räumen des elterlichen Wohnhauses. Frau C, die 
Mutter des Klägers, bestätigte den Empfang des Bescheids unter 
dem 27.10.2004.

Am 04.04.2005 legte der Kläger gegen den Bescheid Widerspruch 
ein und beantragte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Zur 
Begründung führte er aus, er habe den Beitragsbescheid nicht auffin-
den können. In der Sache trug er vor, der festgesetzte Regelpflichtbei-
trag entspreche nicht seinen Einnahmen. Den Einkommensnach-
weis werde er nachreichen. Der Beklagte wies den Widerspruch des 
Klägers als unzulässig zurück. Das Verwaltungsgericht hat die Klage 
abgewiesen und zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt, dass 
der mit einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung versehene 

20 	OVG NRW, Beschluss vom 04.03.2009 – 5 A 924/07, NJW 2009, 1832–1833.
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Verwaltungsakte vor Gericht � Hermann Wilhelm

Beitragsbescheid bestandskräftig sei. Die – vom Oberverwaltungs-
gericht zugelassene – Berufung hatte Erfolg.

Aus den Gründen

Die Klage ist zulässig. Das Vorverfahren ist ordnungsgemäß durch-
geführt worden. Der Kläger hat gegen den Beitragsbescheid vom 
25.10.2004 am 04.04.2005 fristgerecht Widerspruch erhoben. Der 
Widerspruch konnte gemäß § 58 Abs. 2 S. 1 VwGO innerhalb eines 
Jahres seit Zustellung, Eröffnung oder Verkündung eingelegt wer-
den, weil die Rechtsbehelfsbelehrung unrichtig ist. Fehlerhaft ist eine 
Rechtsbehelfsbelehrung dann, wenn sie die in § 58 Abs. 1 VwGO 
zwingend geforderten Mindestangaben nicht enthält oder wenn die-
sen Angaben ein unzutreffender oder irreführender Zusatz beigefügt 
ist, der sich generell eignet, die Einlegung des Rechtsbehelfs zu er-
schweren.

Die hier zu beurteilende Rechtsbehelfsbelehrung ist irreführend. Sie 
belehrt darüber, dass die Widerspruchsfrist mit der „Bekanntgabe“ 
des Bescheids beginne. Diese Formulierung war geeignet, die Einle-
gung des Rechtsbehelfs zu erschweren, weil der Bescheid auf behörd-
liche Anordnung per Einschreiben mit Rückschein zugestellt wurde. 
Zwar ist der Widerspruch gemäß § 70 Abs. 1 S. 1 VwGO innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts zu erheben. 
Mit der Anordnung der Bekanntgabe durch Zustellung unterliegt 
die Bekanntgabe jedoch in gleicher Weise den Regelungen des Zu-
stellungsrechts wie in den Fällen, in denen die Zustellung gesetzlich 
vorgeschrieben ist.

Indem die Rechtsbehelfsbelehrung nicht auf die tatsächlich einge-
leitete Zustellung hinwies, die wegen ihrer behördlichen Anord-
nung für den Lauf der Widerspruchsfrist maßgeblich war, konnte 
die Belehrung einen Irrtum des Adressaten über den Beginn der 
Rechtsbehelfsfrist hervorrufen und dadurch die rechtzeitige Wider-
spruchserhebung unzumutbar erschweren. Anders als bei der Zu-
stellung mit Zustellungsurkunde oder gegen Empfangsbekenntnis 
ist die Zustellung durch Einschreiben zumindest nach der hier noch 
maßgeblichen Regelung in § 4 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz 
in der bis zum 31.01.2006 geltenden Fassung aus Sicht des Empfän-
gers nicht zweifelsfrei stets zugleich die Bekanntgabe. Nach dieser 
Vorschrift wird die Zustellung am dritten Tag nach der Aufgabe zur 
Post fingiert. Demgegenüber ist für den Adressaten unklar, ob die 
Bekanntgabe, auf die die Rechtsbehelfsbelehrung hinweist, davon 
abweichend schon im Zeitpunkt des Zugangs im Sinne des entspre-
chend anwendbaren § 130 BGB erfolgt. 

Da das Wort „Zustellung“ weder im Bescheid noch in der Rechtsbe-
helfsbelehrung erscheint, wird der Empfänger dagegen den Hinweis 
in § 41 Abs. 5 VwVfG auf die besonderen Vorschriften über die 
Bekanntgabe mittels Zustellung nicht ohne Weiteres für einschlägig 
halten. 

Diese Unklarheiten für den Empfänger können sich auf die Einle-
gung des Rechtsbehelfs auswirken. Eine Frist, die möglicherweise 
ab Zugang des Bescheids läuft, kann bei der gebotenen generellen 
Betrachtung früher ablaufen als diejenige Frist, die von dem fiktiven 
Zustellungszeitpunkt an rechnet. Dementsprechend kann die irre-
führende Formulierung dazu führen, dass zum Ende der Frist die 
Einlegung eines Widerspruchs in der durch die Rechtbehelfsbeleh-
rung ausgelösten fehlerhaften Vorstellung unterbleibt, obwohl sie in 
Wirklichkeit noch läuft.

Unerheblich ist, ob über den Fristablauf im Einzelfall nur deshalb 
kein Zweifel entstehen kann, weil die Frist – etwa wegen der Be-
rücksichtigung von Sonnabenden, Sonn- und Feiertagen – bei allen 
denkbaren Fristberechnungen an demselben Tag endet. Für die Feh-
lerhaftigkeit einer Rechtsbehelfsbelehrung kommt es allein auf die 
generelle Eignung an, durch einen möglichen Irrtum die Einlegung 
des Rechtsbehelfs zu erschweren. Ob eine Rechtbehelfsbelehrung 
fehlerhaft ist, kann deshalb nicht davon abhängen, ob im konkreten 
Fall Zustellung und Bekanntgabe überhaupt auseinanderfallen und 
inwieweit sich dies gegebenenfalls auf die Fristberechnung auswirkt.

Die Klage ist auch begründet. Der angefochtene Beitragsbescheid ist 
rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rechten, soweit er den 
Regelpflichtbeitrag festsetzt.

Fazit

Das OVG NRW hat hier bemerkenswert erörtert, wie sich die – ver-
mutlich routinemäßige – Verwendung des Wortes „Bekanntgabe“ in 
der Rechtsbehelfsbelehrung bei tatsächlich erfolgter Zustellung aus-
wirkt, nämlich zur Zulässigkeit der Klage und zur (teilweisen) Auf-
hebung eines bereits bestandskräftigen Beitragsbescheids führt.21

Ergebnis

Die vorgestellten Gerichtsentscheidungen vermitteln in ihren jewei-
ligen Begründungen eindrucksvoll, wie wichtig eine klare und ver-
ständliche Verwaltungssprache ist. Behördentexte müssen „inhaltlich 
hinreichend bestimmt“ sein, damit die Beteiligten wissen, woran sie 
sind. Bei allem Bemühen um bürgerfreundliche Bescheide dürfen die 
gesetzlichen Anforderungen nicht unterschätzt werden. Diese Ziele 
schließen sich jedoch nicht aus. Mit der gebotenen Sorgfalt ist es 
durchaus möglich, „allseits zufriedenstellende Produkte“ zu fertigen. 
Dabei gilt, wie bereits bei Matthäus, Kapitel 23 Vers 23 Satz 2 nach-
zulesen ist: Dies sollte man tun und jenes nicht lassen.

21 	Das BVerwG hat in einem Beschluss v. 31.05.2006 – 6 B 65/05, NVwZ 2006, 
943 den Ausdruck „Bekanntgabe“ statt „Zustellung“ im Text der Rechtsbehelfs-
belehrung für unschädlich gehalten, weil in dem betr. Fall die Zustellung durch 
Postzustellungsurkunde oder durch die Behörde gegen Empfangsbekenntnis die 
Zustellung aus Sicht des Empfängers stets zugleich die Bekanntgabe sei; Zustel-
lung und Bekanntgabe könnten hier nie auseinanderfallen.

Besuchen Sie uns auch im Internet:
www.dvp-digital.de
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1. Fristen und Fristversäumnis

Fristen spielen in der Verwaltungspraxis aber auch im gerichtlichen 
Verfahren eine erhebliche Rolle. Eine Frist ist dabei als ein Zeitraum 
zu verstehen, dessen Beginn und Ende jeweils durch einen konkreten 
Zeitpunkt bestimmt wird und innerhalb dessen durch (z.B.) eine Be-
hörde, einen Beteiligten oder einen Dritten eine bestimmte Hand-
lung, Duldung oder Unterlassung zu erfolgen hat.1 Bei den Fristen 
sind zwei grundlegende Typen zu unterscheiden:

Abb.: 1

Die gesetzlichen Fristen werden durch entsprechende Rechtsnor-
men vorgegeben. Zu diesen Rechtnormen können Parlamentsgeset-
ze ebenso zählen, wie Rechtsverordnungen und Satzungen. Keine ge-
setzliche Frist wird dagegen durch eine abstrakt-generelle Regelung 
einer allgemeinen Verwaltungsvorschrift begründet.2 Ebenso verhält 
es sich bei vertraglichen Fristsetzungen in einem öffentlich-rechtli-
chen Vertrag.3 Diese sind nur durch vertragliche Vereinbarung abän-
derbar. Beginn, Dauer und Ende von Fristen müssen sich unmittelbar 
aus der gesetzlichen Regelung ergeben. Dies schließt aber nicht aus, 
dass der Lauf durch ein bestimmtes Ereignis (z.B. Bekanntgabe eines 
mit der Post übermittelten Verwaltungsakts) erst ausgelöst wird. Bei-
spiele für entsprechende gesetzliche Fristen für verwaltungsrecht-
liche Erstentscheidungen finden sich in § 73 Abs. 8 S. 1 VwVfG; 
§ 28 Abs. 1 S. 1 BauGB, § 10 Abs. 3 S. 4 BImSchG, § 33 Abs. 1 S. 1 
AsylVfG, für das Widerspruchsverfahren in den §§ 70 Abs. 1, 2, 58 
VwGO und für das gerichtliche Verfahren in §§ 74, 124 a Abs. 2, 139 
Abs. 1, 147 Abs. 1 VwGO. Gesetzliche Fristen stehen regelmäßig 
nicht zur Disposition der Beteiligten. Sie können daher nicht, sofern 
das Gesetz keine Ausnahme vorsieht, einseitig verändert, insbeson-
dere nicht verlängert werden. 

Behördliche und gerichtlich vorgegebene Fristen sind demgegen-
über Fristen, deren Beginn und Dauer durch die jeweilige staatliche 
Stelle gesetzt wird. Hierzu zählt beispielsweise die durch eine Be-
hörde gesetzte Zeitspanne, in der ein Beteiligter eine Stellungnah-
me im Rahmen eines Anhörungsverfahrens abgeben kann oder die 
von einem Kammervorsitzenden der Behörde eingeräumte Frist, zur 
Übersendung der Verwaltungsakten in einem laufenden Gerichts-
verfahren und zur Abgabe einer Stellungnahme zum Vorbringen des 
Klägers. 

Nun kann es Situationen geben, in denen der Betroffene es ver-
säumt, rechtzeitig die gewünschte Handlung bzw. Willenserklä-
rung vorzunehmen. Unterschiedliche Gründe können hierfür 
verantwortlich sein. So kann der Betroffene beispielsweise durch 
eine Urlaubsabwesenheit gehindert sein, die gewünschte Handlung 
rechtzeitig vorzunehmen oder aber Beförderungsprobleme der Post 
haben für einen verspäteten Eingang des Schriftsatzes bei der Be-
hörde bzw. dem Gericht gesorgt. Denkbar ist aber auch, dass es 
schlicht vergessen wurde, fristgerecht das Dokument der Behörde 
zuzuleiten. Recht unproblematisch ist es bei behördlich oder ge-
richtlich gesetzten Fristen. Hier entscheidet regelmäßig die frist-
gebende Stelle, ob sie eine Fristverlängerung einräumen will. Im 
Verwaltungsverfahren kommt regelmäßig eine Fristverlängerung 
nach § 31 Abs. 7 VwVfG in Betracht. Nur bei gesetzlichen Fristen 
ist bei Fristversäumung die Möglichkeit der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegeben. 

2. Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

2.1 Überblick

Den gesetzlichen Fristen können unterschiedliche Funktio-
nen zukommen. So können bestimmte Antragsfristen dazu die-
nen, sich einen Überblick über die zur Anmeldung geplanten 
Ansprüche zu verschaffen oder aber Ansprüche auszuschließen. 
Im Rechtsbehelfsverfahren dienen sie dem Prinzip der Rechtssi-
cherheit. Ihre Grenzen sind dort zu finden, wo sie ihre Funktion 
nicht mehr erfüllen können oder aber in ein Spannungsfeld mit 
anderen Rechtsprinzipien, wie beispielsweise dem Anspruch auf 
rechtlichem Gehör und dem Aspekt des effektiven Rechtsschut-
zes stehen.4 Daher sehen sowohl das Verwaltungsverfahrensgesetz 
wie auch die Verwaltungsgerichtsordnung die Möglichkeit vor, bei 
eingetretener Fristversäumung Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren.

Holger Weidemann*

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
im Widerspruchsverfahren

* 	 Prof. Holger Weidemann ist Studiendekan der Kommunalen Hochschule für Ver-
waltung in Niedersachsen

1	 Vgl. Schwarz in Fehling/Kastner/Warendorf (Hrsg.) Verwaltungsrecht VwVfG 
– VwGO, VwVfG § 31 Rdn. 6 m.N.; Demgegenüber ist Kennzeichen eines Ter-
mins ein im Voraus bestimmter Zeitpunkt, an dem eine bestimmte Handlung, 
Duldung oder Unterlassung zu erfolgen hat. Es muss sich um ein rechtserhebli-
ches Datum handeln, an dem etwas geschehen soll oder aber eine Rechtswirkung 
eintritt; grundlegend zu Terminen und Fristen siehe Weidemann/Rheindorf, 
DVP 2011, S. 486 ff.

2 	 Vgl. auch Knack/Hennecke, VwVfG-Kommentar, 9. Aufl., § 32 Rdnr. 7
3 	 Vgl. auch BGHZ 61,398 4 	 Vgl. nur BVerfG NJW 1982, S. 2425; NVwZ 2001, S. 1392

gesetzlich  
bestimmte

Fristen – Typen

behördlich/gerichtlich 
bestimmte
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Widerspruchsverfahren � Holger Weidemann

Abb.: 2

2.2 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Widerspruchs-
verfahren5

2.2.1 Grundsatz

Der Widerspruch ist nach § 70 Abs. 1 VwGO innerhalb eines Mo-
nats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgege-
ben worden ist, bei der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen 
oder bei der Behörde, die über den Widerspruch zu entscheiden hat, 
zu erheben. Voraussetzung für das Greifen der Monatsfrist ist aber, 
dass dem Verwaltungsakt eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfs-
belehrung beigefügt worden ist (§§ 70 Abs. 2, 58 VwGO). Fehlt 
die Rechtsbehelfsbelehrung, ist sie unvollständig oder weist sie er-
schwerende Zusätze auf, so hat der Widerspruchsführer regelmä-
ßig ein Jahr Zeit, den Rechtsbehelf einzulegen (§§ 70 Abs. 2, 58 
Abs. 2 VwGO).6 Sofern im Widerspruchsverfahren nun die Wider-
spruchsfrist versäumt wird, ist die Wiedereinsetzung das adäquate 
Mittel, um die Zulässigkeit des Widerspruchs zu erreichen.7 Der 
rechtliche Maßstab, für die Beantwortung der Frage, ob eine Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren ist, ergibt sich allein 
aus den §§ 70 Abs. 2, 60 1 bis 4 VwGO. Diese Regelung verdrängt 
daher § 32 VwVfG. Das Rechtsinstitut der Wiedereinsetzung dient 
unmittelbar der Gewährleistung des verfassungsrechtlich verbürgten 
Rechtsschutzes.8 Dabei dürfen bei der Auslegung und Anwendung 
der für die Wiedereinsetzung maßgeblichen prozessrechtlichen Vor-
schriften die Anforderungen daran nicht überspannt werden, was der 
Betroffene tun muss, um die Wiedereinsetzung zu erhalten.9 Der 
Rechtsschutz darf nicht in unzumutbare, aus Sachgründen nicht 
mehr zu rechtfertigenden Gründen, erschwert werden.10 

2.2.2 Voraussetzungen

2.2.2.1 Formelle Voraussetzungen

2.2.2.1.1 Antrag

Die Wiedereinsetzung fordert grundsätzlich, dass der Betroffene 
einen entsprechenden Antrag stellt (§§ 70 Abs. 2, 60 Abs. 2 S. 1 
VwGO). Der Antrag bedarf grundsätzlich derselben Form, die auch 
für die versäumte Rechtshandlung vorgeschrieben ist.11 Damit ist 
der Antrag entweder schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.12

2.2.2.1.2 Richtige Stelle13

Der Antrag ist bei der Stelle einzulegen, die über den Widerspruch 
entscheidet (in entsprechender Anwendung von §§ 70 Abs. 2, 60 
Abs. 4 VwGO). Dabei ist zu differenzieren, ob noch das Abhilfever-
fahren nach § 72 VwGO läuft oder aber bereits die Widerspruchsbe-
hörde (§ 73 Abs. 1 VwGO) involviert ist.

2.2.2.1.3 Antragsfrist 

Der Antrag ist nach §§ 70 Abs. 2, 60 Abs. 2 S. 1 VwGO regelmäßig 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernis-
ses zu stellen. Die Frist beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Betrof-
fene die Fristversäumnis kannte oder sie ihm hätte bekannt sein müs-
sen und es ihm möglich war, die versäumte Handlung nachzuholen.14 

2.2.2.1.4 Antragsbegründung

2.2.2.1.4.1 Inhalt

Der Antrag ist regelmäßig zu begründen. Es sind die Tatsachen vor-
zutragen, die – aus Sicht des Betroffenen – eine Wiedereinsetzung 
begründen sollen. Fehlt es an entsprechenden Informationen, so wird 
es der zuständigen Stelle in der Regel nur schwer möglich sein, die 
materiellen Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung erkennen zu 
können. 

2.2.2.1.4.2 Glaubhaftmachung

Die Wiedereinsetzungsgründe müssen glaubhaft gemacht werden. 
Die Glaubhaftmachung ist nicht auf die Beweismittel im Sinne der 
§ 26 VwVfG beschränkt. Der Betroffene kann vielmehr jedes Mittel, 
dass zur Untermauerung der Plausibilität dient, heranziehen. Beson-
derer Bedeutung kommt häufig der Versicherung an Eides Statt zu 
(vgl. insoweit auch §294 ZPO).

Verwaltungs­
verfahren

Widerspruchs­
verfahren 

Wiedereinsetzung
in den  

vorigen Stand

Gerichtliche  
Verfahren (Klage)

§§ 70 II, 60 I–IV 
VwGO

§ 32 VwVfG § 60 VwGO

5 	 Die nachfolgende Einteilung in formelle und materielle Voraussetzungen ori-
entiert sich an einer vergleichbaren Einteilung bei Porz in: Fehling/Kastner/
Warendorf, a.a.O., § 60 VwGO Rdn. 11 ff.

6 	 Der Widerspruch kann u.U. fristungebunden eingelegt werden, wenn es an einer 
Bekanntgabe des Verwaltungsakts fehlte. Eine derartige Situation kann z.B. bei 
sog. Nachbarwidersprüchen der Fall sein

7 	 Vgl. auch Kastner, Fn. 1. § 70 Rdnr. 12
8 	 So ausdrücklich BVerfG 1976, 332 [335]; die für das gerichtliche Verfahren ent-

wickelten Grundsätze sind auch für das Widerspruchsverfahren zu übertragen. 
Hier ist insbesondere zu berücksichtigen, dass dem Widerspruchsverfahren eine 
Doppelfunktion zukommt. Es dient einerseits der Verwaltungskontrolle und ist 
andererseits Sachurteilsvoraussetzung für bestimmte verwaltungsgerichtliche 
Klagen.

9 	 BVerfG-Kammerbeschluss NJW 1998, S. 3702 [3703 m.N.]
10 	BVerfGE 69, 381 [385]

11 	Vgl. Kopp/Schenke, VwGO-Kommentar, 20. Aufl., § 60 Rdnr. 25; ferner Fehling/
Kastner/Warendorf (Hrsg.), Fn. 1, § 60 Rdnr. 20

12 	Vgl. § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO sieht vor, dass der Widerspruch schriftlich oder 
aber zur Niederschrift zu erheben ist. Zu eng daher Pietzner/Ronellenfitsch, Das 
Assessorenexamen im Öffentlichen Recht, 13. Aufl., Rdnr. 1148, die insoweit 
nur auf die Schriftform abstellen. Soweit die notwendigen Sicherungsmaßnah-
men (z.B. Signatur nach dem SigG) beachtet werden, kann der Antrag auch 
elektronisch gestellt werden.

13 	Gut vertretbar ist es, die Frage der Zuständigkeit als Entscheidungszuständig-
keit erst im Rahmen des Entscheidungsvorschlages zu thematisieren. Gleich-
wohl muss berücksichtigt werden, dass der Antrag bei der an sich zuständigen 
Stelle fristgerecht eingeht.

14 	BVerwG NJW 1997, S. 3137 [3139]
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2.2.2.1.4.3 Frist

Die Begründung, d.h. das Vorbringen der tatsächlichen Gründe 
für die Fristversäumnis, muss spätestens innerhalb der durch §§ 70 
Abs. 2, 60 Abs. 2 S. 1 VwGO vorgegebenen Frist abgegeben wer-
den. Sie kann nicht zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden. 
Auch können Wiedereinsetzungsgründe nach Ablauf der Antrag-
frist nicht nachgeschoben werden.15 Demgegenüber kann die Glaub-
haftmachung der Gründe noch nach Ablauf dieser Frist erfolgen. 

2.2.2.1.5 Nachholung der versäumten Rechtshandlung

Nach den §§ 70 Abs. 2, 60 Abs.2 S. 4 ist die versäumte Rechtshand-
lung innerhalb der Antragsfrist formgerecht nachzuholen. Wird die-
se Voraussetzung nicht beachtet, führt dies zwingend zur Unzuläs-
sigkeit des Antrages.

2.2.2.1.6 Konkrete Fristberechnung

Die hier gebotenen Fristberechnungen16 erfolgen auf Basis der §§ 79, 
31 Abs. 1 VwVfG, 187 ff. BGB.17 Der Tag, an dem das Hindernis 
weggefallen ist, ist dabei nicht mitzurechnen.18

2.2.2.2 Materielle Voraussetzungen

2.2.2.2.1 Versäumung einer gesetzlichen Frist

Zunächst ist erforderlich, dass eine gesetzliche Frist tangiert ist. Die Wi-
derspruchsfrist nach § 70 Abs. 1 VwGO ist eine derartige gesetzliche Frist.

Ferner muss eine Fristversäumung vorliegen. Dies ist vorrangig zu prü-
fen. Erst nach der Feststellung, dass die Frist nicht eingehalten wurde, 
kommt eine Wiedereinsetzung in Betracht.19 Hieran kann es fehlen, 
wenn die Fristsetzung als solche unwirksam war oder aber die Frist zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, als zunächst angenommen, endet. So kann bei-
spielsweise bei Widersprüchen Dritter gegen eine Verwaltungsentschei-
dung20 keine Widerspruchsfrist zu laufen beginnen, wenn es an einer 
wirksamen Bekanntgabe des Verwaltungsakts an den Dritten mangelt. 
Bei fehlerhafter oder fehlender Rechtsbehelfsbelehrung (§ 58 VwGO) 
oder Unkenntnis über den Fristbeginn (siehe z.B. § 41 Abs. 2 VwVfG; 
Aufbewahrung eines Einschreibens bei der Post21) kann es bei den Be-
troffenen zu Fehleinschätzungen hinsichtlich des Fristendes kommen.

2.2.2.2.2 Ohne Verschulden und Kausalität

2.2.2.2.2.1 Grundsatz

Der Wiedereinsetzungsgrund der Verhinderung ohne Verschulden 
im Sinne des § 60 VwGO umfasst die beiden Tatbestandsmerkmale 
Verhinderung (Hindernis) und unverschuldete Fristversäumnis.22

Dabei ist ein Hindernis ein Ereignis oder ein Umstand, welches die 
Fristwahrung für den Betreffenden entweder schlechterhin unmög-
lich macht oder aber unzumutbar erschwert.23 Als solche Hindernis-
se kommen entweder objektive Umstände der Außenwelt (z.B. Be-
förderungsmängel der Post) oder auch subjektive Gründe, die allein 
in der Person des Säumigen begründet liegen (z.B. Krankheit, u.U. 
Unkenntnis über den Fristbeginn oder die Dauer der Frist), in Be-
tracht. So liegt aber beispielsweise ein Hindernis gerade dann nicht 
vor, wenn der Betreffende es in Kenntnis aller für die Versäumung 
maßgeblichen Tatsachen unterlässt, weil er, wenn auch irrig, von der 
Erfolglosigkeit des Rechtsbehelfs ausgeht. In einem derartigen Fall 
liegt vielmehr eine vorsätzliche Fristversäumnis vor, bei der grund-
sätzlich eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht in Be-
tracht kommt. 

Ohne Verschulden liegt die Fristversäumnis vor, wenn der Beteiligte 
hinsichtlich der Wahrung der Frist diejenige Sorgfalt beachtet hat, die 
für einen gewissenhaften und seine Rechte und Pflichten sachgerecht 
wahrnehmenden Widerspruchsführenden geboten und ihm nach den 
gesamten Umständen des konkreten Falls zumutbar waren.24 Die An-
forderungen an die Sorgfaltspflicht dürfen nicht überspannt werden.25 
Aus den Umständen des Einzelfalls ist zu ermitteln, ob dem Betrof-
fenen ein Vorwurf daraus zu machen ist, dass er die Frist nicht einge-
halten hat. Dabei können Maßstab für die erforderlichen Vorkehrun-
gen, die zu treffen sind, die Umsicht und Sorgfalt der Verkehrskreise 
sein, in denen sich der Betroffene üblicherweise befindet.26 Damit 
sind beispielsweise an einen Rechtsanwalt höhere Anforderungen zu 
stellen als an einen juristischen Laien.27 Eine besondere Beurteilung 
erfordert die Frage, ob und ggfs. in welchem Umfange Verschulden 
von Hilfspersonen dem Vertretenen zuzuordnen ist.28 

2.2.2.2.2.2 Fallgruppen

Aus der kaum noch zu überblickenden Judikatur29 lässt sich zwar 
kein abschließender Kanon von Fallgruppen herausbilden, doch sind 
typische Fallgestaltungen zu erkennen, in denen die Gerichte eine 
unverschuldete Fristversäumnis angenommen haben:

•	 Vorübergehende Wohnungsabwesenheit

Krankenhausaufenthalt und Urlaubsreise können zu einer vorü-
bergehenden Wohnungsabwesenheit führen. Regelmäßig muss hier 
keine Regelung für die Entgegennahme und Weiterleitung der Post 

15 	Vgl. auch BVerwG NJW 1976, S. 74 [75]; 1995, S. x
16 	Siehe Ziff. 2.2.1.3; 2.2.1.4.3 und 2.2.1.5
17 	Nach § 79 VwVfG gelten für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte, 

und zu denen zählen Widersprüche, die Verwaltungsgerichtsordnung und die zu 
ihrer Ausführung ergangenen Gesetze, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist und im Übrigen die Vorschriften des VwVfG. In der VwGO ist das 
Widerspruchsverfahren im Wesentlichen im 8. Abschnitt geregelt. An einzelnen 
Stellen gibt es eine Verweisung auf Vorschriften außerhalb dieses Abschnittes 
(z.B. § 70 Abs. 2 VwGO). Ein Verweis auf § 57 VwGO ist aber gerade nicht 
erfolgt. Damit fehlt es für das Widerspruchsverfahren in der VwGO an Bestim-
mungen über eine Fristberechnung. Insoweit kommt § 79 VwVfG wieder zum 
Tragen, da „im Übrigen“ die Vorschriften dieses Gesetzes gelten. 

18 	Kopp/Schenke, Fn. 11, § 60 Rdnr. 26
19 	BGH NJW 2007, 1437 f.
20 	Beispiel: Nachbarwiderspruch im Baurecht
21 	Beispiel: Der Postbote trifft den Zustellungsadressaten nicht an und hinterlässt 

einen sog. Benachrichtigungsschein. Der Zustellungsadressat holt dieses Ein-
schreiben aber erst fünf Tage später bei der Post ab [Einzelheiten siehe §§ 2, 
4 VwZG; Post AGB Brief National Abschnitt 4 Abs. 5]; Weidemann, Holger, 
VwZG-Kommentar § 4 Ziff. 2.6.1.1 in: Praxis der Kommunalverwaltung A 18

22 	Vgl. OVG Lüneburg NVwZ-RR 2008, S. 356
23 	Ebenda
24 	Vgl. nur BVerfG NVwZ 1992, S. 1080; BVerwGE 50, 254; BVerwG NJW 1983, 

S.87; NVwZ-RR S. 87; OVG Koblenz NJW 2007, S. 3224 f.
25	 Vgl. BVerfGE 26, 166; 71, 348
26 	Koop/Schenke, Fn. 11, § 60 Rdnr.9 m.N.
27	 Vgl. nur BVerwG NJW 1992, S. 63; BGH NJW 2001, S. 2180
28	 Einzelheiten siehe Ziff. 2.2.2.2.2.3
29	 Siehe nur Übersichten bei Kopp/Schenke, Fn. 11, § 60 
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getroffen werden. Eine Wohnungsabwesenheit von einer Dauer bis 
zu sechs Wochen wird als unschädlich anzusehen sein. Bei diesem 
Zeitfenster darf der Widerspruchsführer darauf vertrauen, dass ihm 
eine Wiedereinsetzung gewährt wird.30 Eine andere Beurteilung 
kann jedoch dann geboten sein, wenn besondere Umstände vorliegen. 
Von einer derartigen Situation kann u.U. dann auszugehen sein, wenn 
der Adressat mit der Übermittlung eines behördlichen Dokuments 
rechnen musste.31

•	 Beförderungs- und Zugangsprobleme

Hier sind im Grunde zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden. 
Zunächst geht es um einen Fehler, der der Sphäre der Post zuzu-
rechnen ist. Hier werden Fälle erfasst, in denen die Post das Doku-
ment verspätet oder nicht an die Behörde übermittelt hat. Regel-
mäßig trifft den Absender dann kein Verschulden. Er darf vielmehr 
darauf vertrauen, dass das Dokument in der üblichen Postlaufzeit 
übermittelt wird. Innerhalb Deutschlands darf ein Absender davon 
ausgehen, dass ein zu normalen Zeiten an einem Werktag einge-
lieferte Briefsendung am nächsten Werktag ausgeliefert wird.32 Der 
Widerspruchsführer darf damit die volle Frist ausschöpfen, um zu 
überlegen, ob er die strittige Verwaltungsentscheidung mit einem 
(u.U) kostenpflichten Rechtsbehelf angreifen will. Eine andere Be-
urteilung ist dagegen dann geboten, wenn die Fristversäumung auf 
eine fehlerhafte Adressierung bzw. nicht ausreichende Frankierung 
der Postsendung beruht. Regelmäßig hätte durch geringen Aufwand 
und Beachtung der üblichen Sorgfaltspflicht eine Fristversäumung 
vermieden werden können.33 Ähnlich verhält es sich, wenn bei Auf-
gabe des Dokuments bereits erkennbar war, dass eine fristgerechte 
Übermittlung des Dokuments nicht mehr zu erreichen ist.34 

Die weitere Fallkonstellation betrifft die Übermittlung fristwahren-
der Dokumente per Telefax oder der Nutzung weiterer elektroni-
scher Einrichtungen (z.B. DE-Mail-Nutzung). Ob eine unverschul-
dete Fristversäumung vorliegt, hängt davon ab, welcher Sphäre der 
(technische) Fehler zuzuordnen ist. Der Absender ist für die ord-
nungsgemäße Nutzung eines funktionsfähigen Sendegerätes verant-
wortlich.35 Regelmäßig gehen damit Störung oder Verzögerungen 
im Übertragungsprozess sowie am Empfangsgerät nicht zu Lasten 
des Absenders.

•	 Fehlerhafte Belehrung oder Auskunft

Hat die Behörde durch unzutreffende Informationen beim Betrof-
fenen einen Irrtum über das Fristende oder die zur Fristwahrung 
notwendigen Handlungen hervorgerufen, so wird dies regelmäßig 
die unverschuldete Fristversäumung begründen können. Derartige 
behördliche Fehlinformationen können beispielsweise vorliegen, 
wenn die Behörde in dem strittigen Dokument den Hinweis auf-
nimmt, dass ein Rechtsbehelf nicht in Betracht kommt, das Fris-
tende fehlerhaft angibt oder aber einen mündlichen Widerspruch 

aufnimmt, ohne auf die zwingenden Formvorgaben des § 70 Abs. 1 
Satz 1 VwGO hinzuweisen.36 

•	 Begründungs- oder Anhörungsmängel

Nach § 45 Abs. 3 Satz 1 VwVfG ist die Versäumung der Rechts-
handlung unverschuldet, wenn der Verwaltungsakt an einem Be-
gründungs- oder Anhörungsmangel leidet und die rechtzeitige 
Einlegung des Widerspruchs dadurch unterblieben ist. Bei der ge-
setzlich geforderten Kausalität zwischen dem formellen Fehler und 
der Fristversäumung dürfen keine überspannten Anforderungen ge-
stellt werden.37 Es kommt lediglich darauf an, dass es nicht ganz 
ausgeschlossen ist, dass der Betroffene den Verwaltungsakt bei sach-
gerechter Begründung bzw. ordnungsgemäß durchgeführtem An-
hörungsverfahren 38fristgerecht angefochten hätte. Die Norm greift 
zwar nur § 32 VwVfG auf, es ist aber allgemein anerkannt, dass § 45 
Abs. 3 VwVfG auch im Rechtschutzverfahren greift.39 § 45 Abs. 3 
VwVfG fingiert das fehlende Verschulden des Betroffenen. Die Wie-
dereinsetzungsfrist beginnt nach § 45 Abs. 3 Satz 2 VwVfG mit dem 
Zeitpunkt der Nachholung der unterlassenen bzw. unzureichenden 
Verfahrenshandlung. Dies bedeutet, dass entweder die fehlende Be-
gründung nachgeholt oder aber das unterbliebene Anhörungsverfah-
ren ordnungsgemäß durchgeführt und mit der Stellungnahme der 
Behörde abgeschlossen wird.40

•	 Verschulden Dritter

Ein Dritter kann u.U. für eine Fristversäumnis verantwortlich sein. 
Derartige Situationen sind dann denkbar, wenn im Zuge der Zustel-
lung eines Dokuments eine Ersatzzustellung nach § 3 Abs. 2 VwZG, 
§ 178 ZPO oder § 4 VwZG i.V.m. mit den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen der Post erfolgt.41 Leitet der Ersatzempfänger nun das 
Dokument nicht an den Zustellungsadressaten weiter, so trifft die-
sen kein Verschulden an der Fristversäumnis, die auf Unkenntnis des 
Fristbeginns beruht.42

Dagegen rechtfertigt die mangelnde Kenntnis der deutschen Spra-
che regelmäßig keine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand. So 
bestimmt beispielsweise § 31 VwVfG ausdrücklich, dass die Amts-
sprache deutsch ist.43 

2.2.2.2.2.3 Vertreterverschulden

Der Widerspruchsführer kann sich im Widerspruchsverfahren eines 
Vertreters bedienen (§§ 79, 14 VwVfG). Die in der Praxis bedeu-
tendste Variante stellt die Bevollmächtigung eines Rechtsanwalts dar. 
Versäumt es nun der Vertreter, die gebotene Rechtshandlung frist-
gerecht vorzunehmen, so ist dieses Fehlverhalten regelmäßig dem 
Vertretenen zuzurechnen (§§ 79, 32 Abs. 1 S. 2 VwVfG). Eine andere 

30	 Vgl. nur BVerfG NJW 2013, S. 592; NJW 1993, S. 847
31	 Z.B.: Behörde kündigt an, dass sie in den nächsten beiden Wochen einen ab-

schließende Entscheidung treffen wird. Hier hat der Adressat Vorkehrungen zu 
treffen, damit ihn das Dokument rechtzeitig erreicht.

32	 Siehe nur BGH NJW-RR 2004, S. 1217
33	 Siehe auch Mattes in Mann/Sennekamp/Uechtritz (Hrsg.), Verwaltungsverfah-

rensgesetz-Kommentar, § 32 Rdnr. 29 m.N.
34	 Z.B. bei drohendem Streik; Einzelheiten siehe Mattes, Fn. 33, § 32 Rdnr. 28
35	 Vgl. BVerfG NJW 2001, S. 3473; OLG Koblenz NJW 2007, S. 3224

36	 BVerwGE 60, 344
37	 Vgl. Emmenegger in Mann/Sennekamp/Uechtritz (Hrsg.), Fn. 33, § 45 Rdnr. 154 

m.N.
38	 ebenda
39	 Vgl. nur Emmenegger in Mann/Sennekamp/Uechtritz (Hrsg.), Fn. 33, § 45 Rdnr. 

158 mit Hinweis auf die unterschiedlichen Argumentationsansätze
40	 BVerfG-Kammerentscheidung NVwZ 2001, S. 1392
41	 Einzelheiten zur Ersatzzustellung siehe Weidemann, VwZG-Kommentar, § 3 

Ziff. 12 ff: § 4 Ziff. 9 mit Anhang x in: Praxis der Kommunalverwaltung B 18
42	 Vgl. nur BVerwG DÖV 1974, S. 347
43	 Siehe insoweit nur BVerwG HJW 1978, S. 1988; BVerfG NVwZ 1992, S. 262
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Beurteilung ist allenfalls dann geboten, wenn der bevollmächtigte 
Anwalt die von einem gewissenhaften Anwalt üblicherweise zu be-
achtende Sorgfalt, die im konkreten Fall zumutbar war, eingehalten 
hat.44 So ist es durchaus vertretbar, dass sich der Anwalt bei der Be-
wältigung seiner Aufgaben sog. Hilfspersonen bedient. Ein Fehlver-
halten dieser Hilfsperson begründet nur dann ein schuldhaftes Han-
deln des Vertreters, das dann dem Vertretenen zuzurechnen ist, wenn 
er nicht hinreichend qualifiziertes Personal beauftragt hat, es an einer 
ausreichenden Anleitung oder Überwachung dieser Person fehlt oder 
sonstige Formen mangelnder Organisation zu verzeichnen sind.45

2.2.2.2.2.4 Ausschluss der Wiedereinsetzung

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist nur innerhalb eines 
bestimmten Zeitkorridors möglich. So ist der Antrag nach § 60 Abs. 4 
VwGO nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Rechtshand-
lung unzulässig. Diese Vorschrift dient dem Rechtsfrieden. Eine an-
dere Beurteilung ist nur dann geboten, wenn der Antrag vor Ablauf 
der Jahresfrist infolge höherer Gewalt nicht gestellt werden konnte.

2.2.3 Entscheidung

2.2.3.1 Antragsverfahren

§ 60 VwGO räumt der entscheidenden Stelle keinen Entscheidungs-
spielraum ein („… ist … zu gewähren.“ [§ 60 Abs. 1 VwGO]). Sofern 
die formellen und materiellen Voraussetzungen der Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand vorliegen, ist dem Antrag zu entsprechen.

2.2.3.2 Wiedereinsetzung von Amts wegen

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann nach § 60 Abs. 2 
Satz 4 VwGO von Amts wegen, das bedeutet, ohne einen entspre-
chenden Antrag, gewährt werden. Voraussetzung ist zunächst, dass 
innerhalb der Frist nach § 60 Abs. 2 VwGO die versäumte Rechts-
handlung nachgeholt wird. Sofern die Voraussetzungen für eine 
Wiedereinsetzung vorliegen, ist diese zu gewähren. Der entschei-
denden Stelle verbleibt insoweit kein Ermessensspielraum.46

2.2.3.3 Form der Entscheidung

Erforderlich ist regelmäßig eine ausdrückliche Entscheidung über 
den Antrag auf Wiedereinsetzung. Die zuständige Behörde trifft in-
soweit eine verfahrensleitendende Entscheidung.47 Soweit die Wi-
derspruchsbehörde die abschließende Entscheidung trifft, ergeht 
diese regelmäßig als Nebenentscheidung im Widerspruchsverfah-
ren. Nicht zwingend erforderlich ist aber, die Entscheidung im Te-
nor aufzunehmen. Es reicht aus, wenn sich aus der Begründung das 
Ergebnis des Prüfungsprozesses ergibt.48 Faktisch teilt damit diese 
Entscheidung die formalen Vorgaben der Hauptentscheidung (siehe 
§ 73 Abs. 3 Satz 1 VwGO). Da die Entscheidung über den Antrag 

sowohl zusammen mit der Abhilfeentscheidung getroffen als auch 
gesondert49 ergehen kann, gelten die allgemeinen Vorgaben für eine 
verfahrensrechtliche Entscheidung. Insoweit kann auf die §§ 37 und 
39 VwVfG zurückgegriffen werden.50

2.4 Prüfungsschema (§§ 70 Abs. 2, 60 Abs. 1 bis 4 VwGO)

Es ist grundsätzlich zu unterscheiden, ob eine Wiedereinsetzungs-
entscheidung auf den ausdrücklichen Antrag des Betroffenen hin er-
folgt oder aber die Wiedereinsetzung von Amts wegen gewährt wird.

Prüfungsschritte51

– Antragsverfahren –
I.		  Rechtsgrundlage: §§ 70 Abs. 2, 60 Abs. 1 bis 4 VwGO
II.		 Formelle Rechtmäßigkeit
		  •	Antrag (§ 60 Abs. 2 S. 1 VwGO)
		  •	Richtige Stelle
		  •	Zuständigkeit (§ 60 Abs. 4 VwGO)
		  •	Antragsfrist (§ 60 Abs. 2 VwGO)
		  •	Antragsbegründung (§ 60 Abs. 2 S. 2 VwGO)
		  •	Glaubhaftmachung der Gründe (§ 60 Ans. 2 S. 2 VwGO)
		  •	Fristgerechte Nachholung der versäumten Rechtshandlung

III.	 Materielle Rechtmäßigkeit
		  1.	 Tatbestand
			   •	 gesetzliche Frist
			   •	 Fristversäumung
			   •	 Hinderungsgrund
			   •	 Ohne Verschulden
			   •	 Kein Ausschluss
		  2.	 Rechtsfolge
IV.		 Entscheidung

2.5 Entscheidungszuständigkeit

Die Zuständigkeit zur Entscheidung über einen Wiedereinsetzungs-
antrag liegt entweder bei der Abhilfe- oder der Widerspruchsbehör-
de.52 Die Abhilfebehörde ist zuständig, soweit sie dem Widerspruch 
abhelfen will. Sieht sie dagegen keinen Raum für eine Abhilfeent-
scheidung, hat sie den Wiedereinsetzungsantrag zusammen mit dem 
Widerspruchsvorgang der Widerspruchsbehörde zur Entscheidung 
zuzuleiten. Regelmäßig endet die Zuständigkeit der Widerspruchs-
behörde mit dem Erlass des Widerspruchsbescheides.53

3. Rechtswirkungen

Die Wiedereinsetzung lässt die Frist unangetastet. Sie führt aber 
dazu, dass die Folgen der Fristversäumnis nicht zum Tragen kommen. 
Faktisch wird damit der „ursprüngliche Zustand“ wieder hergestellt.

44	 Mattes, Fn. 33, § 32 Rdnr. 51
45	 Vgl. nur BGH NJW 2007, S. 3497; 1988, S. 1853; NJW-RR 2001, S. 1072
46	 Vgl. nur Fehling/Kastner/Warendorf, Fn. 1, § 60 Rdnr. 30 m.N.
47	 Ob diese Entscheidung als (verfahrensgestaltender) VA zu qualifizieren ist (so 

Pietzner/Ronellenfitisch, Fn. 12, Rdnr. 1151), ist umstritten (a.A. wohl Mattes, in 
Mann/Sennekamp/Uechtritz [Hrsg.], Fn. 33, § 32, Rdnr. 81 ff m.N.). 

48	 Zur möglichen Darstellung, siehe auch Volkert, Die Verwaltungsentscheidung, 
5. Aufl., S. 244.

49	 Siehe insoweit auch Kopp/Schenke, Fn. 11., § 70 Rdnr. 12
50	 Eine direkte Anwendung kommt in Betracht, wenn die Entscheidung als ver-

fahrensgestaltender VA eingestuft wird; anderenfalls kommt eine entsprechende 
Anwendung in Betracht.

51	 Es ist gut vertretbar, bei einer gutachtlichen Bearbeitung einzelne Prüfungs-
punkte miteinander zu verknüpfen.

52	 Vgl. auch Pietzner/Ronellenfitsch, Fn. 12, Rdnr. 1149 f.
53	 Zur Frage, ob noch nach Erlass eines Widerspruchsbescheides ein Wiedereinset-

zungsverfahren möglich ist, siehe OVG Koblenz AS 13, 433 (434 f.).
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A)	Ausgangslage

Wahltermine, gleich ob zur Kommunal-, Bundestags- oder Europa-
wahl, muss man sich typischerweise nicht notieren. Frühzeitig weisen 
darauf zahlreiche Wahlplakate entlang der Straßen hin. Auch wenn 
mancher Bürger gerade die Vielzahl von Wahlplakaten jedenfalls an 
vielbefahrenen Durchgangsstraßen als unschön auffassen mag, ist 
die Wahlwerbung doch ein wichtiger Mosaikstein der Demokratie. 
Natürlich sollte z.  B. ein Landtagsabgeordneter zuvorderst durch 
gute Leistung und nicht durch Wahlwerbung auffallen. Schon bei 

der Vielschichtigkeit politischer Ämter in einem föderalen System 
wird dies einem einzelnen, sich zur (Wieder-)Wahl stellenden Ab-
geordneten jedoch nicht leicht fallen, zumal es durchaus häufig um 
Abstimmungen getreu der Parteilinie geht, weshalb dahinterstehen-
de Einzelpersonen nicht immer öffentlich wahrnehmbar sind. Erst 
recht ist Wahlwerbung jedoch für solche Personen bzw. Parteien oder 
Wählervereinigungen elementar, die überhaupt erstmals gewählt 
werden möchten. Kurzum: Die umfassende Plakatierung insbeson-
dere kommunaler Straßenlaternen vor anstehenden Wahlen ist posi-
tives Zeichen einer funktionierenden Demokratie.

Gleichwohl gilt es auf der anderen Seite zu berücksichtigen, dass 
diese Wahlwerbung im öffentlichen Straßenraum stattfindet. Für 
diesen ist überwiegend jedoch die örtlich zuständige Kommune ver-
antwortlich, wie sich beispielsweise daran ersehen lässt, wenn Plakate 
einmal nicht abgehangen werden und der kommunale Entsorgungs-

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Widerspruchsverfahren � Holger Weidemann

4. Gerichtliche Entscheidung und Bindungswirkung

Führt die Widerspruchsentscheidung nicht zu einer Befriedung des 
Streites und es schließt sich ein Klageverfahren an, so ist die Frage 
zu klären, inwieweit das Gericht an die Entscheidung der Wider-
spruchsbehörde über den Antrag auf Wiedereinsetzung gebunden 
ist. Dabei sind zwei Grundkonstellationen zu unterscheiden: Die 
Wiedereinsetzung ist zu Unrecht verwehrt oder aber zu Unrecht ge-
währt worden. Die ordnungsgemäße Durchführung eines Wider-
spruchsverfahrens ist eine Sachurteilsvoraussetzung für ein erfolgrei-
ches Klageverfahren, die von Amts wegen vom Gericht zu prüfen ist. 
Erforderlich ist damit auch, dass der Widerspruch fristgerecht ein-
gelegt worden ist. Die Entscheidung über die Wiedereinsetzung ist 
damit für das Gericht, das mit der Klage befasst ist, nicht bindend.54 
Wurde die Wiedereinsetzung zu Unrecht gewährt, hat das Gericht 
die anhängige Klage als unzulässig abzuweisen.55

5. Rechtschutz

Im gerichtlichen Verfahren ist die Wiedereinsetzung unanfechtbar 
nach § 60 Abs. 5 VwGO. Anders ist dagegen die Situation im Wider-
spruchsverfahren. Ausdrücklich bezieht die Verweisungsnorm § 60 
Abs. 5 VwGO nicht mit ein (vgl. § 70 Abs. 2 VwGO). Umstritten ist 
dagegen die Form des Rechtsbehelfs. Überwiegend56 wird angenom-
men, dass dem Widerspruchsführer zwei Wege verbleiben, um die 
für ihn negative Entscheidung überprüfen zu lassen. Der Betroffene 
kann eine Entscheidung in der Hauptsache anstrengen um in diesem 
Verfahren auch die Frage der Wiedereinsetzung klären zu lassen.57 
Alternativ kann der Widerspruchsführer den Widerspruchsbescheid 
nach § 79 Abs. 2 VwGO isoliert anfechten.58 Führt dieser Rechts-

behelf zum Erfolg, so muss die Widerspruchsbehörde dann erneut in 
der Sache entscheiden. Dies kann für den Rechtschutzsuchenden von 
Interesse sein, da die Prüfungskompetenz nicht nur auf eine Recht-
mäßigkeitskontrolle beschränkt ist. Nach § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO 
erstreckt sich die Prüfung im Rahmen eines Vorverfahrens auch auf 
die Zweckmäßigkeit der strittigen Entscheidung.

6. Schlussbetrachtung

Fristen nehmen im Rechtsleben eine wichtige Rolle ein. Sie dienen 
u.U. dem Rechtsfrieden. Nicht immer liegt es aber im Verantwor-
tungsbereich des Betroffenen, dass er die maßgebliche Frist nicht 
eingehalten hat. Soll nun die Verkürzung von Rechtspositionen des 
Betroffenen vermieden werden, bedarf es eines rechtlichen Inst-
rumentariums, das einen ungerechtfertigten Nachteil verhindern 
hilft. Der Gesetzgeber muss aber auch unbeteiligte Dritte im Blick 
haben, die im Verhältnis zum Betroffenen nicht schlechter gestellt 
werden dürfen. Mit den Vorschriften über die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand hat der Gesetzgeber eine Rechtsfigur geschaf-
fen, die das Spannungsfeld zwischen Wahrung der Funktion von 
Fristen und den Interessen der Betroffenen in einen angemessenen 
Ausgleich bringt. Die engen Voraussetzungen der Wiedereinset-
zung sorgen dafür, dass eine Fristversäumung nur in engen Grenzen 
„nachträglich korrigiert“ werden kann. Dass es ein Bedürfnis für 
eine derartige Regelung gibt, zeigt allein die Vielzahl der veröf-
fentlichten Entscheidungen. Berücksichtigt man zudem, dass nicht 
alle Entscheidungen der Abhilfe- und Widerspruchsbehörde auch 
die Verwaltungsgerichts erreichen, so kann die praktische Bedeu-
tung nicht hoch genug eingeschätzt werden. Kritisch zu vermerken 
ist aber, dass es eine geradezu unübersichtliche Spruchpraxis der 
Gerichte gibt. Die Einzelfallgerechtigkeit, die in diesen Entschei-
dungen zum Ausdruck kommt, führt im Ergebnis aber dazu, dass 
es in bestimmten Sektoren kaum noch eine nachvollziehbare und 
damit einschätzbare Spruchpraxis der Gerichte gibt. Hier wäre es 
wünschenswert, wenn die Gerichte zur Herausarbeitung von Fall-
gruppen beitragen könnten. 

Ralf Klomfaß*

Sondernutzungsgebühr für Wahlplakate?

* 	 Ralf Klomfaß ist Diplom-Jurist (Uni Mainz), LLM „Wirtschaftsjurist“ (Uni 
Köln), Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FHöV Mayen), Leiter der Vollstre-
ckungsstelle der Stadt Mainz mit den Schwerpunkten Insolvenzverfahren und 
Immobiliarvollstreckung, ehrenamtlicher Dozent am Kommunalen Studienin-
stitut in Mainz im Bereich Finanzwesen, bei der Kommunalakademie Rhein-
land-Pfalz sowie Lehrbeauftragter der HöV Mayen im Bereich ÖFW.

54	 Kopp/Schenke, Fn. 11, § 70 Rdnr. 12; Pietzner/Ronellenfitsch, Fn. 12, Rdnr. 1154
55	 Kopp/Schenke, Fn. 11, § 70 Rdnr. 13 m.N.
56	 Zur Gegenposition siehe Darstellung bei Pietzner/Ronellenfitsch, Fn. 12, Rdnr. 

1152 m. umfangreichen N.
57	 Siehe nur BVerwG NJW 1983, S. 1923; VGH München BeckRS 2013, 53448
58	 Vgl. nur BVerwG DÖV 1976, S. 167; VGH Mannheim DÖV 1981, S. 229
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betrieb einschreiten muss. Es stellt sich mithin die Frage: Handelt 
es sich auch bei Wahlwerbung um Sondernutzung? Der Vorteil läge 
auf der Hand: In diesem Falle könnte die oft klamme Kommune 
korrespondierend eine Sondernutzungsgebühr erheben. Fraglich ist, 
ob dies – neben weiterer denkbarer Konsequenzen – nicht aber die 
Chancengleichheit der Parteien bzw. Wählervereinigungen, die um 
politische Mandate kämpfen, unzulässig beeinträchtigt. Zuvorderst 
für den kommunalen Praktiker soll dieses Thema deshalb einer kur-
zen Betrachtung unterzogen werden.

B)	 Stellt die Wahlplakatierung eine straßenrechtliche Sonder-
nutzung dar?

Zieht man exemplarisch die Überschrift des zweiten Teils des Lan-
desstraßengesetzes (LStrG) Rheinland-Pfalz heran, ist zwischen 
Gemeingebrauch und Sondernutzung zu unterscheiden. Dies ergibt 
sich ebenso nach dem jeweiligen Straßenrecht der übrigen Bundes-
länder. Beispielsweise nach § 34 I 1 LStrG RLP wird Gemeinge-
brauch als Gebrauch der Straße durch jedermann im Rahmen der 
Widmung und der Verkehrsvorschriften definiert. Dieser ist nicht 
nur jedermann sondern grundsätzlich kostenfrei gestattet1, deshalb 
auch keiner besonderen Genehmigungspflicht unterworfen. Unter 
Sondernutzung wird demgegenüber der Gebrauch der Straße über 
den Gemeingebrauch hinaus verstanden, welcher erlaubnispflichtig 
ist (so z. B. § 41 I 1 LStrG RLP). Sondernutzungen werden einer 
Genehmigungspflicht unterworfen (präventives Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt2), um unterschiedliche Interessen rechtlich abwägend 
in Einklang bringen zu können und – gerade hinsichtlich von Ge-
fahrenpotentialen – vorbeugend zu steuern3. Von einer Sondernut-
zung ist folglich insbesondere dann auszugehen, wenn eine intensive 
Nutzung des öffentlichen Straßenraumes in Rede steht, insbesondere 
„die Straße nicht vorwiegend zum Verkehr, sondern zu anderen Zwe-
cken benutzt wird“ (so Wortlaut des § 34 III LStrG RLP). Genau 
dies trifft bei Wahlplakaten ersichtlich zu. Mit dem Straßenverkehr 
haben diese nichts am Hut, es geht einzig um die Erzielung von Auf-
merksamkeit4. Dementsprechend handelt es sich nach den gegebe-
nen Definitionen um eine Sondernutzung5, die der Erlaubnis bedarf. 
Die Erlaubniserteilung ist dabei eine Ermessensentscheidung.

C)	Gefährdet die Genehmigungspflicht bezüglich der Sonder-
nutzung die Chancengleichheit der Parteien?

Weil es sich um eine Ermessensentscheidung handelt, besteht kein 
kategorischer Anspruch auf Erlaubniserteilung. Nun kann es aber 
– insbesondere aus verfassungsrechtlicher Sicht – dazu kommen, 
dass diese einfachgesetzliche Ermessenseinräumung überlagert wird. 
Gerade bei Wahlwerbung könnte dies daraus hergeleitet werden, 
dass Parteien bzw. Wählervereinigungen eine umfassende Chancen-
gleichheit einzuräumen ist. Dies folgt aus dem allgemeinen Gleich-
heitssatz des Art. 3 GG, in Bezug auf Wahlen konkret aus Art. 28 I 

1	 Was Argumente gegen aktuelle Mautpläne liefern kann, die es jedenfalls ge-
wichtend abzuwägen gilt.

2 	 Vgl. dazu Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht, § 9 Rn. 51 ff.
3 	 Vgl. – auch weiterführend – Papier, in: Ehlers/Fehling/Plünder: Besonderes Ver-

waltungsrecht, Band 3, § 43 Rn. 52 ff.
4 	 Ähnlich die Argumentation bei den bekannten Fällen der am Straßenrand abge-

stellten Pkw-Anhänger mit Werbeschriftzügen, die gleichermaßen eine erlaub-
nispf lichtige Sondernutzung darstellen, vgl. exemplarisch VG Hamburg, Beschl. 
v. 25. August 2000 – 20 VG 3035/2000.

5 	 Bestätigt auch durch BVerwG, Urt. v. 13. Dezember 1974 – VII C 43.72.

2, 38 I GG sowie § 5 PartG6. Diese Chancengleichheit ist nicht etwa 
ausschließlich beim eigentlichen Wahlakt sicherzustellen, sondern 
gerade auch schon im Vorfeld, wie hier bezüglich der Erteilung von 
Genehmigungen zur Wahlwerbung.

Demnach wäre es unzulässig, über die Genehmigung zur Sondernut-
zung versuchen zu wollen, die Werbung bestimmter Parteien zu be-
schränken. Das Bundesverwaltungsgericht hob insoweit schon früh 
hervor, dass dem kommunalen Ermessen zur Erteilung der Sonder-
nutzung enge Grenzen gesetzt sind7. Grundsätzlich besteht demnach 
für Parteien bzw. Wählervereinigungen nach Art. 3 GG i. V. m. § 5 
PartG ein Anspruch, wahlwerbende Plakate aufhängen zu dürfen. 
Deshalb wird jedenfalls vereinzelt von einer Ermessensreduzierung 
auf Null ausgegangen8. Allerdings gilt auch dies nicht schrankenlos. 
Es sei anerkannt,

	 „dass die Gemeinde berechtigt ist, die Zahl der Werbeplakate 
im Stadtgebiet zu beschränken und auch bestimmte Standorte 
– etwa aus Gründen der Verkehrssicherung – auszunehmen. 
Gleichfalls ist die Gemeinde berechtigt, dafür zu sorgen, dass 
eine wochenlange Verschandelung und Verschmutzung des 
Ortsbildes durch sog. ‚wildes Plakatieren‘ verhindert wird. Der 
Anspruch auf Gestattung einer Wahlsichtwerbung wird wei-
ter dadurch beschränkt, dass er lediglich auf eine Werbung in 
einem Umfang gerichtet ist, der für die Selbstdarstellung der 
jeweiligen Partei notwendig und angemessen ist. Ebenso we-
nig wie Rundfunkanstalten verpflichtet sind, Sendezeiten für 
Wahlsendungen von Parteien unbegrenzt oder in dem von den 
Parteien für erforderlich gehaltenen Umfang bereitzustellen, 
braucht eine Gemeinde den Wünschen der Parteien auf Wahl-
sichtwerbung unbeschränkt Rechnung zu tragen.“9

Mit einer aktuellen Entscheidung hebt der Verwaltungsgerichtshof 
des Landes Hessen ergänzend hervor:

	 „Die Sichtwerbung für Wahlen gehört hiernach zu den wesent-
lichen Mitteln im Wahlkampf der politischen Parteien und ist 
zu einem wichtigen Bestandteil der Wahlvorbereitung in der 
Demokratie geworden. […] Die Wahlsichtwerbung darf daher 
durch gänzliche oder auch nur weitgehende Verweigerung vor-
gesehener Erlaubnisse grundsätzlich nicht beschnitten werden. 
Dieser Anspruch besteht allerdings nicht schrankenlos, son-
dern darf […] zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit 
beschränkt werden und muss auch den Wünschen der Parteien 
nicht uneingeschränkt Rechnung tragen.“10

Mithin kann eine zu restriktive Praxis der Genehmigungserteilung 
die Chancengleichheit der Parteien bzw. Wählervereinigungen ge-
fährden. Insoweit ergeben sich Einschränkungen für die Ermes-
sensausübung der Kommune, ggf. ist gar von einer Ermessensre-

6 	 Ferner ließe sich dies mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz darstellen, vgl. zu 
diesem umfassend Klatt/Meister, in: JuS 2014, 193 ff.

7 	 Vgl. BVerwG, Urt. v. 13. Dezember 1974 – VII C 43.72.
8 	 S. dazu ausführend VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 9. September 2013 – 14 L 

1127/13, NVwZ-RR 2014, 161 ff.; vgl. zur Ermessenreduzierung auf Null allge-
mein Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht, § 7 Rn. 24 f.

9	 VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 9. September 2013 – 14 L 1127/13, Textziffer 9, 
NVwZ-RR 2014, 161 a. E.

10	 VGH Kassel, Beschl. v. 17. September 2013 – 2 B 1963/13, Textziffer 3, NVwZ-
RR 2014, 86.
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duzierung auf Null auszugehen. Insofern bedarf es fein austarierter 
Kriterien, nach denen die Kommune evtl. die Wahlplakatierung 
einschränken möchte. Will die Kommune die Zahl der Plakate ins-
gesamt beschränken, könnten die zuzusprechenden Kontingente für 
die Anzahl der Wahlplakate pro Partei bzw. Wählervereinigung dabei 
evtl. nach dem Ausgang der letzten vorangegangenen Wahl vergeben 
werden11.

Festzuhalten bleibt jedoch, dass ein Anspruch der Partei bzw. Wäh-
lervereinigung auf Wahlplakatierung besteht, diese aber zugleich eine 
genehmigungspflichtige Sondernutzung darstellt. Handelt es sich 
aber um eine Sondernutzung, kann dafür – bei Ortsdurchfahrten – 
seitens der Kommune eine Gebühr erhoben werden (so z. B. nach 
§ 47 I LStrG RLP). Die Gebührenpflicht wie deren Maßstäbe sind 
dabei in einer kommunalen Satzung zu regeln. Praktisch dürften bei-
nahe alle Kommunen eine solche Sondernutzungssatzung erlassen 
haben, da es sich schließlich um ein schon tradiertes Straßenrecht 
handelt. Wird darin nicht ausdrücklich für Wahlwerbung eine Aus-
nahme (bzw. sonstige Sonderregelungen) getroffen12, gilt es entspre-
chend Genehmigungs- wie Sondernutzungsgebühren festzusetzen.

D)	Vorschlag zur Erhebung der Sondernutzungsgebühr

Gerade mit Blick auf die häufig gegebene kommunale Verschul-
dungslage könnte die Idee verfolgt werden, die mit der Wahlpla-
katierung einhergehende Sondernutzung mittels einer adäquaten 
Gebühr zu belasten. Dies wäre interessengerecht. Die Parteien bzw. 
Wählervereinigungen erstreben schließlich Vorteile aus der Wahl-
werbung durch Inanspruchnahme des öffentlichen Straßenraums, 
welcher – bei Ortsdurchfahrten – der Verantwortung der Kommu-
nen unterfällt. Besonders aus wirtschaftlicher Sicht ist die Belastung 
der Parteien bzw. Wählervereinigungen ebenfalls gerechtfertigt. Der 
oftmals vor Wahlen sprießende Wald von Plakaten indiziert, dass – 
gerade auch kleinere Parteien oder Wahlvereinigungen – offenbar 
über ausreichend Mittel verfügen, für deren Gestaltung, den Druck 
wie die Auf- und Abhängarbeiten in größerem zeitlichen Umfang 
aufkommen zu können. Dann ist aber ebenso die Erhebung einer 
adäquaten Sondernutzungsgebühr für die durch Wahlwerbung erfol-
gende Sondernutzung öffentlichen Straßenraumes legitim.

Folgt eine Kommune diesem Ansatz, hat sie sicherzustellen, dass das 
Gebührenverzeichnis zur kommunalen Satzung zur Sondernutzung 
dafür Gebührensätze vorsieht – optimalerweise mittels einer geson-
derten Ziffer für Wahlplakate (ggf. noch nach Größe des Plakates 
differenziert13). Natürlich muss nicht für einzelne Plakate eine Ge-
nehmigung erteilt werden. Man könnte z. B. zwecks vereinfachter 
Abrechnung eine Gebührenstaffel nach der Zahl der Wahlplakate 
festlegen. Beispiel:

11	 Dem Prinzip der „abgestuften Chancengleichheit“ des § 5 PartG folgend, so bei-
spielsweise zur Wahlkampfkostenpauschale entschieden vom BVerfG, Entsch. v. 
3. Dezember 1968 – 2 BvE 1/67, 2 BvE 3/67, 2 BvE 5/67, 2. Leitsatz (6. Abschn.).

12	 So z. B. die Stadt Wiesbaden, vgl. § 11 I Nr. 4 der Satzung über Sondernutzun-
gen an öffentlichen Straßen und über Sondernutzungsgebühren in der Landes-
hauptstadt Wiesbaden, abrufbar unter www.wiesbaden.de/medien-zentral/dok/
rathaus/stadtrecht/6_-_6.1_Sondernutzungssatzung__1_.pdf.

13	 Z. B. unterschiedliche Gebührensätze für Standardgrößen an Straßenlaternen, 
nach Fläche für große Wahlplakate in Grünflächen etc.

Anzahl Wahlplakate
(bis zu …)

Pauschalbetrag in Euro

	 500 a

	 1.000 b

	 2.000 c

	 5.000 d

… …

Je nach Antrag der Partei bzw. Wählervereinigung würde folglich 
das entsprechende Kontingent der Zahl der Wahlplakate – zum 
jeweiligen Pauschalbetrag der Sondernutzungsgebühr – geneh-
migt. Ein solches Vorgehen dürfte zugleich aufwandsminimierend 
wirken. Denn die Parteien bzw. Wählervereinigungen hätten ein 
eigenes Interesse daran, möglichst nur einen Antrag pro Wahl ein-
zureichen.

Es muss allerdings stets das Gebot der Chancengleichheit gewahrt 
bleiben. Es dürfen folglich gerade kleinere Parteien bzw. Wählerver-
einigungen nicht durch im Verhältnis übermäßige Gebühren belastet 
werden. Zulässig dürfte demnach auch schlicht ein Fixbetrag pro 
Plakat sein, welcher sodann schlicht mit der genehmigten Zahl der 
Plakate multipliziert würde.

Weil das in Rede stehende Gebührenverzeichnis regelmäßig als 
Bestandteil der Satzung ausgestaltet ist, liegt die Kompetenz zur 
Festlegung der konkreten Gebührenmaßstäbe beim Gemein-
de- bzw. Stadtrat (so z. B. für Rheinland-Pfalz nach § 32 II Nr. 1 
GemO).

Folgt man dieser Idee, stellen sich Mehreinnahmen zur Entlastung 
des kommunalen Haushaltes ein.

E)	 Welche Konsequenzen lassen sich ferner mit der Genehmi-
gungspflicht verbinden?

Zur Sondernutzungsgenehmigung könnte – jedenfalls ergänzend – 
eine Nebenbestimmung aufgenommen werden, welche das Ab-
hängen (bzw. den Abbau) nach bestimmter Zeit sowie ggf. die ord-
nungsgemäße Entsorgung der Plakate verpflichtend sicherstellt. Die 
Genehmigung böte damit konkret eine spezielle Eingriffsgrundlage 
für ein evtl. später doch notwendiges Beseitigen durch die Kommune 
selbst, sofern der Antragsteller seiner Pflicht nicht nachkommt. Der 
Verwaltungsakt der Genehmigung könnte danach ggf. die konkrete 
Vollstreckungsgrundlage für die der Kommune anfallenden Kosten 
der Beseitigung wie Entsorgung bilden14.

Ferner wäre denkbar, die Genehmigungserteilung von der Bedin-
gung abhängig zu machen, dass die jeweilige Partei bzw. Wähler-
vereinigung einen Nachweis ausreichender Haftpflichtversicherung 

14	 Zwar enthalten oftmals die Satzungen der Kommunen zur Sondernutzung 
Passagen, wonach Beseitigungspf lichten den Antragsteller zur Sondernutzung 
treffen sollen. Der um vorgenannte Nebenbestimmung ergänzte Genehmi-
gungsbescheid böte jedoch die Konkretisierung auf den Einzelfall. Außerdem 
bliebe danach die Anwendung öffentlichen Rechts gewährleistet – damit die 
zweifelsfreie Möglichkeit zur Verwaltungsvollstreckung. Vgl. zur Abgrenzung 
der Verwaltungsvollstreckung zum gerichtlichen Mahn- und Klageverfahren 
allgemein Klomfaß: Kommunales Kassenwesen, S. 105 ff.
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erbringt15. Denn immer wieder ist festzustellen, dass einzelne Plakate 
bei Windböen in den Verkehrsraum geweht werden und damit Ge-
fahrenquellen eröffnen. Dass eine solche Bedingung zulässig ist, zeigt 
die zitierte Entscheidung des VGH Hessen16, welcher sich im Kern 
genau mit der Frage eines solch verpflichtenden Haftpflichtversiche-
rungsnachweises auseinandersetzt.

15	 So z. B. in Wiesbaden, vgl. § 6 II 2 der Satzung über Sondernutzungen an öf-
fentlichen Straßen und über Sondernutzungsgebühren in der Landeshauptstadt 
Wiesbaden, abrufbar über www.wiesbaden.de/medien-zentral/dok/rathaus/
stadtrecht/6_-_6.1_Sondernutzungssatzung__1_.pdf.

16	 Vgl. VGH Kassel, Beschl. v. 17. September 2013 – 2 B 1963/13, Textziffer 3, 
NVwZ-RR 2014, 86.

Wiederholend ist aber auch zu diesen weiterhin denkbaren Kon-
sequenzen der Genehmigungspflicht hervorzuheben, dass dadurch 
nicht die Chancengleichheit der Parteien ausgehebelt werden darf.

F)	 Fazit

Folgt man dem hiesigen Ansatz, lassen sich monetäre Vorteile für den 
Kommunalhaushalt generieren. Weil es zu entsprechenden (Mehr-)
Einnahmen zu jeder Wahl käme, damit auf Dauer. Gerade klamme 
Kommunen sollten dann wenigstens begründen, warum sie gleich-
wohl von einer entsprechenden Sondernutzungsgebühr absehen 
möchten. Gleichzeitig lassen sich mittels der Genehmigung Aspekte 
des Gefahren(abwehr)rechts wie insbesondere bzgl. verpflichtender 
Nachweise zur Haftpflichtversicherung abdecken. Mehrere Vorteile, 
die es in der Praxis zu nutzen gilt.

Obwohl das Waffengesetz seit dem 01.07.1976 die Möglichkeit 
vorsieht, dass mehrere Personen in ein und dieselbe Waffenbesitz-
karte (WBK) eingetragen werden können (sog. Mitberechtigung), 
sind die Voraussetzungen hierfür bis heute hin unklar. Besondere 
Schwierigkeiten entstehen dann, wenn die einzutragenden Perso-
nen die Waffen aufgrund unterschiedlicher Erlaubnistatbestän-
de besitzen möchten. Da es sich hierbei um eine Rechtsfrage von 
grundsätzlicher Bedeutung handelt, die viele Personen betrifft, hat 
das BVerwG in einem aktuellen Streitfall die Revision zugelassen. 
In Anbetracht der bevorstehenden Revisionsentscheidung (Az. 
6 C 36.14) soll der vorliegende Aufsatz einen Beitrag dazu leisten, 
Rechtsnatur und Erteilungsvoraussetzungen der waffenrechtlichen 
Mitberechtigung zu klären.

A.	 Einleitung

In der Praxis besteht oft das Bedürfnis, dass mehrere Personen die-
selbe Waffe besitzen können. Dies gilt besonders dann, wenn die 
Waffe vererbt werden soll. Nach § 20 Abs. 2 WaffG ist es näm-
lich zwingend erforderlich, dass der spätere Erblasser bis zu seinem 
Tod über eine waffenrechtliche Erlaubnis verfügt. Nur so können 
die Erben die Waffe unter den erleichterten Voraussetzungen des 
„Erbenprivilegs“1 besitzen. Soll die Waffe später vererbt, aber gleich-
wohl schon zu Lebzeiten von einer nahestehenden Person genutzt 
werden können, so geht dies nur über den Weg, dass für dieselbe 
Waffe eine weitere Erlaubnis für diese Person beantragt wird. So 
könnte etwa ein Jäger die Erbwaffe einer nahestehenden Person, 
die diese ausschließlich als Andenken an einen verstorbenen Ange-
hörigen aufbewahrt, schon vor deren Tod gelegentlich für jagdliche 
Zwecke nutzen. Man könnte meinen, dass dem Staat an einer effi-

*	 Ass. iur. Alexander Rott ist Referent beim Bundesamt für Justiz, Bonn. Der Bei-
trag stellt die persönliche Meinung des Autors dar und ist nicht dienstlich veran-
lasst.

1 	 Krit. zur Bezeichnung als „Privileg“: Sachverst. Kohlheim, Innenausschuss-Pro-
tokoll Nr. 16/60, S. 46.

zienteren Nutzung bereits vorhandener Waffen eher gelegen wäre, 
als gegenüber der Alternative, dass für diese Zwecke eine eigene 
angeschafft wird und somit noch mehr Waffen ins Volk gelangen. 
Tatsächlich ist es allerdings so, dass der Erwerb einer weiteren Waffe 
viel eher bewilligt wird. Soll hingegen eine weitere Person in eine 
bereits vorhandene WBK eingetragen werden, so stehen dem zahl-
reiche Hürden entgegen. Der hiesige Beitrag befasst sich mit ei-
ner solchen Konstellation, in der ein Jäger – bislang erfolglos – die 
Mitberechtigung für eine Erbwaffe beantragte. Im Folgenden wird 
zunächst der Sachverhalt dargestellt, wie er dem OVG Schleswig 
vorlag (B). Es folgt die Beurteilung der Erfolgsaussichten der Revi-
sion (C). Im Anschluss werden die weiteren, aus hiesiger Sicht nicht 
entscheidungserheblichen Rechtsfragen erörtert (D). Der Beitrag 
schließt mit einem Fazit (E).

B.	 Zum Sachverhalt des Urteils des OVG Schleswig

Der Kläger ist Jahresjagdscheininhaber und begehrt die Erteilung 
einer waffenrechtlichen Mitberechtigung für eine vom Beigelade-
nen besessene kleinkalibrige Einzellader-Büchse. Dem Beigeladenen 
wurde im Jahr 1986 die Erlaubnis zum Besitz der streitgegenständ-
lichen Langwaffe als Erbe erteilt (sog. Erben-WBK), ohne dass er 
hierfür ein Bedürfnis nachweisen musste. Kläger und Beigeladener 
wohnen in unterschiedlichen Landkreisen desselben Bundeslandes. 
Anfang 2010 erschienen der Beigeladene und der Kläger persön-
lich bei der Waffenbehörde des Beigeladenen und beantragten, den 
Kläger als weiteren Berechtigten in die WBK des Beigeladenen ein-
zutragen. Auf Anfrage der Waffenbehörde des Beigeladenen teilte 
die Waffenbehörde des Klägers mit, dass sie die Erteilung der Mit-
berechtigung nicht befürworte. Zum einen sei der Gesetzgeber still-
schweigend davon ausgegangen, dass die Personen ihren Wohnsitz 
im selben Landkreis haben müssten. Zum anderen sei es schwieriger, 
den Vorgang unter „Kontrolle“ zu halten, wenn die Inhaber einer 
gemeinsamen WBK in zwei unterschiedlichen Landkreisen wohnen 
würden.

Alexander Rott*

Rechtsfragen der waffenrechtlichen Mitberechtigung
– zugleich Anmerkung zu OVG Schleswig, Urteil vom 22. November 2013 – 2 LB 52/12 –
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Ende April 2011 erhob der Kläger Untätigkeitsklage gegen die Waf-
fenbehörde des Beigeladenen mit dem Antrag, den beklagten Kreis 
zu verpflichten, dem Kläger einen Mitberechtigungsvermerk auf der 
WBK des Beigeladenen zu erteilen. Klage2 und Berufung3 blieben 
erfolglos.

Nach Auffassung des Berufungsgerichts dürfe eine gemeinsame 
WBK nur erteilt werden, wenn für jeden einzelnen Erlaubnisinhaber 
alle Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt seien. Daran fehle es hier. Die 
Erlaubnisvoraussetzung des Bedürfnisses habe lediglich der Kläger, 
nicht jedoch der Beigeladene nachgewiesen. Gegen die Eintragung 
einer Mitberechtigung spräche im Übrigen auch das ungleiche Be-
rechtigungsniveau zwischen Kläger und Beigeladenen, welches zu 
einer Umgehung der Erbwaffenblockierpflicht führe. Während der 
Kläger seine über den Jahresjagdschein erworbenen Waffen auch 
jagdlich nutzen dürfe, dürfe der Beigeladene die streitgegenständ-
liche Waffe nur blockiert besitzen. Die Blockierpflicht fände rück-
wirkend Anwendung, weshalb die Waffe des Beigeladenen blockiert 
werden müsse.

C.	 Rechtliche Würdigung

Die vom BVerwG zugelassene Revision ist unbegründet. Das OVG 
hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

I.	 Zur Zulässigkeit der Klage
Die Klage ist als Verpflichtungsklage zulässig.

Die WBK ist eine Erlaubnisurkunde, die verschiedene waffenrecht-
liche Erlaubnisse verkörpert. Jede dieser Erlaubnisse stellt einen ei-
genständigen Verwaltungsakt i.S.v. § 35 Satz 1 VwVfG dar, der für 
die konkrete Waffe, die konkrete Umgangsart und den konkreten 
Erlaubnisinhaber das gesetzliche Verbot des § 2 Abs. 2 WaffG ein-
zelfallbezogen aufhebt.4

Seinem Klagebegehren (§ 88 VwGO) nach möchte der Kläger eine 
Besitzerlaubnis erteilt haben für die Büchse des Beigeladenen und 
zwar in Form einer Mitberechtigung. Diese Besitzerlaubnis stellt ei-
nen begünstigenden Verwaltungsakt i.S.v. § 35 Satz 1 VwVfG dar, so 
dass die Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 Var. 1 VwGO) statthaft ist.

II.	 Zur Begründetheit der Klage
Die Klage ist unbegründet.

Es fehlt an der Passivlegitimation des Beklagten. Dieser ist für die 
Erteilung der streitgegenständlichen Besitzerlaubnis nicht zustän-
dig. Den Verwaltungsgerichten ist es verwehrt, eine Behörde zu kom-
petenzwidrigen und damit rechtswidrigen Handeln zu verpflichten.5 
Sachlich zuständig ist der Landrat als Kreisordnungsbehörde (§ 48 
Abs. 1 Satz 1 WaffG i.V.m. § 1 Abs. 6 WaffGAV SH 2004). Dessen 
Rechtsträger ist der Kreis, da es sich um eine Aufgabe handelt, die der 
Landrat für den Kreis wahrnimmt.6 Die örtliche Zuständigkeit ist 
jedoch nicht gegeben. Diese liegt allein beim Kreis des Klägers (§ 49 
Abs. 1 WaffG i.V.m. § 31 Abs. 1 Nr. 3a VwVfG SH), nicht hingegen 

2 	 VG Schleswig, Urt. v. 20.12.2011 – 7 A 55/11 –.
3 	 OVG Schleswig, Urt. v. 22.11.2013 – 2 LB 52/12 –.
4 	 Rott, AUR 2015, 1.
5 	 Schmidt, VwGO-Fallrepetitorium, 2007, S. 74.
6 	 § 163 Abs. 2 LVwG SH i.V.m. § 164 Abs. 1 Nr. 2 LVwG SH.

beim Beklagten als dem Kreis des Beigeladenen. Diesbezüglich ist 
das Revisionsgericht nicht an die Auslegung des Berufungsgerichts 
gebunden. Die relevante landesrechtliche Bestimmung des VwVfG 
SH stellt revisibles Recht dar, da sie mit der bundesrechtlichen in § 3 
Abs. 1 Nr. 3a VwVfG übereinstimmt (§ 137 Abs. 1 Nr. 2 VwGO).

D.	 Beurteilung der sonstigen, nicht entscheidungserheblichen 
Rechtsfragen

Unter der Annahme, dass die Mitberechtigung bei der zuständigen 
Waffenbehörde beantragt und die richtige Waffenbehörde verklagt 
worden ist, hat die Verpflichtungsklage des Klägers Erfolg.

Der Kläger hat einen Anspruch auf Erteilung der begehrten Mitbe-
rechtigung und die Sache ist auch spruchreif. Anspruchsgrundlage 
sind die §§ 10 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 4 Abs. 1, 13 Abs. 1 bis 
3 WaffG. Danach kann eine WBK über Schusswaffen, die mehrere 
Personen besitzen, auf diese Personen ausgestellt werden.

Der erforderliche Antrag wurde gestellt. Waffenrechtliche Erlaubnis-
se dürfen nur auf Antrag erteilt werden (§ 22 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG).7 
Dies folgt aus § 4 WaffG, in dem die Erlaubnisvoraussetzungen um-
schrieben sind, und in dem von einem „Antragsteller“ die Rede ist. 
Den Antrag muss derjenige stellen, der die Erlaubnis begehrt. Auch 
wenn der Beigeladene in Begleitung des Klägers zur Antragstellung 
bei der Waffenbehörde erschienen ist, so ergibt die Auslegung, dass 
der Antrag allein durch den Kläger gestellt sein sollte. Dem Beigela-
denen ging es erkennbar nicht darum, eine weitere eigene Erlaubnis 
zu erhalten. Seine Beteiligung bei der Antragstellung erfolgte allein 
vor dem Hintergrund, dass es dabei um seine Büchse ging und die 
Erlaubnis letztlich auch in seine Erlaubnisurkunde eingetragen wer-
den sollte. Soweit in der Literatur die Ansicht vertreten wird, dass 
der Antrag „gemeinsam“ gestellt werden müsse8, so ist dies wohl im 
untechnischen Sinne zu verstehen und bezieht sich allein darauf, dass 
die bereits eingetragene Person mit der Eintragung eines weiteren 
Berechtigten einverstanden sein muss, was hier der Fall ist.

Materiell-rechtlich sind alle Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt. Dies 
gilt zunächst für diejenigen in der Person des Klägers, die unstreitig 
gegeben sind. Fehlende Voraussetzungen in der Person des Beigela-
denen stehen der Erlaubniserteilung nicht entgegen. Die gegentei-
lige Auffassung verkennt waffenrechtliche Grundprinzipien. Nach 
dem Trennungsprinzip muss zwischen der materiellen Erlaubnis 
als Verwaltungsakt (I.) und der Verkörperung derselben durch eine 
Urkunde (II.) unterschieden werden.9 Während in § 4 WaffG die 
Erlaubnisvoraussetzungen normiert sind, ist in § 10 WaffG die Form 
der Erlaubniserteilung geregelt.10 Wegen des Abstraktionsprinzips 
sind die Besitzerlaubnisse voneinander unabhängig, auch wenn sie 
in derselben Urkunde verkörpert werden. Dies folgt daraus, dass der 
Urkunde nur eine formale Funktion zukommt. Sie ist getrennt von 
den darin einzutragenden Erlaubnissen zu betrachten (Trennungs-
prinzip) und hat keine materiell-rechtlichen Auswirkungen auf diese 
Erlaubnisse.

7 	 Vgl. Gade/Stoppa, WaffG, 2011, § 10 Rn. 13; Lehmann/v. Grotthuss, Aktuelles 
Waffenrecht, 3/2013, § 4 Rn. 18.

8 	 Lehmann/v. Grotthuss, Aktuelles Waffenrecht, 3/2013, § 10 Rn. 30.
9 	 Vgl. Ziff. 10.1 WaffVwV (Beilage BAnz. Nr. 47a v. 22.03.2012).
10 	Vgl. BT-Drs. 14/7758, S. 58 (l. Sp.): „Die Vorschrift regelt die Form der Erteilung 
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I.	 Die waffenrechtliche Besitzerlaubnis
Die Erlaubnis ist höchstpersönlich11 und kann daher, vorbehaltlich 
der in § 10 Abs. 2 Satz 2 WaffG vorgesehenen Ausnahmen, nur an 
natürliche Personen erteilt werden, da nur diese die Erlaubnisvor-
aussetzungen der Zuverlässigkeit und persönlichen Eignung erfüllen 
können. Hieraus folgt auch, dass der Grundsatz der Höchstpersön-
lichkeit der Erlaubnisse einer Erlaubniserteilung an mehrere natür
liche Personen nicht entgegensteht, weil jede dieser Personen die Er-
laubnisvoraussetzungen in ihrer Person erfüllen kann.

Nach dem WaffG dürfen mehrere Personen dieselbe Waffe besitzen. 
Dies folgt aus der Legaldefinition des Besitzes als „Ausübung der 
tatsächlichen Gewalt“.12 „Die ‚tatsächliche Gewalt‘ über eine Waffe 
[…] übt derjenige aus, der die Möglichkeit hat, nach eigenem Wil-
len mit ihr umzugehen oder sie zu benutzen […].“13 Abgestellt wird 
somit allein auf die Möglichkeit des Umgangs bzw. der Nutzung. 
Eine Verpflichtung, die tatsächliche Gewalt auch jederzeit ausüben 
zu müssen, was bei mehreren Besitzern ggf. nicht immer gewähr-
leistet wäre, geht damit nicht einher. Dies haben die Verwaltungs-
gerichte mehrfach entschieden. So ist eine dauerhafte Verwahrung 
in einem Tresor am anderen Ende Deutschlands zulässig14, ebenso 
wie die Verwahrung in einem Bankschließfach, bei dem nur zu den 
gewöhnlichen Öffnungszeiten Zugang besteht.15

Das WaffG geht auch nicht implizit davon aus, dass (außerhalb des 
§ 10 Abs. 2 WaffG) für dieselbe Waffe nur eine Person eine Besit-
zerlaubnis erhalten kann.16 Aus den dem Besitz notwendigerweise 
vorausgehenden Überlassens- und Erwerbsvorgängen lässt sich dies 
nicht folgern. Denn auch bei diesen legaldefinierten Begrifflichkei-
ten17 wird nur auf die abstrakte Umgangsmöglichkeit abgestellt. Das 
Überlassen setzt keine Besitzaufgabe des Überlassenden voraus. So 
kann ein Überlassen einer Waffe bereits dann vorliegen, wenn je-
mand einem anderem den (Zweit-)Schlüssel zum Waffenschrank 
übergibt.18 Umgekehrt erwirbt auch derjenige eine Waffe, der diese 
lediglich vorübergehend auf der Schießstätte von der Standaufsicht 
ausgehändigt bekommt (§ 12 Abs. 1 Nr. 5 WaffG) und entsprechend 
deren Anordnungen (§ 11 Abs. 2 AWaffV) in Besitzdienerschaft19 
schießt, so dass die Standaufsicht weiterhin Besitz ausübt.

Bei dem Erfordernis einer waffenrechtlichen Besitzerlaubnis (§ 2 
Abs. 2 WaffG) handelt es sich um ein präventives Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt.20 Der Besitz erlaubnispflichtiger Waffen ist nicht per se 
unerwünscht. Durch die Schaffung eigener Erwerbstatbestände in 
den §§ 13 ff. WaffG kommt zum Ausdruck, dass bestimmte Perso-
nengruppen ein legitimes Interesse am Waffenbesitz haben und dass 
der Gesetzgeber dies auch anerkennt. Angesichts dessen besteht das 

11 	BVerwG, Urt. v. 08.12.1992 – 1 C 5/92 – juris-Rn. 19; Papsthart, in: Steindorf/
Heinrich/Papsthart, Waffenrecht, 9. Aufl. (2010), WaffG § 10 Rn. 4.

12 	WaffG Anlage 1 Abschn. 2 Nr. 2.
13 	Wolsfeld/Schröder, Jagdrecht für das Land NRW, 2008, S. 187; Rott, DVBl. 2014, 

1287, 1293.
14 	VG Köln, Urt. v. 09.12.2010 – 20 K 577/09 –; zust. Kohlheim, Deutsche Schützen-

Zeitung 4/2011, S. 25.
15 	VG Stuttgart, Urt. v. 15.11.2013 – 5 K 4397/11 –.
16 	Vgl. Bushart, in: Apel/Bushart, Waffenrecht, 3.  Aufl. (2004), WaffG §  10 

Rn. 13.
17 	Erwerb: WaffG Anlage 1 Abschn. 2 Nr. 1; Überlassen: WaffG Anlage 1 Ab-

schn. 2 Nr. 3.
18 	OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 16.06.2011 – OVG 11 S 7.11 – juris-Rn. 7.
19 	Vgl. BGH, Urt. v. 24.05.2000 – 3 StR 38/00 – juris-Rn. 9.
20 	Lehmann/v. Grotthuss, Aktuelles Waffenrecht, 3/2013, § 10 Rn. 7.

Erlaubniserfordernis allein deshalb, damit die zuständige Behörde 
im Vorfeld das Vorliegen der Erlaubnisvoraussetzungen prüfen kann. 
Diese Konzeption als Kontrollerlaubnis hat zur Folge, dass bei Er-
füllung der Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf Erteilung der 
waffenrechtlichen Besitzerlaubnis besteht. Das „Ob“ der Erteilung 
waffenrechtlicher Besitzerlaubnisse steht nicht im Ermessen der 
Waffenbehörde.21

II.	 Die Erlaubnisurkunde
Der Grundsatz, dass – vorbehaltlich des § 10 Abs. 2 Satz 1 WaffG – 
für eine Person und Waffe nur eine WBK ausgestellt werden darf22, 
betrifft lediglich die Form der Erlaubniserteilung.23 Materiell-
rechtlich dürfen mehrere Personen dieselbe Waffe besitzen und darf 
auch mehreren Personen eine jeweils eigene Erlaubnis zum Besitz 
derselben Waffe erteilt werden (s.o.). Die Mitberechtigung wurde 
geschaffen, um die Erteilungsformen aus Praktikabilitätsgründen zu 
erweitern.24 Aus diesem Grund ist das in § 10 Abs. 2 Satz 1 WaffG 
enthaltene „kann“ nicht im Sinne eines „kann nur“, sondern eines 
„kann auch“ zu verstehen, so dass zwei materiell-rechtliche Besitz-
erlaubnisse für dieselbe Waffe entweder in Form einer Mitberechti-
gung erteilt werden können oder aber durch zwei separate Erlaubnis-
urkunden nach § 10 Abs. 1 Satz 1 WaffG.25

III.	Die Erteilungsvoraussetzungen für eine waffenrechtliche 
Mitberechtigung
Die Voraussetzungen für die Erteilung einer gemeinsamen WBK 
sind im Gesetz nicht ausdrücklich genannt. Der waffenrechtlichen 
Systematik nach können diese aber keine anderen sein als diejenigen 
für die Erlaubniserteilung in separaten Urkunden. Die Vorschrift des 
§ 4 WaffG, die für sämtliche Besitzerlaubnisse gilt26, enthält eine 
abschließende Aufzählung aller Erlaubnisvoraussetzungen. Andere 
Erlaubnisvoraussetzungen gelten nur dann, wenn explizit etwas an-
deres im Gesetz bestimmt ist.27 Die Regelung zur Mitberechtigung 
(§ 10 Abs. 2 Satz 1 WaffG) enthält keine abweichende Bestimmung 
in dem vorgenannten Sinne. Sie betrifft ausschließlich die Form der 
Erlaubniserteilung und will keine zusätzlichen Erlaubnisvorausset-
zungen aufstellen. Solche ergeben sich auch nicht aus der Geset-
zesbegründung. Diese besagt lediglich, dass in Fällen, in denen die 
tatsächliche Gewalt über dieselben Waffen von mehreren Personen 
ausgeübt wird, ein praktisches Bedürfnis besteht, den betroffenen 
Personenkreis in der Waffenbesitzkarte anzugeben.28 Hätte der Ge-
setzgeber weitere Erlaubnisvoraussetzungen aufstellen wollen, hätte 
man hier zumindest einige kurze Ausführungen erwartet. Da dies 
nicht geschehen ist, liegt der Schluss nahe, dass dies vom Gesetz-
geber auch nicht gewollt war. Soweit es in der Praxis die Ausnahme 
darstellt, dass eine gemeinsame WBK erteilt wird, so ist dies nicht 
Ausfluss einer gesetzgeberischen Wertung, dass die Erteilung Aus-

21 	Gade/Stoppa, WaffG, 2011, § 10 Rn. 13; dies entspricht der gefestigten Rspr. 
seit PrOVGE 86, 233 (dort zum Gesetz über Schußwaffen und Munition 
v. 12.04.1928).

22 	BT-Drs. 7/2379, S.  20 (l.  Sp.); Papsthart, in: Steindorf/Heinrich/Papsthart, 
Waffenrecht, 9. Aufl. (2010), WaffG § 10 Rn. 10.

23 	Vgl. BT-Drs. 14/7758, S. 58 (l. Sp.): „Die Vorschrift regelt die Form der Erteilung 
der Erlaubnisse“.

24 	BT-Drs. 7/2379, S. 20 (l. Sp.); BT-Drs. 14/7758, S. 58 (l. Sp.).
25 	Vgl. Bushart, in: Apel/Bushart, Waffenrecht, 3.  Aufl. (2004), WaffG §  10 

Rn. 13.
26 	Vgl. BT-Drs. 14/7758, S. 53 (l. Sp.).
27 	Gade/Stoppa, WaffG, 2011, § 4 Rn. 2.
28 	BT-Drs. 7/2379, S. 20 (l. Sp.); BT-Drs. 14/7758, S. 58 (l. Sp.).
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nahmecharakter haben müsse, sondern schlicht dem Umstand ge-
schuldet, dass Mitberechtigungen weniger attraktiv sind, wenn man 
bei Nachweis derselben oder sogar erleichterten Erlaubnisvorausset-
zungen eine zusätzliche eigene Waffe besitzen darf.

1.	 Kein Erfordernis eines Bedürfnisses an der Form der Erlaub-
niserteilung
Es ist nicht erforderlich, dass im Falle der Mitberechtigung über die 
Bedürfnisse der einzutragenden bzw. eingetragenen Personen hinaus 
ein weiteres Bedürfnis speziell für die begehrte Form der Mitberech-
tigung nachgewiesen wird. Das Bedürfniserfordernis gilt nur für die 
materiell-rechtlichen Besitzerlaubnisse, nicht hingegen für die Form 
der Erlaubnisurkunde. Das Bedürfnisprinzip besagt – vereinfacht ge-
sagt – dass nur derjenige Waffen besitzen darf, der dafür besondere 
Gründe geltend machen kann, die das Interesse der Allgemeinheit an 
einem niedrigen Schusswaffenbestand („möglichst wenig Waffen ins 
Volk“) überwiegen.29 Auf die Erlaubnisurkunden lässt es sich nicht 
übertragen. Es existiert kein öffentliches Interesse an einem niedri-
gen Urkundenbestand und selbst wenn dem so wäre, so würde dies 
vorliegend gerade für die Ausstellung einer gemeinsamen Urkunde 
sprechen, weil andernfalls die Erlaubnisse des Beigeladenen und des 
Klägers in zwei verschiedenen Urkunden verkörpert wären. Wenn 
man sich auf den Standpunkt stellt, dass erst ein Bedürfnis für die 
Urkunde bestehen muss, bevor die Erlaubnis erteilt werden kann, 
so würde dies bedeuten, dass man das Pferd von hinten aufzäumt. 
Es ist nicht der Anspruch auf die Urkunde, dem der Anspruch auf 
die Erlaubnis folgt, sondern vice versa. Wenn nämlich ein Anspruch 
auf die Erlaubnis besteht, besteht auch einer auf die zugehörige Ur-
kunde, weil die formbedürftige Erlaubnis ohne Aushändigung der 
WBK nicht wirksam werden kann (§ 44 Abs. 2 Nr. 2 VwVfG)30. 
Zudem wurde für die Fälle, in denen die tatsächliche Gewalt über 
dieselben Waffen von mehreren Personen ausgeübt wird, bereits in 
der Gesetzesbegründung ein Bedürfnis an einer gemeinsamen WBK 
anerkannt,31 so dass dieses schon von Gesetzes wegen besteht und 
nicht gesondert nachgewiesen zu werden braucht.

2.	 Kein Erfordernis identischer Bedürfnisse/Berechtigungs
niveaus
Klar ist zunächst, dass eine wechselseitige Zurechnung der Erlaubnis-
voraussetzungen nicht zulässig ist. So reicht es beispielsweise nicht, 
dass eine Person zuverlässig ist und die andere das Bedürfnis nach-
weist. Vielmehr müssen die Personen die Erlaubnisvoraussetzungen 
jeweils vollständig in eigener Person erfüllen.32 Eine ungeschriebene 
Erlaubnisvoraussetzung für waffenrechtliche Mitberechtigungen, 
wonach alle in derselben Erlaubnisurkunde einzutragenden Perso-
nen dasselbe33 oder ein zumindest vergleichbares waffenrechtliches 
Bedürfnis nachweisen müssen, existiert hingegen nicht. Ein solches 
Erfordernis ergibt sich insbesondere nicht aus dem Bedürfniserfor-
dernis, da dieses – wie bereits ausgeführt – allein für die Erlaubniser-
teilung, nicht hingegen für die Urkundenausstellung gilt. Da es sich 
bei der Mitberechtigung um die gemeinsame Verkörperung mehrerer 
individueller Erlaubnisse handelt, die in ihrem Entstehen und Fort-
bestand voneinander unabhängig sind (Abstraktionsprinzip), kann es 
durchaus sein, dass eine Person überhaupt kein Bedürfnis nachweisen 

29 	Rott, NWVBl. 2015, 9.
30 	Vgl. Bushart, in: Apel/Bushart, Waffenrecht, 3. Aufl. (2004), WaffG § 10 Rn. 5.
31 	BT-Drs. 7/2379, S. 20 (l. Sp.); BT-Drs. 14/7758, S. 58 (l. Sp.).
32 	Gade/Stoppa, WaffG, 2011, § 10 Rn. 35.
33 	So Gade/Stoppa, WaffG, 2011, § 10 Rn. 35.

muss, weil sie die Waffe waffenrechtlich privilegiert erworben hat, die 
andere Person hingegen ein Bedürfnis nachweisen muss, da sie nicht 
unter die Privilegierung fällt. Wichtig ist allein, dass jede Person die 
für sie maßgeblichen Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt. So ist es in 
der Praxis durchaus üblich, dass gemeinsame WBKs an Jäger und 
Sportschützen erteilt werden, obwohl erstere vom Bedürfnisnach-
weis befreit sind (§ 13 Abs. 2 WaffG). Soweit der Gesetzgeber den 
Waffenerwerb unter bestimmten Voraussetzungen vom Bedürfnis-
nachweis freistellt, so geschieht dies allein, um bestimmte Personen 
zu privilegieren. Keinesfalls ist damit bezweckt, andere, die die Waffe 
ebenfalls besitzen möchten, schlechter zu stellen.

Ungleiche Berechtigungsniveaus sind ebenfalls ohne Belang. Das 
Erfordernis eines gleichen Erlaubnisniveaus wird ausschließlich im 
Zusammenhang mit der gemeinschaftlichen Aufbewahrung (§ 13 
Abs. 10 AWaffV) gefordert.34 Dass ein solches auch für die Ertei-
lung einer Mitberechtigung gelten soll, ist ein Novum. Im Kontext 
der gemeinschaftlichen Aufbewahrung mag dieses Erfordernis seine 
Berechtigung haben, weil es dort darum geht, dass auch Personen 
auf die Waffe zugreifen können sollen, die für diese keine Erlaubnis 
haben. Anders liegt die Situation dagegen bei der Mitberechtigung, 
bei der durch die Erlaubniserteilung gerade die Voraussetzungen da-
für geschaffen werden, dass alle eingetragenen Personen ausreichend 
berechtigt sind. Zudem steht es außer Zweifel, dass der Kläger als 
Jäger ausreichend berechtigt ist. Offenbar ist auch der Beigeladene 
ausreichend berechtigt, sonst hätte man ihm die Büchse längst weg-
genommen. Das Gericht meint also, dass beide Personen ausreichend 
berechtigt sind und jeder für sich sofort eine Erlaubnis erhalten 
könnte, nur nicht zusammen.

Wenn dies zusammen nicht möglich sein soll, so kann dies nur da-
durch herrühren, dass Wechselwirkungen zwischen den Erlaubnis-
sen auftreten würden, die rechtlich nicht zulässig wären. Eine irgend-
wie geartete Wechselwirkung, dass die dem einen erteilte Erlaubnis 
Auswirkungen hätte auf Umfang und Erlaubnisvoraussetzungen der 
dem anderen zu erteilenden Erlaubnis, besteht jedoch nicht und wi-
derspräche auch dem Abstraktionsprinzip. Zudem sind waffenrecht-
liche Besitzerlaubnisse keine Verwaltungsakte mit Drittwirkung. Ein 
anderes Verständnis würde zu absurden Ergebnissen führen. Man 
stelle sich eine Erbengemeinschaft vor, bestehend aus einem Jäger 
und einem waffenrechtlich Nichtberechtigten. Würde letzterer eine 
WBK beantragen, so hätte dies zur Folge, dass dem ersteren keine 
Mitberechtigung mehr erteilt werden dürfte, obwohl er waffenrecht-
lich gesehen ein noch besseres Recht zum Besitz hätte und es dem 
Gesetzgeber sogar ein Anliegen war, dass Erbwaffen vornehmlich 
von solchen Personen besessen werden, die damit umzugehen wis-
sen.35 Prozessrechtlich müsste man dem Jäger dann das Recht zur 
Drittanfechtung der dem Nichtberechtigten erteilten WBK zubilli-
gen. Ein erkennbar unsinniges Ergebnis.

Zwar wird im Falle einer Mitberechtigung die WBK auf eine Per-
son (Berechtigter) ausgestellt und die weiteren Personen (weitere 
Berechtigte) zusätzlich unter „Amtliche Eintragungen“ aufgeführt.36 
Hierbei handelt es sich indes allein um die Form der Erteilung. Ma-
teriell-rechtlich gibt es keinen „Hauptberechtigten“, an dessen Er-

34 	Ziff. 36.2.14 WaffVwV.
35 	Begr. 1. WaffRÄndG 2008, BT-Drs. 16/8224, S. 16 (r. Sp.).
36 	Ziff. 10.6 WaffVwV.
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laubnis die anderen Erlaubnisse akzessorisch hängen würden. Weder 
ist durch den „Hauptberechtigten“ der Erlaubnisumfang für die üb-
rigen vorgegeben, noch hat es auf die Wirksamkeit der Erlaubnisse 
der anderen irgendwelche Auswirkungen, wenn die Erlaubnis des 
„Hauptberechtigten“ aufgehoben oder sonst unwirksam wird.

3.	 Kein Erfordernis, dass die Waffe nicht der Blockierpflicht un-
terliegen darf
Zum 01.04.2008 wurde eine Blockierpflicht für Erbwaffen einge-
führt.37 Nach § 20 Abs. 3 Satz 2 WaffG müssen die der Blockier-
pflicht unterliegenden Erben ihre Erbwaffen durch technische 
Sperrvorrichtungen kostenpflichtig blockieren lassen. Hiermit soll 
u.a. bezweckt sein, dass die Erben ihre eigenen Waffen nicht benut-
zen können.38

Ob die Blockierpflicht auf den Beigeladenen, der seine Waffe Jahr-
zehnte vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmung erworben hat, 
überhaupt rückwirkend anwendbar ist39, kann offen bleiben. Denn 
die Blockierpflicht ist nach der hier vertretenen Rechtsauffassung 
keine Pflicht im eigentlichen Sinne, sondern eine Einschränkung des 
Erlaubnisumfangs. Dies ergibt sich aus der systematischen Stellung 
der Bestimmung in Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 „Besondere Er-
laubnistatbestände […]“, weshalb es sich um einen besonderen, we-
niger weitreichenden Erlaubnistatbestand handelt. Das in § 2 Abs. 2 
WaffG enthaltene Verbot des Waffenbesitzes wird für Erben ledig-
lich insoweit aufgehoben, als es den Besitz von blockierten Waffen 
betrifft. Mit anderen Worten berechtigen die neu erteilten Erlaub-
nisse für Erben allein zum blockierten Waffenbesitz. Der scheinba-
re Widerspruch, dass in ein und derselben Erlaubnisurkunde eine 
beschränkte Besitzerlaubnis für den Beigeladenen und eine unbe-
schränkte für den Kläger eingetragen sein könnte, lässt sich leicht 
auflösen: Solange die Büchse in der tatsächlichen Gewalt des Beige-
ladenen ist, muss sie blockiert sein. Im Übrigen darf sie unblockiert 
sein. Soweit hierdurch die Motivation gefördert wird, die Waffe nicht 
in der Verfügungsgewalt des Beigeladenen, sondern der des Klägers 
zu halten, so entspricht dies dem Willen des Gesetzgebers. Diesem 
war gerade daran gelegen, dass Waffen vorzugsweise in den Händen 
von Personen sind, die über die erforderliche Sachkunde verfügen.40 
Wie bereits ausgeführt, bestehen bei einer Mitberechtigung keine 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Besitzerlaubnissen (Ab-
straktionsprinzip). Daraus, dass der Kläger in Bezug auf dieselbe 
Waffe über eine unbeschränkte Erlaubnis verfügt, kann der Beigela-
dene nichts Positives für sich ableiten. Sein beschränktes Besitzrecht 
wird dadurch nicht zu einem unbeschränkten.

Zu keinem anderen Ergebnis gelangt man, wenn man in der Blockier
pflicht eine echte Pflicht sieht. Diese ist dann nämlich persönlicher 
und nicht dinglicher Natur, haftet also nicht der Waffe an. Selbiges 
gilt für eine etwaige – hier nicht erlassene – Blockierverfügung. Wird 
die Waffe an einen Berechtigten überlassen – sei es auch nur vorüber-

37 	WaffGÄndG 2008 (BGBl.  I S.  426); eingehend hierzu Rott, DVBl. 2014, 
1287 ff.

38 	Rott, NWVBl. 2015, 9, 11.
39 	Dagegen etwa VG Arnsberg, Urt. v. 12.09.2011 – 14 K 2058/10 –; Vollzugshin-

weise des Bayerischen StMI v. 25.03.2008, Az. ID5-2131.11-1, S. 3; Lehmann/v. 
Grotthuss, Aktuelles Waffenrecht, 3/2013, § 20 Rn. 54; Runkel, in: Hinze, Waf-
fenrecht, 61. Aktualisierung (2010), § 20 Rn. 16; Rott, DVBl. 2014, 1287 ff.; 
Rott, NWVBl. 2015, 9 ff.

40 	Begr. 1. WaffRÄndG 2008, BT-Drs. 16/8224, S. 16 (r. Sp.).

gehend – so darf sie entsperrt werden.41 Hieraus folgt im Umkehr-
schluss, dass die Büchse für den Zeitraum, in dem sie nicht in der 
Verfügungsgewalt des Beigeladenen ist, auch nicht blockiert zu wer-
den braucht. Eine Pflicht des Beigeladenen, die Waffe wieder in seine 
Verfügungsgewalt zu bringen, existiert nicht (siehe dazu bereits D.I.).

Eine Umgehung der Blockierpflicht wird hierdurch nicht ermög-
licht. Sollte der Kläger dem Beigeladenen unberechtigterweise den 
unblockierten Besitz einräumen, so hätte dies Auswirkungen auf de-
ren beider waffenrechtliche Zuverlässigkeit (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 WaffG) 
mit der Folge, dass die Erlaubnisse wegen Wegfalls der Erlaubnisvo-
raussetzungen zu widerrufen wären.42 Eine unzulässige Umgehung 
der Blockierpflicht könnte man allenfalls unter der Prämisse bejahen, 
dass diese primär ein Instrument zur Wirtschaftsförderung ist, um 
dem Waffengewerbe Einnahmen aus dem Verkauf der Blockiersys-
teme zu bescheren.43 Dieses nicht ganz fernliegende Ziel – immerhin 
bezweckte bereits das Reichswaffengesetz 1938 die Förderung des 
Waffengewerbes44 – würde dann in der Tat nicht erreicht werden, 
wenn der Kläger die Waffe unblockiert in seiner Verfügungsgewalt 
halten würde.

Auch wenn der Beigeladene keinen Antrag auf Blockierbefreiung ge-
stellt hat, müsste bei der Frage, ob dem Kläger die Mitberechtigung 
wegen einer den Beigeladenen treffenden Blockierpflicht versagt wer-
den darf, zumindest inzident geprüft werden, ob der Beigeladene eine 
Blockierbefreiung erhalten könnte. Die Möglichkeit dessen ergibt 
sich hier zwar nicht aus § 20 Abs. 7 WaffG, wohl aber aus einer analo-
gen Anwendung des § 13 Abs. 8 AWaffV. Hiernach kann die Waffen-
behörde auf Antrag niedrigere Aufbewahrungsanforderungen festset-
zen, „wenn ihre Einhaltung unter Berücksichtigung der Art und der 
Anzahl der Waffen […] und ihrer Gefährlichkeit für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung eine besondere Härte darstellen würde“. 
Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. Nach Ziff. 36.2.12 Waff-
VwV liegt eine besondere Härte vor, wenn – wie hier durch den Bei-
geladenen – lediglich eine einzige kleinkalibrige Einzellader-Büchse 
besessen wird. In einem solchen Fall ist die Anschaffung besonderer 
Aufbewahrungsvorrichtungen unverhältnismäßig. Folgt man dem 
BMI, das in der Blockierpflicht eine Aufbewahrungsanforderung 
sieht45, so ist die Vorschrift auf die Blockierpflicht bereits unmittelbar 
anwendbar. Lehnt man dies ab, so sind jedenfalls die Voraussetzungen 
einer analogen Anwendung des § 13 Abs. 8 AWaffV gegeben. In-
soweit existiert nämlich eine planwidrige Regelungslücke sowie eine 
vergleichbare Interessenlage. Die Bestimmungen zur Blockierpflicht 
enthalten keine Härtefallregelung. Dies ist insofern problematisch, 
als es sich bei der Blockierpflicht um eine besonders einschneidende 
Inhalts- und Schrankenbestimmung handelt. Betroffene Erben tra-
gen alle Lasten des Eigentums, ohne dass ihnen noch nennenswerte 
Vorteile verblieben. Da die Kosten der Blockiersysteme den Wert des 
Eigentums der Waffen oft übersteigen, können hier Konstellationen 
auftreten, bei denen die Privatnützigkeit des Eigentums nahezu auf-
gehoben ist.46 Dies war vom Gesetzgeber nicht bezweckt und ist daher 
planwidrig. Die vergleichbare Interessenlage besteht darin, dass so-
wohl die Blockierpflicht als auch die Aufbewahrungsanforderungen 

41 	Ziff. 20.5 WaffVwV.
42 	Vgl. Ziff. 20.3 WaffVwV.
43 	Dazu Rott, DVBl. 2014, 1287, 1291.
44 	Amtl. Begr., RAnz. Nr. 68 v. 22.03.1938; BT-Drs. 14/7758, S. 52 (l. Sp.).
45 	Vollzugshinweise des BMI v. 22.09.2008, Az. KM 5 – 681 208/6, S. 2.
46 	Rott, NWVBl. 2015, 9, 11.
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Nichtberechtigte von der Nutzung der Waffen abhalten sollen. Die 
Aufbewahrungsvorschriften sollen eine Vielzahl Nichtberechtigter 
abhalten, wohingegen sich die Blockierpflicht nur gegen den Erben 
richtet. Wenn es der Gesetzgeber bereits zulässt, dass von den Auf-
bewahrungsanforderungen abgesehen wird, so dass eine unbekannte 
Vielzahl an Personen einen erleichterten Zugriff auf die Waffe hat, so 
muss eine Befreiung von der Blockierpflicht erst recht möglich sein. 
Dies führt nämlich lediglich dazu, dass eine einzige weitere Person 
einen erleichterten Zugriff auf die Waffe erhält. Da es sich bei dieser 
Person um den behördlich registrierten und auf Zuverlässigkeit ge-
prüften Erben handelt, besteht kein nennenswertes Sicherheitsrisiko. 
Nach Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit der durch Ziff. 36.2.12 
WaffVwV vorgezeichneten Verwaltungspraxis muss das Ermessen 
auch dahingehend ausgeübt werden, dass eine Ausnahme erteilt wird.

Dass die streitgegenständliche Waffe nicht der Blockierpflicht un-
terliegen darf, stellt ohnehin keine negative Erteilungsvoraussetzung 
der waffenrechtlichen Mitberechtigung dar. Denn das Institut der Mit-
berechtigung wurde mit Wirkung zum 01.07.1976 hin eingeführt47, zu 
einer Zeit, in der Erben ihre Erbwaffen noch unblockiert besitzen durf-
ten. Auch bei der Neufassung der Bestimmung zum 01.04.2003 unter-
lagen Erben noch keiner Blockierpflicht.48 Als die Blockierpflicht zum 
01.04.2008 erstmals eingeführt wurde, hat der Gesetzgeber den Satz 1 
zur Mitberechtigung unangetastet gelassen, obwohl er im gleichen 
Gesetzgebungsverfahren die weiteren Sätze des § 10 Abs. 2 WaffG 
modifiziert hat. Dies lässt sich nur so deuten, dass durch jenes Gesetz-
gebungsverfahren keine weiteren negativen Erteilungsvoraussetzungen 
aufgestellt werden sollten. Die Vorschrift über die waffenrechtliche 
Mitberechtigung blieb auf dem Stand von 2003 und kann daher nicht 
im Lichte der späteren Gesetzesänderung zur Blockierpflicht ausgelegt 
werden. Entscheidend ist allein der Wille des damaligen Gesetzgebers.

Schließlich entspricht es allgemeinen gefahrenabwehrrechtlichen 
Grundsätzen, die auch im Waffenrecht gelten, dass sich die Behörde 
auf andere, ebenso wirksame Austauschmittel einlassen muss.49 Im 
Falle der Blockierpflicht liegt es nahe, die Waffe statt beim Erben bei 
einer berechtigten Person aufzubewahren, wie es der Kläger vorhat. 
Dem Kläger kann insoweit vertraut werden, dass er dem Beigela-
denen keinen unzulässigen Umgang mit der Büchse einräumt. Mit 
seinen eigenen Waffen geht er ebenfalls verantwortungsvoll um. Das 
bloß theoretische Risiko, dass er Waffen an Nichtberechtigte überlas-
sen könnte, besteht bei seinen eigenen Waffen gleichermaßen, ohne 
dass ihm deshalb die Erlaubnis versagt werden könnte.

4.	 Kein Wohnsitzerfordernis innerhalb des Zuständigkeitsbe-
reichs derselben Waffenbehörde
Es besteht kein Wohnsitzerfordernis innerhalb des Zuständigkeits-
bereichs derselben Waffenbehörde. Bei einem anderen Verständnis 
hätten es die Länder beliebig in der Hand, in welchem Umfang sie 
Mitberechtigungen erteilen. Das WaffG wird weit überwiegend von 
den Ländern vollzogen (vgl. § 48 Abs. 1 bis 3a WaffG), denen auch 
die Organisation ihrer eigenen Verwaltung obliegt (Artt. 84 Abs. 1, 
83 GG). Sie können deshalb frei festlegen, für welchen Einzugsbe-
reich eine Waffenbehörde zuständig sein soll. Durch Vergrößerung 

47 	WaffGÄndG 1976 (BGBl. I S. 417).
48 	WaffRNeuRegG 2002 (BGBl. I S. 3970).
49 	VG Stuttgart, Urt. v. 15.11.2013 – 5 K 4397/11 – juris-Rn. 21; vgl. auch § 16 Abs. 2 

Satz 2 BPolG.

des Einzugsbereichs dürften bzw. müssten mehr Mitberechtigun-
gen erteilt werden, durch Verkleinerung weniger. Ein solches Aus-
legungsergebnis wäre erkennbar sinnwidrig. Der Bundesgesetzgeber 
wollte den Ländern keinen derart weitgehenden Gestaltungsspiel-
raum hinsichtlich der Erteilung waffenrechtlicher Besitzerlaubnisse 
überlassen. Dagegen spricht insbesondere der historische Kontext. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg galt zunächst das Reichswaffengesetz 
als Landesrecht fort50 und konnte von den Bundesländern für das 
eigene Hoheitsgebiet beliebig modifiziert werden. Schnell kamen die 
Länder darin überein, dass dieser Rechtszustand nicht erstrebenswert 
ist und einer effektiven Kontrolle entgegensteht.51 Deshalb änderte 
man zwei Mal das Grundgesetz52, bis schließlich der Bund über die 
ausschließliche Gesetzgebungskompetenz verfügte (Art. 73 Abs. 1 
Nr. 12 GG). Vor diesem Hintergrund entspricht es weder dem Wil-
len des Bundes noch der Länder, dass es einzelne Länder weiterhin 
in der Hand haben, die Erlaubnisvoraussetzungen zu erweitern oder 
zu verengen. Für dieses Verständnis spricht im Übrigen auch Art. 72 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GG. Von der dort normierten Abweichungskom-
petenz hinsichtlich des Jagdwesens wurde das Recht der Jagdscheine 
ausdrücklich ausgenommen. Einer der wesentlichen Gründe hierfür 
war, dass Jagdscheine zugleich waffenrechtliche Erlaubnisse darstel-
len (vgl. § 13 Abs. 3 und 4 WaffG) und man sonst das Waffengesetz 
durch entsprechende Landesgesetze unterlaufen könnte. Gegen ein 
Wohnsitzerfordernis spricht zudem der Umstand, dass dann alle 
Mitberechtigten für immer an einen Wohnsitz im Zuständigkeits-
bereich derselben Waffenbehörde gebunden wären. Würde einer der 
Mitberechtigten umziehen, würde dies einen Widerrufsgrund dar-
stellen, was in Anbetracht der Gewährleistung des Art. 11 GG, sei-
nen Wohnsitz im Bundesgebiet frei wählen zu dürfen, nicht unpro-
blematisch wäre. Die Widerrufsproblematik würde sich auch dann 
stellen, wenn sich der Einzugsbereich der Waffenbehörde ändert und 
infolgedessen einer der Mitberechtigten nicht mehr im Zuständig-
keitsbereich wohnt. Ein solches Wohnsitzerfordernis widerspräche 
zudem dem Wesen der waffenrechtlichen Besitzerlaubnisse, die gera-
de kein ortsgebundenes Recht darstellen, sondern bundesweit gültig 
sein sollen. Gegen ein Wohnsitzerfordernis spricht ferner der Um-
stand, dass es dann nicht möglich wäre, den üblicherweise verstreut 
lebenden53 Mitgliedern einer Erbengemeinschaft eine gemeinsame 
WBK zu erteilen (die Erbengemeinschaft als solche ist nicht rechts-
fähig54). Dieses Ergebnis überrascht, wird doch die Erbengemein-
schaft unter Ziff. 10.6 WaffVwV gerade als Musterbeispiel für eine 
gemeinsame WBK aufgeführt. Bei einem Wohnsitzerfordernis hät-
te die gemeinsame WBK auch nur einen sehr begrenzten Anwen-
dungsbereich, da Inhaber waffenrechtlicher Besitzerlaubnisse, die in 
häuslicher Gemeinschaft wohnen, auch ohne gemeinsame WBK auf 
die Waffen des jeweils anderen Zugriff haben dürfen, sei es im Rah-
men der gemeinsamen Aufbewahrung (§ 13 Abs. 10 AWaffV) oder 
der sog. „Waffenleihe“ (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 lit. a WaffG). Schließlich 
folgt ein Wohnsitzerfordernis auch nicht daraus, dass die Waffe im 
Zuständigkeitsbereich der Waffenbehörde aufbewahrt werden müss-
te. Gerichte haben dem bereits eine Absage erteilt.55

50 	OVG Lüneburg, Urt. v. 12.07.1960 – V A 107/58 – Leitsatz 1.
51 	Vgl. die Rede des Hamburger Innensenators Ruhnau, BR-PlPr. zur 360. Sitzung 

v. 18.12.1970, S. 296 (A).
52 	31. GG-ÄndG 1972 (BGBl. I S. 1305) und GG-ÄndG 2006 (BGBl. I S. 2034).
53 	Vgl. Herzog, Jahre der Politik – Die Erinnerungen, 2007, S. 94.
54 	BGH, Beschl. v. 17.10.2006 – VIII ZB 94/05 – Leitsatz.
55 	VG Köln, Urt. v. 09.12.2010 – 20 K 577/09 –; zust. Kohlheim, Deutsche Schützen-

Zeitung 4/2011, S. 25.
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5.	 Kein besonderes Näheverhältnis zwischen den Mitberechtig-
ten erforderlich
Es existiert keine ungeschriebene Erlaubnisvoraussetzung, nach der 
zwischen mehreren Mitberechtigten ein besonderes Näheverhältnis 
bestehen muss. Ein solches Erfordernis wäre auch absurd. So müss-
te etwa eine an Eheleute erteilte WBK (Ziff. 10.6 WaffVwV) im 
Falle der Scheidung widerrufen werden. Es fehlt auch an jeglichen 
rechtlichen Vorgaben, wie das Näheverhältnis ausgestaltet sein muss, 
insbesondere ob eine Verwandtschaft, und falls ja, bis zu welchem 
Grad (in gerader oder Seitenlinie), vorliegen muss. Aus gutem Grund 
wurden die Familienangehörigen in Ziff. 10.6 WaffVwV lediglich 
unter „z.B.“ als ein mögliches Beispiel und nicht im Sinne einer ab-
schließenden Aufzählung aufgeführt.

6.	 Kein Ermessen
Durch § 10 Abs. 2 Satz 1 WaffG wird der Waffenbehörde kein Er-
messen eingeräumt, ob sie die Besitzerlaubnis in Form einer Mit-
berechtigung einträgt oder die Besitzerlaubnis anderweitig erteilt. 
Zwar enthält die betreffende Bestimmung das Wort „kann“, welches 
vom Gesetzgeber häufig im Sinne einer Ermessensermächtigung ge-
braucht wird. Dies ist allerdings keinesfalls zwingend, so dass die Fra-
ge nach einer Ermessensermächtigung zunächst durch Auslegung 
geklärt werden muss. Diese Auslegung muss neben dem Wortlaut 
„kann“ auch Systematik, Normzweck und Entstehungsgeschich-
te der jeweiligen Norm berücksichtigen.56 Der Wortlaut „kann“ ist 
mehrdeutig. Die Bestimmung kann auch so verstanden werden, dass 
nicht der Waffenbehörde, sondern dem Antragsteller ein Wahlrecht 
eingeräumt werden soll, ob er seine Besitzerlaubnis in einer eigenen 
Erlaubnisurkunde verkörpert haben oder stattdessen in die Erlaub-
nisurkunde eines anderen als weiterer Berechtigter aufgenommen 
werden möchte.57 Im Sinne eines Wahlrechts des Antragstellers 
wird das Wort „kann“ beispielsweise in den Landesbauordnungen 
gebraucht, wenn es darin heißt, dass ein Bauvorbescheid zu einzel-
nen Fragen des Vorhabens erteilt werden kann.58 Auch sonst spricht 
wenig für die Einräumung eines Ermessensspielraums. Wie zuvor 
ausgeführt, steht das „Ob“ der Erteilung der Besitzerlaubnis nicht im 
Ermessen der Waffenbehörde. Es besteht ein gebundener Rechts-
anspruch auf eine waffenrechtliche Besitzerlaubnis, weshalb diese – 
in welcher Form auch immer – erteilt werden muss. Es gibt keinen 
plausiblen Grund dafür, weshalb dieser Rechtsanspruch plötzlich zu 
einer Ermessensentscheidung werden soll, wenn dieselbe Erlaubnis 
statt in eine eigene WBK in die Erlaubnisurkunde eines anderen 
eingetragen werden soll. Der Staat und die Waffenbehörde haben 
kein eigenes anerkennenswertes Interesse, dass die Erlaubnis nur in 
Form einer separaten Urkunde erteilt wird. Insbesondere das Argu-
ment einer dann leichteren Kontrolle verfängt nicht. Dadurch, dass 
anstelle einer Urkunde zwei oder mehr Urkunden über den Besitz 
ein und derselben Waffe existieren würden, wird die Kontrolle nicht 
erleichtert. Auch im Falle nur einer Urkunde muss sich derjenige, 
der die gemeinsam besessene Waffe aktuell bei sich führt, ausweisen 
und seine Berechtigung nachweisen können (§ 38 WaffG). Demge-
genüber besteht für denjenigen, der die Waffe aktuell nicht in sei-
nem Besitz hat, keine Verpflichtung, die WBK jederzeit unmittel-

56 	Vgl. Aschke, in: BeckOK VwVfG, Ed. 25 (Stand: 01.10.2014), § 40 Rn. 7.
57 	Vgl. Bushart, in: Apel/Bushart, Waffenrecht, 3.  Aufl. (2004), WaffG §  10 

Rn. 13.
58 	Vgl. die Rspr. zu § 57 Abs. 1 Satz 1 LBO BW: VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 

22.09.2005 – 3 S 1061/04 – juris-Rn. 24 und Urt. v. 19.04.1989 – 3 S 1986/88 – 
juris-Rn. 17.

bar vorlegen zu können. Für diese Fälle erachtet es das Gesetz als 
ausreichend, dass die WBK binnen angemessener Frist zur Prüfung 
vorgelegt werden kann (§ 39 Abs. 3 WaffG). Dem kann ein Erlaub-
nisinhaber auch dann nachkommen, wenn sich die Urkunde zur Zeit 
des Vorlageverlangens bei einem anderen Mitberechtigten befindet. 
Vieles spricht sogar dafür, dass die behördliche Kontrolle durch Er-
teilung einer Mitberechtigung effektiver ausgeübt werden kann, da 
diese Mitberechtigungen im Nationalen Waffenregister besonders 
erfasst werden. Jeder Mitberechtigte wird mit seinen Personalien als 
eigenständiger Erlaubnisinhaber gespeichert (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 und 4 
NWRG). Zusätzlich erfolgt eine Verknüpfung zu den Datensätzen 
der weiteren Mitberechtigten (§ 4 Abs. 1 Nr. 8 lit. b NWRG). Hätte 
die Waffenbehörde stattdessen für dieselbe Waffe jeweils eigenstän-
dige Erlaubnisurkunden ausgestellt, dürfte die Verknüpfung der Da-
tensätze nicht erfolgen.

7.	 Hilfsweise: Ermessensfehler
Selbst wenn man der Waffenbehörde entgegen der hier vertretenen 
Ansicht einen Ermessensspielraum einräumen würde, so wäre die 
getroffene Entscheidung ermessensfehlerhaft, so dass zumindest 
ein Anspruch auf Neubescheidung bestünde (§ 113 Abs. 5 Satz 2 
VwGO). Die Waffenbehörde hat ihre versagende Ermessensent-
scheidung darauf gestützt, dass ihr die Kontrolle im Falle der Ertei-
lung einer Mitberechtigung erschwert wäre. Dieser Gesichtspunkt 
stellt eine sachfremde Erwägung dar, weil er – gemessen am Zweck 
der Ermächtigungsnorm – nicht in die Entscheidungsfindung hätte 
einbezogen werden dürfen. Es existiert nämlich ein allgemeiner – 
auch bundesrechtlicher59 – Rechtsgrundsatz des Gefahrenabwehr-
rechts, wonach Maßnahmen der Polizei- und Ordnungsbehörden 
nicht allein den Zweck haben dürfen, die ihnen obliegenden Aufga-
ben zu erleichtern.60 Dies folgte bereits aus dem Preußischen Polizei-
verwaltungsgesetz61 und findet sich heute in § 19 Abs. 2 OBG NRW 
sowie der Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte.62 Vorlie-
gend müsste die Besitzerlaubnis ohnehin erteilt werden. Der Kläger 
kann die Büchse als Jäger über seinen Jahresjagdschein erwerben. 
Für die solchermaßen erlaubt erworbene Waffe muss ihm zwingend 
eine Besitzerlaubnis ausgestellt werden.63 Die Erteilung entspricht 
den waffenrechtlichen Vorgaben und begründet keine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung. Gefahrenabwehrrechtliche 
Gründe, weshalb die Besitzerlaubnis nur in Form einer gesonderten 
Urkunde erteilt werden darf, bestehen nicht. Die Waffenbehörde be-
ruft sich vielmehr allein auf (unzutreffende, s.o.) Bequemlichkeits-
aspekte. Dies stellt jedoch keine zulässige Ermessenserwägung dar.

IV.	Unzulässige Beiladung
Auch wenn der Beiladungsbeschluss unanfechtbar ist (§ 65 Abs. 4 
Satz 3 VwGO) und von den nachgehenden Instanzen außer bei – hier 
nicht vorliegender – greifbarer Gesetzeswidrigkeit nicht aufgehoben 
werden kann64, sei der Vollständigkeit halber darauf hingewiesen, 
dass die Voraussetzungen einer einfachen oder notwendigen Beila-
dung nicht vorlagen. Die Beiladung eines Dritten setzt voraus, dass 
dessen Interessen durch die Entscheidung berührt werden könnten 

59 	BVerwG, Urt. v. 20.06.1969 – VII C 166.66 – juris-Rn. 15.
60 	Vgl. Papier, NVwZ 1986, 256, 257.
61 	BVerwG, Urt. v. 06.09.1974 – I C 17.73 – juris-Rn. 10.
62 	Vgl. OVG Schleswig, Beschl. v. 16.05.2012 – 4 MB 39/12 – juris-Rn. 5; OVG 

Lüneburg, Urt. v. 29.01.2009 – 11 LC 480/07 – juris-Rn. 50.
63 	Rott, AUR 2015, 1, 3.
64 	BVerwG, Urt. v. 23.08.2007 – 7 C 13/06 – juris-Rn. 15.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

Digitalisierung

Ihr entkommt niemand. Hatte schon das Geld die Menschen ver-
bunden – freilich noch durch verschiedene Währungen –, sind es jetzt 
weltweit vernetzte Informationen bis hin zu jedem Einzelnen. Die 
Digitalisierung erfasst Signale, Texte, Töne, Bilder, Filme, Tempera-
turen, Magnetfelder und sonstige mittels Sensoren messbare Größen, 
verarbeitet sie elektronisch und speichert sie in Dateien, deren For-
mat von der Informationsart, den verwendeten Programmen und der 
Nutzung abhängt. Die digitalisierten Größen lassen sich bündeln, 

können durchsucht, erschlossen, abgerufen und beliebig oft, jederzeit 
und ziemlich an jedem Ort wiedergegeben werden.
Diese grenzenlose Informationsflut verändert die Welt und das 
menschliche Leben. Man spricht von digitaler Revolution, weil Be-
wusstsein, Verhaltensweisen, Privatsphäre, Kommunikation (jetzt 
z.B. mittels Internet, Mobiltelefon und Digitalfernsehen), Produk
tion, Handel und Logistik, Wettbewerb und Marktwirtschaft, 
Grund-, Freiheits- und Menschenrechte und die Strukturen und 
Prozesse von Staaten und in Staaten umgewälzt werden. Die Politik, 
die Regierungen und – wohlgemerkt – alle staatlichen und kommu-
nalen Behörden, ebenso Gerichte, geraten in den Bann des digitalen 
Zeitalters. Gerade den öffentlichen Institutionen wächst die Verant-
wortung zu, Regeln für den individuellen und kollektiven Umgang 
mit der Digitalisierung zu verfassen.
Immer deutlicher zeichnen sich vier bedeutsame Bereiche ab, die der 
dezidierten Lenkung harren. Erstens: Informationelle Selbstbestim-
mung, Datenschutz und Datensicherheit (z.B. beim Cloud Com-
puting, d.h. beim Kommunizieren mit Rechenzentren samt ihren 
tausenden Servern) insbesondere für sensible Daten der Verwaltun-
gen und Bürger mit Restriktionen für übermächtige IT-Konzerne 
bzw. Internet-Giganten. Zweitens: Anpassung der grenzenlosen 
Digitalisierung an nationale Demokratie, Rechtsstaat, Bildungs- 
und Wirtschaftssystem eines Landes – nicht umgekehrt, weil sonst 
nicht zuletzt durch junge technologieaffine Eliten eine Art digitaler 

Rechtsfragen der waffenrechtlichen Mitberechtigung � Alexander Rott

(§ 65 Abs. 1 VwGO). Die mit Zustimmung des Dritten vorgenom-
mene Eintragung oder Nichteintragung der Mitberechtigung in des-
sen WBK hat auf dessen Rechtsstellung keine Auswirkungen.

1.	 Keine zivilrechtlichen Auswirkungen
Wie eine Baugenehmigung werden auch waffenrechtliche Besit-
zerlaubnisse unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt. Im 
Waffengesetz ist es nicht vorgesehen, dass die Waffenbehörde im 
Erlaubniserteilungsverfahren die zivilrechtlichen Besitz- und Eigen-
tumsverhältnisse an der betreffenden Waffe prüft. Da dies nicht zum 
Prüfungsumfang gehört, wird durch die Eintragung der Mitberechti-
gung kein zivilrechtliches Mitbesitzrecht (vgl. § 866 BGB) gewährt. 
Die Eintragung der Mitberechtigung könnte allenfalls Auswirkun-
gen auf das Verfügungsrecht über die Erlaubnisurkunde haben. In der 
hiesigen Konstellation hat der Beigeladene in den etwaigen Rechts-
verlust allerdings vorab eingewilligt, indem er bei der Antragstellung 
dabei war und sich mit der Rechtsfolge, dass eine weitere Person in 
seine WBK eingetragen wird, ausdrücklich einverstanden erklärt hat.

2.	 Keine öffentlich-rechtlichen Auswirkungen
Wie bereits ausgeführt, sind die Urkunde und die darin verkörper-
ten Erlaubnisse getrennt zu betrachten (Trennungsprinzip). Hieraus 
folgt, dass es keine wechselseitigen Auswirkungen auf den Erlaub-
nisumfang geben kann (Abstraktionsprinzip), wenn mehrere Erlaub-
nisse in derselben Urkunde verkörpert sind. Die einem Erben erteilte 
Erlaubnis, mit der er eine Waffe nur blockiert besitzen darf, wird 
nicht dadurch zu einer unblockierten aufgewertet, indem eine weitere 

Person in die Urkunde eingetragen wird, die die Waffe unblockiert 
besitzen darf.

E.	 Fazit

Die Frage nach den genauen Erteilungsvoraussetzungen für waffen-
rechtliche Mitberechtigungen ist von grundsätzlicher Bedeutung. 
Die unterschiedlichen Argumentationslinien der Behörde und des 
Gerichts zeigen, dass selbst diese ins Schwimmen geraten sind. Nach 
der hier vertretenen Auffassung sind die Erteilungsvoraussetzungen 
dieselben wie für die Erteilung von getrennten WBKs. Insoweit wird 
das BVerwG hoffentlich für Klarheit sorgen, zumindest in einem 
obiter dictum.

Eine großzügigere Erteilungspraxis wäre wünschenswert und würde 
den Bedürfnissen der Bürger entgegenkommen. Negative Auswir-
kungen auf die öffentliche Sicherheit sind nicht zu befürchten. Im 
Gegenteil entspricht es sogar dem Grundsatz „möglichst wenig Waf-
fen ins Volk“, wenn es den Bürgern ermöglicht wird, auf vorhandene 
Waffen von Angehörigen zurückzugreifen, so dass für diese Zwecke 
keine neuen gekauft werden müssen. Das vom Gesetzgeber so geheg-
te Waffengewerbe dürfte die geringen Umsatzeinbußen verkraften.

Im konkreten Fall kann man nur mit dem Kopf schütteln, wenn es 
Verwaltung und Gerichte nicht zulassen, dass ein Jäger die Büchse 
von einem unsachkundigen Erben in seine Obhut nimmt, wo sie 
auch nach dem Willen des Gesetzgebers besser aufgehoben ist.

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, 
ehem. Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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Peter Eichhorn� ABC – Glossar – XYZ

„Informations-Kapitalismus“ mit Ausschluss bildungsferner min-
derbemittelter und einkommensschwacher Schichten entstehen 
könnte. Drittens: Aufklärung der Bevölkerung und ihre Hinführung 
zur digitale Medien und Methoden anwendenden Verwaltung. (Mit 
dem E-Government-Gesetz vom 25. Juli 2013 wurde die elektro-
nische Aktenführung für Behörden des Bundes und der Länder ab 
2020 vorgeschrieben. Eine erfolgreiche Umsetzung erfordert eine 
intensive digitale Aus- und Weiterbildung im öffentlichen Dienst.) 
Viertens: Beschränkungen der geheimdienstlichen Tätigkeit bei Zu-
griff, Auswerten und Weiterleiten von Daten im Inland und an das 
Ausland.
Überall besteht das Problem der gleichzeitigen Einschränkung oder 
Verletzung anderer Rechte und Werte. Abzuwägen gelten Informa-
tions- und Meinungsfreiheit, Koalitionsfreiheit, Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis, Transparenzgebote (damit Nutzer verstehen, 
in welche Nutzung ihrer Daten sie einwilligen und dass sie bei Gratis-
Apps selbst der Preis sind, wenn Anbieter ihre Daten und Teilhabe 
verwerten), die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland usw. Die 
national und international zu fassenden Normen für Digitalisierung 
und digitalbasierte Nachrichtendienste müssen jeweils der rechts-
staatlichen Kontrolle unterliegen. Auch hier scheint in Deutschland, 
Großbritannien und den USA viel versäumt worden zu sein. Die 
Presse berichtet von verfassungs- und rechtswidrigem Fehlgebrauch 
von Gesetzen, von Verschleierung, Manipulation und Schwindel.

Kurator

Immer häufiger verbindet man heute mit dieser Bezeichnung einen 
Ausstellungsmanager. Als Beamter oder Angestellter von Museen, 
Kunstvereinen und Galerien oder als Freiberufler obliegen ihm Kon-
zeption und Implementation von Kunstausstellungen. Dazu bedarf 
er außer profunder Sachkenntnis der Überzeugungskunst, um Ini-
tiatoren zu gewinnen, Künstler und/oder Leihgeber zu motivieren 
sowie positive Aspekte hervorzuheben und finanzielle Bedenken 
zu zerstreuen. Bei größeren Projekten stellt er ein Team zusammen, 
prüft Räumlichkeiten, sorgt für die Ausstattung, erforscht Proveni-
enz, plant Termine, ist verantwortlich für die Vorbereitung, Durch-
führung und Nacharbeit, wird publizistisch tätig und bemüht sich 
um Experten für Beiträge zum Ausstellungskatalog. Manchmal ist er 
auch für das Marketing zuständig, kalkuliert Kosten und Finanzie-
rung und kontrolliert Buchführung und Rechnungslegung. Insoweit 
haben Kuratoren ähnliche Aufgaben wie der neue Beruf des Event-
managers. Während diese ein Veranstaltungsprogramm für Reisen, 
Sport, Festivals, Messen usw. entwerfen, erstreckt sich Kuratieren auf 
Ausstellungen der bildenden Künste (Bildhauerei, Malerei, Grafik 
und Zeichnungen, Collagen, Videokunst, gegebenenfalls Bau- und 
Architekturkunst).
Varianten des Kurators bilden Kuratoren von Sammlungen von Mu-
seen, bei denen allerdings wissenschaftliche Dokumentation und 
Expertise im Vordergrund stehen, und Filmkuratoren, die mit Spe-
zialwissen Filme thematisch zusammenstellen und auf Filmfestivals 
präsentieren. Beide profilieren sich weniger durch Managementas-
pekte.
Kurator als Bezeichnung für einen Ministerialbeauftragten für Uni-
versitäten hat ausgedient, weil es die früheren Kuratorialverfassun-
gen, die staatliche Interventionen in den Universitäten vor Ort er-
möglichten, nicht mehr gibt. Ungebräuchlich ist inzwischen auch, 
Mitglieder von Kuratorien bzw. Stiftungs- oder Verwaltungsräten als 
Kuratoren zu bezeichnen. 

Staatszweck

Warum formieren sich Menschen zu einem Staat? Was zeichnet ihn 
aus gegenüber anderen Gemeinschaften oder Vereinigungen? Wel-
che Vorteile gewährt er, umgekehrt: vor welchen Nachteilen schützt 
er seine Staatsbürger? Der wesentliche Zweck des Staates ist die 
Hierarchisierung der Herrschaft in einem Gemeinwesen. Diese mag 
ethnisch, religiös, kulturell, historisch, sprachlich, geografisch oder 
ökonomisch begründet sein oder sich aus mehreren Wurzeln herlei-
ten. Stets legen die meisten Menschen Wert auf Sicherheit und Ord-
nung, Freiheit und Selbstbestimmung. Von der (Eigen-, Rechts- und 
Sozial-)Staatlichkeit verspricht man sich ein übergeordnetes Regel-
werk mit Gewaltenteilung, Interessenausgleich, Prinzipien, Zielen, 
Rechten und Pflichten. Ein demokratischer Staat verkörpert zudem 
Volkssouveränität. Er erwartet von den Staatsbürgern verantwortli-
ches Handeln und von anderen Staaten Anerkennung.
Aktuelle Beispiele für das Streben nach Staat bzw. Staatlichkeit bil-
den die Kurden, die in der riesigen Grenzregion zwischen den Län-
dern Irak, Iran, Syrien und der Türkei leben. Im kleineren Maßstab 
verfolgen diesen Zweck Palästinenser, Sudanesen, Äthiopier und 
zahlreiche andere Völker und Gruppierungen – auch in Europa, wo-
für Basken, Katalanen, Schotten und Serben derzeit, früher Slowaken 
und Tschechen exemplarisch stehen. Manchmal liest und hört man 
sogar in Süddeutschland den Wunsch freistaatlicher oder königs-
treuer Bayern und provinzbetonter Franken nach erweiterter staatli-
cher Selbständigkeit. 
Wichtigstes Mittel zum Staatszweck ist die Staatsorganisation. Erst-
mals definierte der Nationalökonom und Soziologe Johann Plenge 
(1878–1963) Organisation als „bewusste Einheit aus bewussten Teilen“. 
Im Hinblick auf die Staatsorganisation bedeutet das Folgendes: Sie muss 
so strukturiert sein, dass der beständige Zusammenhalt des Gemeinwe-
sens trotz divergierender Weltanschauungen und diverser Gesellschafts-
schichten gewährleistet ist. Staat und Staatsbürgern müssen Minder-
heiten, oppositionelle Kräfte, Leistungsverweigerer und Unzufriedene 
bewusst sein. Alle Gruppierungen haben sich loyal an die demokratisch 
legitimierte Verfassung zu halten und dem Staat das Gewaltmonopol 
zuzugestehen. Konkret: an der Staatsspitze hat grundsätzlich das Parla-
ment Vorrang vor der Regierung und die zivile Macht Vorrang vor der 
militärischen bzw. bewaffneten Macht. Und all dies überprüfbar durch 
an Verfassung und Gesetze gebundene Gerichte.
Ohne Staat, das heißt ohne geordnete Machtverteilung, spitzen sich 
Gegensätze zu, herrschen Unterdrückung und Ungehorsam, dehnen 
sich Unterversorgung und Kriminalität aus, bilden sich marodieren-
de Banden, greifen Terrorismus und Chaos um sich, leiden nament-
lich Jung und Alt. Im Übrigen ist auch ein schwacher Staat davor 
nicht gefeit. Die Schwäche des Staates kann sich in übermächtigen 
Parteien, Lobbyisten, Unternehmen und Verbänden zeigen, eben-
so in Unfähigkeit der Politiker (sog. politisches Vakuum) oder einer 
korrupten politischen Elite, nicht minder in Verwaltungsmängeln 
beispielsweise bei der Steuererhebung, im Liegenschaftskataster, in 
Sozialverwaltungen und Sozialversicherungen und bei den Geheim-
diensten. Sogar ein starker, machtvoller Staat kann sich beim Regie-
ren schwer tun, wenn ihm die Öffentlichkeit misstraut, das Wahl-
system unzureichend ist und die Kluft zwischen Volksvertretern und 
Bürgerschaft grassiert. Worauf es beim Staatszweck ankommt, ist ein 
funktionierender Staat. Man mag ihn als Funktionalstaat bezeichnen 
in Anspielung an den Begriff Nationalstaat, der jedoch in Anbetracht 
der Internationalisierung immer weniger als Modell für den Staats-
zweck taugt.
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Sachverhalt

Aktenauszug:

1. 

Stadt Herford
Der Bürgermeister� 10. Juli 2014

Rathausplatz 1
32046 Herford 

Einschreiben

Frau Rita Rattan
Spiritismussteg 7
32 045 Herford

Ordnungsverfügung

Sehr geehrte Frau Rattan, 

1. Hiermit gebe ich Ihnen auf, bis spätestens eine Woche nach Zu-
stellung dieser Ordnungsverfügung die in dem Treppenhaus des 
Wohnhauses Spiritismussteg 7 im 2. Obergeschoss vor Ihrer Woh-
nung abgestellte Möblierung wie (Schuh-)Schränke, Sitzbänke mit 
Polstern und Korbstuhl sowie ca. 10 hölzerne, ca. 50 cm große Bud-
dha-Statuen aus dem Treppenraum zu entfernen. 

2. Die sofortige Vollziehung zu Nr. 1 wird angeordnet.

3. Für den Fall, dass Sie dieser Forderung nicht fristgerecht oder 
nicht ausreichend nachkommen, drohe ich Ihnen ein Zwangsgeld 
von 250,– EUR an.

4. Weitere Zwangsmittel – insbesondere die Entfernung auf Ihre 
Kosten – behalte ich mir vor.

Begründung
I.

Sie sind Mieterin einer Eigentumswohnung im Haus Spiritismus-
steg 7, das von der Wohnungsbaugesellschaft  „SCHÖNER WOH-
NEN AUF PUMP“ (SWAP) verwaltet wird. Die Wohnung liegt im 
2. Obergeschoss des im Jahr 1892 erbauten Hauses, dessen Trep-
penhaus aus Holz ist. Die Wohnungstür liegt dem Treppenaufgang 
gegenüber und ist von diesem etwa 1,50 m entfernt. Vom 2. Ober-
geschoss führt eine schmale Treppe in den nicht bewohnten Dach-
boden. Unterhalb dieses Treppenaufgangs haben Sie einen Schuh-

schrank mit einer Tür aus Holz bzw. geflochtenem Bast aufgestellt. 
Darüber hinaus haben Sie von der Treppe aus gesehen rechts vor der 
Wohnungseingangstür einen Holzschrank und vor dem Geländer 
zum Treppenhaus zwei würfelförmige Sitzkisten aus Holz mit einer 
Kissenauflage aufgestellt. Des Weiteren haben Sie in der letzten 
Zeit hölzerne „Buddha-Figuren“ aufgestellt, deren Zahl derzeit bei 
10 liegt. Vor einer Woche betrug die Zahl nach Aussage einer Woh-
nungseigentümerin noch sieben. Durch die Angaben der Zeugin 
bin ich auf den Zustand im Treppenhaus aufmerksam geworden.

In einem Besichtigungstermin am 30. Mai 2014 hat Herr Brandamt-
mann Clausen aus der Sicht des technischen Brandschutzes erklärt, 
dass eine Ansammlung von Gegenständen, wie sie hier aufgestellt 
ist, im Brandfall eine maßgebliche Verschlechterung der Einsatz-
bedingungen der Feuerwehr befürchten lässt. Die Sitzkisten und 
die über den ganzen Boden verstreuten Buddha-Statuen stellen 
nach seiner Einschätzung – die ich teile – eine Stolpergefahr für 
die Einsatzkräfte dar. Im Brandfall kann innerhalb kürzester Zeit 
heiße Luft und Rauch nach oben steigen und sich in einem relativ 
offenen Treppenhaus wie hier oben, d. h. vor Ihrer Wohnung, sam-
meln. Aus diesem Grund ist damit zu rechnen, dass Feuerwehrkräf-
te im Brandfall gerade auf dieser Etage nahezu ohne Sicht arbeiten 
müssen und besonders auf möglichst optimale Einsatzbedingungen 
angewiesen wären. Erschwerend kommt hinzu, dass je nach Brand-
lage die Hitze eines in einem unteren Geschoss ausgebrochenen 
Brandes, die nach oben steigt, dazu führen kann, dass sich die Ge-
genstände bzw. ihr brennbarer Inhalt selbständig entzünden und so 
einen weiteren Brandherd eröffnen könnten. Herr Brandamtmann 
Clausen erklärte abschließend, er hätte die aufgestellten Gegen-
stände/Holzfiguren bei einer Brandschau auch von Amts wegen 
beanstandet.

Ich habe Ihnen mit Schreiben vom 6. Juni 2014 mitgeteilt, dass ich 
wegen der von Ihnen im Treppenhaus aufgestellten Gegenstände 
eine Ordnungsverfügung gegen Sie in Erwägung ziehe. Auf dieses 
Schreiben haben Sie nicht reagiert. Ich habe Ihnen sodann auch te-
lefonisch nahegelegt, die Holzschränke und -bänke durch eine klei-
nere Möblierung aus nichtbrennbarem Material, z. B. durch einen 
Stahlschrank, zu ersetzen. Während des Telefonats erklärten Sie, die 
Gegenstände im Treppenhaus gingen „die Behörde nichts an“. Die 
Buddha-Figuren dienten spirituellen Zwecken und könnten „böse 
Erdgeister“ fernhalten. 

II. 
1. Gem. § 61 Abs. 1 Satz 2 der Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (BauO NRW) durfte ich Ihnen aufgeben, die 
vor ihrer Wohnung abgestellten Möbelstücke wie (Schuh-)
Schränke und Sitzbänke mit Polstern und die Buddha-Figuren 
zu entfernen.

Diese Gegenstände sind eine den Erlass der Ordnungsverfügung 
rechtfertigende Brandgefahr. Nach § 17 Abs. 1 BauO NRW müs-

Fallbearbeitung

Jürgen Vahle*

Brandgefahr im Treppenhaus
– Fallbearbeitung im allgemeinen Verwaltungsrecht mit Bezügen zum Ordnungsrecht –**

*	 Prof. Dr. Jürgen Vahle lehrt an einer Fachhochschule in NRW
**	 Die Klausur ist dem Beschluss des OVG Münster vom 20. 2. 2013 (2 A 239/12) 

nachgebildet, allerdings in einigen Punkten geändert worden. 
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sen bauliche Anlagen so beschaffen sein, dass der Entstehung eines 
Brands und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird 
und bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie 
wirksame Löscharbeiten möglich sind. Bauliche Anlagen müssen 
allgemein so beschaffen sein, dass Schäden an Leib und Leben von 
Menschen vermieden werden (§ 3 BauO NRW). Durch die brenn-
baren Gegenstände im gemeinsamen Treppenhaus wird der Entste-
hung eines Brands und der Ausbreitung von Feuer und Rauch nicht 
vorgebeugt. Im Gegenteil stellen diese Gegenstände insbesondere 
für Sie selbst eine Gefahr dar, wenn im Brandfall der Rettungs-
weg durch das Treppenhaus verqualmt und nicht mehr nutzbar ist. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Treppe des Wohnhauses aus 
Holz ist.

Unerheblich ist, wie wahrscheinlich der Ausbruch eines Brandes in 
dem von Ihnen mit bewohnten Hause ist. Aus Gründen der Brand-
sicherheit kann die Bauaufsichtsbehörde zum Schutz der ggf. ge-
fährdeten hochrangigen Rechtsgüter schon gefahrenabwehrend 
tätig werden, sobald eine gewisse Wahrscheinlichkeit gegeben ist, 
dass eine Gefahr für die Schutzziele des § 17 Abs. 1 BauO NRW 
eintreten könnte, falls bestimmte Brandschutzmaßnahmen nicht 
ergriffen werden. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass mit 
der Entstehung eines Brands praktisch jederzeit gerechnet werden 
muss. 

Für diese Gefahrenlage sind Sie verantwortlich, weil Sie die Holzge-
genstände aufgestellt haben und Eigentümerin bzw. Besitzerin der-
selben sind (§§ 17 Abs. 1, 18 Abs. 1 und 2 Gesetz über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – OBG).

2. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung war gem. § 80 Abs. 2 
Nr.  4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) geboten. Es kann in 
Ansehung der dargestellten potentiellen Schäden im Brandfall nicht 
hingenommen werden, dass die Durchsetzung der Anordnung auf-
grund eines Rechtsbehelfs auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben 
würde.

3. Die Zwangsgeldandrohung stützt sich auf die §§ 55, 60 und 63 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVG NRW). Angesicht Ihrer Uneinsichtigkeit war die Andro-
hung nötig, um der Verfügung Nachdruck zu verleihen. 

4. Vorsorglich habe ich darauf hingewiesen, dass bei Nichterfüllung 
dieser Verfügung auch weitere Zwangsmaßnahmen ergriffen werden 
können. Insbesondere behalte ich mir vor, die Ersatzvornahme an-
zudrohen bzw. anzuwenden und ggf. die Gegenstände mit eigenen 
Dienstkräften oder durch ein von mir zu beauftragendes Unterneh-
men entfernen zu lassen. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Ordnungsverfügung können Sie innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage erheben. Die Klage ist beim Verwaltungs-
gericht Minden schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären.

Feuerstein

(Stadtamtsrat)

2.

Rechtsanwälte Nerf & Seeger � 19. August 2014
Winckelgasse 13
32047 Herford� EINGANG: 22.8.2014

VG Minden
Postfach

Klage 

der Frau Rita Rattan, Spiritismussteg 7, Herford, 	 Klägerin
vertreten durch Rechtsanwalt Nerf

gegen 

die Stadt Herford, vertreten durch den Bürgermeister, 	 Beklagte 

Hiermit erhebe ich namens und in Vollmacht der Klägerin Klage 

und werde beantragen,

die Ordnungsverfügung der Stadt Herford vom 10. Juli 2014 in allen 
Punkten aufzuheben und die Kosten des Rechtsstreits vollumfäng-
lich der Beklagten aufzulegen.

Begründung:

Zu 1.:

In tatsächlicher Hinsicht wird vorgetragen, dass die Gegenstände, 
die meiner Mandantin gehören und die sie zulässigerweise im Trep-
penhaus aufgestellt hat, keine Gefahr darstellen. So leicht entzündet 
sich Holz nicht, anderenfalls dürfte es gar keine Holzhäuser geben. 
In den letzten 50 Jahren hat es keinen nennenswerten Brand im Haus 
Spiritismussteg 7, Herford, gegeben. Vernünftige Gründe, dass sich 
dies künftig ändern wird, liegen nicht vor. 
Die verwaltende Wohnungsbaugesellschaft hat demgemäß zu Recht 
nichts gegen meine Mandantin unternommen, obwohl ihr schon Be-
schwerden vorlagen.
Erst die Stadt Herford hat auf eine Beschwerde über meine Man-
dantin (über-)reagiert. Beschwerdeführer sind die ebenfalls im Haus 
Spiritismussteg 7 wohnenden Eheleute Norbert und Nadine Noergel, 
die beide einen ausgeprägten Hang zur Beobachtung ihres Umfeldes 
haben. Mit ihnen liegt meine Mandantin ständig im Streit. Frau Noer-
gel hat sogar, wie meine Mandantin aus sicherer Quelle weiß, eine der 
Buddha-Figuren mutwillig die Treppe heruntergeworfen. Strafanzei-
ge wurde dieserhalb erstattet. Frau Noergel ist bei der Stadt Herford 
im Sozialamt tätig. Es liegt auf der Hand, dass der Unterzeichner der 
Verfügung, Herr Stadtamtsrat Feuerstein, ein Kollege von Frau Noer-
gel, nicht unbefangen entscheiden konnte. 
Der Nachbarstreit wird insoweit unzulässigerweise ins öffentliche 
Recht verlagert.

§ 61 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW bietet im Übrigen gar keine Er-
mächtigungsgrundlage für die angegriffene Ordnungsverfügung. 
Die Stadt Herford ist eine kreisangehörige Gemeinde, demgemäß 
läge die Zuständigkeit für baurechtliche Anordnungen ohnehin beim 
Kreis Herford (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 b BauO NRW).

Die Beklagte hat die in Rede stehenden Brandgefahren weiterhin 
nicht ausreichend geprüft und auch fehlerhaft gewichtet. Die Ord-
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nungsverfügung ist bereits ungeeignet. Da das Treppenhaus aus Holz 
besteht, würde sich schon deswegen Feuer und Rauch im Brandfall 
unabhängig davon ausbreiten, ob zusätzlich ein paar Holzgegenstän-
de im Flur stehen. Überdies beeinträchtigen die beanstandeten Ge-
genstände weder den Rettungsweg noch wirksame Löscharbeiten. 

Die streitgegenständliche Ordnungsverfügung ist zudem ermessens-
fehlerhaft. Die Beklagte trägt widersprüchlich vor, wenn sie einerseits 
eine Verstellung des Flucht- und Rettungswegs durch die Möbelstü-
cke anführt, sie ihr aber andererseits anbietet, statt dessen z. B. einen 
Stahlschrank aufzustellen. Stahlschränke wären im Hinblick auf die 
Freihaltung von Flucht- und Rettungswegen sogar gefährlicher, weil 
sie anders als Holzmöbel im Brandfall nicht verbrennen würden. 

Die Beklagte hat außerdem ihr Auswahlermessen in persönlicher 
Hinsicht fehlerhaft ausgeübt. Wenn überhaupt hätte die Verfügung 
gegen die Eigentümerin der an meine Mandantin vermieteten Woh-
nung (Frau Karla Kling, Klingelgasse 2, 32048 Herford) oder die 
Wohnungsbaugesellschaft SWAP als Verwalterin der Eigentums-
wohnungen im Haus Spiritismussteg 7 gerichtet werden müssen. 

Die Inanspruchnahme meiner Mandantin stellt einen Verstoß ge-
gen den Gleichbehandlungsgrundsatz dar.Wie dem Unterzeichner 
und meiner Mandantin bekannt, stehen in vielen Treppenhäusern 
Sachen, die nach Lesart der Beklagten „brandgefährlich“ sind. Es ist 
hier aber nicht bekannt, dass die Beklagte im Rahmen eines „Brand-
managements“ konsequent hiergegen vorgeht. Das unterstreicht den 
Umstand, dass sich die Beklagte willkürlich an meine Mandantin 
gehalten und sie – aufgrund der Beschwerde einer Mitarbeiterin der 
Beklagten – gewissermaßen „herausgepickt“ hat. 

Meine Mandantin sieht schließlich in dem Verlangen, die von ihr 
aufgestellten Buddha-Figuren zu erfernen, einen Verstoß gegen ihr 
Grundrecht auf Glaubensfreiheit (Art. 4 Grundgesetz). Die Figuren 
bieten ihr spirituellen Schutz und haben sie vor manchem Schaden 
bewahrt. Niemand darf ihr deshalb die Aufstellung verbieten oder die 
Zahl beschränken.

Zu 2:

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist völlig unverständlich 
und unverhältnismäßig. Wenn es denn so eilig wäre, hätte die Be-
hörde doch selbst die streitgegenständlichen Gegenstände entfernen 
können. Die Wahl des Zwangsgeldes zeigt gerade, dass der Ausnah-
mefall des Sofortvollzugs nicht vorliegt.

Zu 3:

Die Zwangsgeldandrohung ist schon deshalb rechtswidrig, weil sie 
viel zu unbestimmt ist. Meine Mandantin vermag nicht zu erkennen, 
was unter „nicht ausreichend“ zu verstehen ist. 

Zu 4:

Entsprechendes gilt für die weitere Androhung. Die Beklagte möge 
erklären, welche konkreten Zwangsmittel sie zusätzlich anwendet 
bzw. anzuwenden gedenkt.

Nerf
Rechtsanwalt 

3.

Stadt Herford

Vermerk � 5.9. 2014

Herrn St.Insp.-Anw. Lässig mit der Bitte um eine kurze Vorprüfung, 
ob die Klage von Frau Rattan Aussicht auf Erfolg bietet.

Kleine-Brummelkamp, Stadtrechtsdirektorin

4. 

Stadt Herford � 6.10. 2014

Vermerk:

1) Zu der Klagesache Rattan nehme ich wie folgt Stellung. Die Klage 
ist m. E. bereits unzulässig, weil die Klagefrist überschritten wurde. 
Von einem Anwalt muss erwartet werden, dass er eine Rechtsmittel-
belehrung sorgfältig liest und die Monatsfrist einhält. In der Kürze 
der Zeit war mit eine nähere Prüfung allerdings unter jedem Ge-
sichtspunkt der Fristberechnung nicht möglich.

In der Sache sehe ich keine Bedenken in Bezug auf die Rechtmäßig-
keit der Verfügung. Bei Brandgefahren dürfen die Anforderungen an 
das Vorliegen einer Gefahr wegen der potentiell erheblichen Folgen 
für die Mitbewohner des betroffenen Hauses und die Allgemeinheit 
nicht überspannt werden. 

2) Frau Stadtrechtsdirektorin Kleine-Brummelkamp z. K.

Lässig, Insp.-Anw. 

Aufgabe:

A. Nehmen Sie in Form einer Klageerwiderung umfassend zur Zu-
lässigkeit und Begründetheit der Klage Stellung. 

B. Soweit Sie entscheidungsrelevante Gesichtspunkte nicht in die 
Klageerwiderung aufnehmen, sind sie in einem gesonderten Ver-
merk niederzulegen.

Bearbeitungshinweise:

a) Eine Sachverhaltsdarstellung ist weder in der Klageerwiderung 
noch in einem Vermerk erforderlich. 

b) Das VG Minden hat die Klageschrift der Stadt Herford zur Stel-
lungnahme zugesandt und das zugeteilte Aktenzeichen mitgeteilt; es 
lautet: 4 K 133/14.

a) Beachten Sie folgende Anlage:

„Verordnung zur Bestimmung der Großen kreisangehörigen 
Städte und der Mittleren kreisangehörigen Städte
nach §  4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen
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§ 1 

Die nachfolgend aufgezählten Gemeinden nehmen als Große 
kreisangehörige Städte zusätzliche Aufgaben nach § 4 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
wahr:

Arnsberg, Bergheim, Bergisch Gladbach, Bocholt, Castrop-
Rauxel, Detmold, Dinslaken, Dormagen, Dorsten, Düren, 
Gladbeck, Grevenbroich, Gütersloh, Herford, Herten, Iser-
lohn, Kerpen, Lippstadt, Lüdenscheid, Lünen, Marl, Minden, 
Moers, Neuss, Paderborn, Ratingen, Recklinghausen, Rheine, 
Siegen, Troisdorf, Unna, Velbert, Viersen, Wesel, Witten“

Lösung:

A. Klageerwiderung

Stadt Herford
Der Bürgermeister

Rathausplatz 1
32046 Herford � … 

Verwaltungsgericht Minden

Postfach

In dem Rechtsstreit

der Frau Rita Rattan ./. Stadt Herford

– 4 K 133/14 – 

wird beantragt werden,

die Klage abzuweisen. 

Begründung:

Die Klage ist teilweise unzulässig, im Übrigen unbegründet.

I. Zur Zulässigkeit der Klage

Bezüglich der Nummern 2 und 4 der Ordnungsverfügung ist die 
Klage unzulässig.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO) unter Nummer 2 kommt nur der spezielle Rechtsbehelf des 
§ 80 Abs. 5 VwGO in Betracht. Dies gilt unbeschadet der (Streit-)
Frage, ob die Vollziehungsanordnung einen Verwaltungsakt dar-
stellt (abl. z. B. Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl. 2014, § 80 Rn 78, 79; 
Windthorst, in: Gärdiz, VwGO, 2013, § 80 Rdn. 143).

Nummer 4 ist lediglich ein Hinweis auf mögliche Zwangsmittel. Ein 
Hinweis stellt keine Regelung i. S. des § 35 VwVfG NRW dar, weil 
dadurch unmittelbar keine Rechtsfolge gesetzt wird. Eine Anfech-
tungsklage, die einen Verwaltungsakt voraussetzt, scheidet damit aus. 
Eine allgemeine Leistungsklage kommt ebenfalls nicht in Betracht, 

weil die Rechtsposition der Klägerin durch einen Hinweis auf eine 
potentielle künftige Androhung (noch) nicht beeinträchtigt wird. Es 
fehlt demgemäß an der – analog § 42 Abs. 2 VwGO nötigen – Kla-
gebefugnis.

II. Zur Begründetheit

Die Klage ist unbegründet.

Meine Ordnungsverfügung vom 10. Juli 2014 ist rechtmäßig und 
verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 
VwGO). 

1. Die Ordnungsverfügung durfte auf den – hier anwendbaren – (s. 
zum Verhältnis zwischen § 61 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW und § 14 
Abs. 1 OBG: OVG Münster, Beschl. v. 6. 8. 2009 – 5 E 760/09 –, 
juris Rn. 6 ff., Urt. v, 15. 7. 2002 – 7 A 3098/01 –, juris Rn. 52) § 61 
Abs. 1 Satz 2 BauO NRW gestützt werden. Meine Zuständig-
keit zum Erlass der angefochtenen Verfügung ergibt sich aus § 60 
Abs. 1 Nr. 3 a BauO NRW i. V. mit § 1 der Verordnung zur Be-
stimmung der Großen kreisangehörigen Städte und der Mittleren 
kreisangehörigen Städte nach § 4 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen; die Stadt Herford ist hierin ausdrück-
lich aufgeführt.

Ich bin gem. § 61 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW befugt, der Klägerin auf-
geben, die vor ihrer Wohnung abgestellte Möblierung wie (Schuh-)
Schränke und Sitzbänke mit Polstern sowie die hölzernen Buddha-
Figuren zu entfernen.

a) Diese Gegenstände stellen eine den Erlass der Ordnungsverfü-
gung rechtfertigende Brandgefahr dar.

aa) § 61 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW setzt voraus, dass es bei einem 
baurechtlich relevanten Vorgang – hier der Nutzung des Treppen-
raums des Hauses Spiritismussteg 7 durch das Aufstellen von Mö-
belstücken und Holzstatuen – zu einem Verstoß gegen baurechtliche 
Vorschriften kommt oder dass ein solcher Verstoß – als Gefahr für 
die Baurechtsordnung – droht. § 61 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW ist 
bei der Gefahrenabwehr ähnlich zu handhaben wie die ordnungs-
behördliche Generalklausel des § 14 Abs. 1 OBG, an die auch § 3 
Abs. 1 Satz 1 BauO NRW mit dem Ziel der Verhinderung eines 
Schadenseintritts hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an 
bauliche Anlagen anknüpft.

Eine „Gefahr“ ist ein Zustand, der den Eintritt eines Schadens in 
absehbarer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erwarten 
lässt. Die Sachlage muss bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu 
erwartenden Geschehens mit Wahrscheinlichkeit ein geschütztes 
Rechtsgut schädigen. Ob eine solche Sachlage gegeben ist, lässt sich 
nur aufgrund einer Prognose beurteilen, die der zur Gefahrenab-
wehr Handelnde seinem Einschreiten zugrunde zu legen hat. Diese 
Prognose ist auf der Grundlage der im Zeitpunkt des behördlichen 
Handelns zur Verfügung stehenden Erkenntnismöglichkeiten zu 
treffen. Hat der zur Gefahrenabwehr Handelnde die Lage bis zum 
tatsächlichen Abschluss seines Einschreitens durch den nicht mehr 
rückgängig zu machenden Vollzug  - „ex ante“ gesehen – zutreffend 
eingeschätzt, durfte er mithin bis zum Abschluss seines Einschrei-
tens vom Vorliegen einer Gefahr im Sinne eines hinreichend wahr-
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scheinlichen Schadenseintritts ausgehen, wird die getroffene Maß-
nahme nicht deshalb im nachhinein rechtswidrig, weil die Prognose 
„ex post“ betrachtet erschüttert wird.

Hinsichtlich des für ein gefahrenabwehrendes Tätigwerden der Bau-
aufsichtsbehörde erforderlichen Wahrscheinlichkeitsgrads gilt ein 
gleitender Maßstab. Die hinreichende Wahrscheinlichkeit verlangt 
nicht die Gewissheit, dass der Schaden eintreten wird. Vielmehr ist 
der Eintritt eines Schadens schon bei einer nach der Lebenserfah-
rung begründeten Befürchtung der Gefahrenverwirklichung hinrei-
chend wahrscheinlich. Bezüglich des Grads der Wahrscheinlichkeit 
ist insoweit zu differenzieren, als zum einen der Rang des Rechtsguts 
zu berücksichtigen ist, in das eingegriffen werden soll, und zum ande-
ren aber auch das Gut, zu dessen Schutz vorgegangen werden soll. Je 
größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden 
ist, desto geringer sind die Anforderungen, die an die Wahrschein-
lichkeit gestellt werden können. Insoweit geht in die Prognose eine 
wertende Abwägung ein.

Daraus folgt, dass die ordnungsbehördliche Eingriffsschwelle bei 
Brandgefahren tendenziell niedrig ist. Hinter der Brandschutz-
vorschrift des § 17 Abs. 1 BauO NRW – danach müssen bauliche 
Anlagen so beschaffen sein, dass der Entstehung eines Brands und 
der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei ei-
nem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame 
Löscharbeiten möglich sind – sowie den allgemeinen Anforderun-
gen an bauliche Anlagen in § 3 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW steht die 
Vermeidung von Schäden an Leib und Leben einer unbestimmten 
Vielzahl von Menschen, die jederzeit eintreten können. Aus Grün-
den der Brandsicherheit kann die Bauaufsichtsbehörde zum Schutz 
dieser hochrangigen Rechtsgüter schon gefahrenabwehrend tätig 
werden, sobald eine gewisse Wahrscheinlichkeit gegeben ist, dass 
eine Gefahr für die Schutzziele des § 17 Abs. 1 BauO NRW eintre-
ten könnte, falls bestimmte Brandschutzmaßnahmen nicht ergriffen 
werden. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass mit der Entste-
hung eines Brands praktisch jederzeit gerechnet werden muss. Bei 
der insofern anzustellenden Prognose kommt der Einsatzpraxis der 
örtlichen Feuerwehr maßgebliche Bedeutung zu (vgl. zum Ganzen 
OVG Münster, Urt. v. 21. 9. 2012 – 2 A 182/11 –, DVBl. 2013, 127 = 
juris Rn. 63 und 72, Beschl. v. 13. 7. 2012 – 2 A 1272/11 –, S. 10 des 
amtlichen Umdrucks, v. 24. 4. 2012 – 10 B 382/12 –, BauR 2012, 
1234 = juris Rn. 9, und v. 28. 1. 2011 – 2 B 1495/10 – , NVwZ-RR 
2011, 351 = juris Rn. 11, Urt. v. 25. 8. 2010 – 7 A 749/09 –, NVwZ-
RR 2011, 47 = juris Rn. 51).

Daran anschließend kann die aus Gründen des Brandschutzes gefor-
derte Beseitigung von Gegenständen aus dem Bereich eines notwen-
digen Rettungswegs (vgl. § 17 Abs. 3 BauO NRW) nicht nur mit der 
Brennbarkeit der Gegenstände begründet werden, sondern auch da-
mit, dass sie im Brandfall den Durchgang für Retter und Bewohner 
des Hauses erschweren. Vor einem darauf gestützten ordnungsbe-
hördlichen Einschreiten muss die Bauaufsichtsbehörde zwar prüfen, 
welche im Bereich von Rettungswegen vorhandenen Gegenstände 
in welcher Weise gefährlich werden könnten. Im Brandfall können 
bei realistischer Betrachtung nicht nur brennbare Gegenstände zur 
Gefahr werden, sondern – etwa bei der innerhalb weniger Minuten 
nach Brandausbruch möglichen starken Verqualmung eines Ret-
tungswegs – auch solche Gegenstände, die das Durchqueren des 
Rettungswegs behindern können. Entscheidend ist dabei, ob die 

Möglichkeit, sich in einem Rettungsweg ungehindert zu bewegen – 
etwa dadurch, dass Betroffene sich schnellstmöglich an den Wänden 
eines Treppenhauses entlang zum Ausgang begeben – durch Hin-
dernisse eingeschränkt wird. Dies ist bei Möbelstücken im Bereich 
des Rettungswegs unabhängig davon zu befürchten, aus welchem 
Material sie bestehen. In jedem Fall ist es auch insofern Sache der 
Bauaufsichtsbehörde, im Interesse der Brandsicherheit effektiv und 
schnell zu handeln.

bb) Ausgehend von diesen (Wahrscheinlichkeits-)Maßstäben sind 
die Voraussetzungen für ein Einschreiten auf der Grundlage von § 61 
Abs. 1 Satz 2 BauO NRW im Falle der Klägerin erfüllt. Angesichts 
der dargestellten eminent hohen Bedeutung des Brandschutzes für 
das Leben und die Gesundheit von Menschen und der daraus fol-
genden tendenziell niedrigen behördlichen Eingriffsschwelle, ver-
stößt die von der Klägerin aufgestellte Holzmöblierung gegen §§ 17 
Abs. 1, 3 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW und ist solchermaßen eine zu 
beseitigende Brandgefahr.

Zum einen bilden Holzgegenstände einen zusätzlichen potentiel-
len Brandherd, der sich in einem Holztreppenhaus – wie hier – 
im Brandfall verheerend auswirken kann, wenn das Feuer von den 
Holzgegenständen auf das Treppenhaus übergreift. Mit Blick auf 
diese Gemeingefahr, mit deren Eintritt jederzeit gerechnet werden 
muss, bewegt sich die vorliegende Fallgestaltung ordnungsrecht-
lich gesehen nicht im Bagatellbereich. Zum anderen wird durch 
die Holzgegenstände, auch wenn das Feuer im Brandfall nicht von 
ihnen ausgehen sollte, nicht i. S. von §§ 17 Abs. 1, 3 Abs. 1 Satz 1 
BauO NRW hinreichend der Ausbreitung von Feuer und Rauch 
vorgebeugt, so dass (auch durch sie) bei einem Brand die Rettung 
von Menschen sowie wirksame Löscharbeiten erschwert werden 
können. Gerade in einem Holztreppenhaus, das schon für sich ge-
nommen eine Brandlast beinhaltet, ist zu gewährleisten, dass die-
se baulich immanente Brandgefahr nicht durch im Treppenhaus 
abgestellte Gegenstände, die brandbeschleunigend wirken können, 
weiter gesteigert wird.

Dessen ungeachtet sind die Holzgegenstände aber auch deswegen 
gefährlich, weil sie im Brandfall umkippen und/oder durch in der 
Paniksituation eines Brands für fliehende Menschen zu Stolperfallen 
werden können. Sie sind deshalb zum einen geeignet, die Bedingun-
gen der Flucht und der Rettung von Menschen zu verschlechtern. 
Darüber hinaus beeinträchtigen sie auch die Bedingungen wirksa-
mer Löscharbeiten durch die eintreffenden Einsatzkräfte der Feuer-
wehr. Auch aus diesem Grund ist in der gegebenen Gefahrenlage im 
Interesse der Brandsicherheit ein effektives und schnelles Handeln 
notwendig.

Diese Gefahrenprognose wird durch die Einschätzung der Feuer-
wehr bestätigt. Herr Brandamtmann Clausen  hat aus der Sicht des 
technischen Brandschutzes erklärt, dass eine Holzmöblierung, wie 
sie hier aufgestellt sei, im Brandfall eine maßgebliche Verschlech-
terung der Einsatzbedingungen der Feuerwehr befürchten lasse. 
Wegen der Details wird auf die angefochtene Verfügung Bezug ge-
nommen. Es ist nicht zweifelhaft, dass die Bejahung einer (Brand-)
Gefahrenlage im konkreten Fall auf Tatsachen basiert. Meine Argu-
mentation ist insoweit – entgegen der Annahme der Klägerin – nicht 
widersprüchlich. In der Begründung der Ordnungsverfügung wird 
maßgeblich darauf abgestellt, dass die Holzgegenstände selbst eine 
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Brandgefahr darstellen, nicht zuletzt weil sie zu einer Verqualmung 
des Rettungswegs beitragen können. Insofern ist es nicht wider-
sprüchlich, dass der Klägerin angeboten wurde, die Holzschränke 
und Bänke mit Sitzpolstern durch eine kleinere Möblierung aus 
nichtbrennbarem Material zu ersetzen. Nicht brennbare Möbel 
wären keine Brandherde, würden im Brandfall nicht Feuer fangen, 
keinen Rauch entwickeln und die Sichtverhältnisse nicht verschlech-
tern. Ob z. B. ein Stahlschrank als Austauschmittel gestattungsfähig 
wäre, hinge wiederum von seiner konkreten Dimensionierung und 
dem beabsichtigten Aufstellort ab. Im Zuge eines Gestattungsver-
fahrens nach § 21 Satz 2 OBG könnte geprüft werden, ob die Auf-
stellung eines bestimmten Stahlschranks an einem bestimmten Ort 
im Treppenhaus unter dem Aspekt der Freihaltung des Flucht- und 
Rettungswegs unbedenklich wäre. 

b) Meine Ordnungsverfügung ist nicht nach § 40 Verwaltungsver-
fahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
und § 114 Satz 1 VwGO ermessensfehlerhaft.

Soweit eine Verwaltungsbehörde – wie hier – ermächtigt ist, nach 
ihrem Ermessen zu handeln, ist ein Verwaltungsakt rechtswidrig, 
wenn von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung 
nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist oder die gesetz-
lichen Grenzen des Ermessens überschritten wurden Beides trifft 
hier nicht zu.

aa) Das mir in persönlicher Hinsicht zustehende Auswahlermessen 
ist fehlerfrei ausgeübt worden. 

Maßgebliches Kriterium für diese Ermessensbetätigung ist die Ef-
fektivität der Gefahrenabwehr (s. z. B. OVG Münster, Beschl. v. 12. 
10. 2012 – 2 B 1135/12 –, juris Rn. 21, Urt. v. 21. 9. 2012 – 2 A 
182/11 –, DVBl. 2013, 127 = juris Rn. 109, Beschl. v. 28. 1. 2011 – 2 B 
1495/10 –, NVwZ-RR 2011, 351 = juris Rn. 65; Haurand, Allgemei-
nes Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 6. Aufl. 2014, 
S. 96; Tegtmeyer/Vahle, Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen, 11. Aufl. 
2014, § 4 RN 10).

Die Klägerin – Eigentümerin, Inhaberin der tatsächlicheb Gewalt 
und Aufstellerin der Gegenstände – hat als Zustandsstörerin nach 
§ 18 Abs. 1 und 2 OBG und Verhaltensstörerin nach § 17 Abs. 1 
OBG die Gefahrenschwelle unmittelbar selbst überschritten. Sie 
steht damit der Gefahrenquelle am nächsten. In dieser eindeutigen 
Situation der ordnungsrechtlichen Verantwortlichkeit der Klägerin 
bestand keine Rechtspflicht, vorrangig andere Ordnungspflichtige 
wie die Vermieterin oder die Wohnungseigentumsverwalterin zur 
Gefahrenbeseitigung heranzuziehen.

bb) Das Ermessen wurde auch in sachlicher Hinsicht ermessensfeh-
lerfrei ausgeübt.

(1) Ich habe das Ermessen in einer dem Zweck des § 61 Abs. 1 Satz 2 
BauO NRW entsprechenden Weise ausgeübt. Die Ordnungsverfü-
gung dient ausschließlich der Gefahrenabwehr. Wer meine Behör-
de auf den vorliegenden Sachverhalt aufmerksam gemacht hat, der 
sie zu einem Einschreiten berechtigt, und aus welchen Motiven dies 
geschah, ist unerheblich. Sobald mir die Gefahrenlage bekannt war, 
musste ich ordnungsrechtlich mit ihr umgehen. Der Sachbearbeiter 
hat sich beim Erlass der Verfügung nicht von sachfremden Motiven 

leiten lassen. Ein irgendwie gearteter sachfremder Einfluss durch 
die Beschwerdeführerin Noergel ist nicht ersichtlich und konnte 
auch nicht festgestellt werden. Ein Befangenheitsgrund i. S. des § 21 
VwVfG NRW, der zu einem Tätigkeitsverbot von Stadtamtsrat Feu-
erstein führen würde, liegt nicht vor. Hierfür spricht insbesondere 
auch, dass das Einschreiten meiner Behörde maßgeblich auf der fach-
lichen Stellungnahme des Brandschutzexperten beruht. Von einer 
„Verlagerung eines Privatrechtsstreits“ in das öffentliche Recht kann 
keine Rede sein. 

(2) Die gesetzlichen Grenzen des Ermessens wurden ebenfalls nicht 
überschritten.

Die Ordnungsverfügung ist verhältnismäßig. Insbesondere belastet 
sie die Klägerin angesichts der zu vermeidenden Brandgefahr nicht 
unangemessen. Die Klägerin kann die aufgestellten Möbel und die 
Figuren ohne großen Aufwand wieder wegstellen. Um Stauraum vor 
ihrer Wohnung zu gewinnen, könnte die Klägerin auf das von mir 
erwähnte Austauschmittel eines Stahlschranks oder eines ähnlichen 
nicht brennbaren Behältnisses zurückkommen.

Die Klägerin wurde nicht willkürlich unter Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG in Anspruch 
genommen. Der Gleichbehandlungsgrundsatz verpflichtet die Bau-
aufsichtsbehörde dazu, nicht wahllos gegen Baurechtsverstöße vor-
zugehen, sondern ihr Einschreiten systemgerecht auszugestalten. 
Im Zusammenhang mit bauaufsichtsbehördlichem Einschreiten ist 
der Gleichbehandlungsgrundsatz erst dann verletzt, wenn die Be-
hörde ohne erkennbaren sachlichen Grund – d. h. willkürlich – nur 
bezüglich einzelner baulicher Anlagen eine Bauordnungsverfügung 
erlässt und gegen andere vergleichbare Vorhaben nicht einschreitet. 
Bei einer Mehrzahl illegal genutzter Bauwerke in einem Gebiet ist es 
notwendig, dass die Behörde planmäßig vorgeht und weder in ihrem 
Plan noch bei der Ausführung willkürliche Ausnahmen macht (vgl. 
etwa BVerwG, Beschl. v. 23. 11. 1998 – 4 B 99.98 –, BRS 60 Nr. 163 
= juris Rn. 4; OVG Münster, Beschl. v. 23. 12. 2010 – 10 B 1407/10 –, 
S. 4 des amtlichen Umdrucks). Die Bauaufsichtsbehörde ist jedoch 
nicht dazu verpflichtet, sämtliche vergleichbaren Nutzungen auf ihre 
Baurechtswidrigkeit hin zu überprüfen und stets “flächendeckend” 
zu bekämpfen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 11. 3. 1991 – 4 B 26.91 –, juris 
Rn. 5; OVG Münster, Beschl. v. 23. 12. 2010 – 10 B 1407/10 –, S. 4 des 
amtlichen Umdrucks, Urt. v. 9. 12. 1994 – 10 A 1753/91 –, BRS 57 
Nr. 249 = juris Rn. 23).

Daran gemessen ist die Ordnungsverfügung unter Gleichbehand-
lungsgesichtspunkten nicht zu beanstanden. Der Fall der Klägerin ist 
nicht willkürlich herausgegriffen und systemwidrig anders behandelt 
worden als vergleichbare Fälle. Ich verweise insoweit auf die Erklä-
rung von Herrn Brandamtmann Clausen anlässlich des Ortstermins, 
wonach er die aufgestellten Gegenstände bei einer Brandschau auch 
von Amts wegen beanstandet hätte.

Die Verpflichtung, die Buddha-Figuren aus dem Treppenhaus zu 
entfernen, verletzt nicht das Grundrecht der Glaubensfreiheit aus 
Art. 4 Abs. 1 Grundgesetz GG. Selbst wenn man in der Aufstellung 
der Statuen eine Beschränkung der Glaubensbetätigung der Klägerin 
sehen würde, wäre dieser Eingriff nur unerheblich. Ein Eingriff liegt 
jedoch nur dann vor, wenn die Einwirkung die Glaubensfreiheit in 
erheblicher Weise behindert (Jarass, in Pieroth/Jarass, GG, 12. Aufl. 
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2012, Ardt. 4 Rn. 22; Sodan, GG, 2. Aufl. 2011, Art. 4 Rn. 14). Im 
Übrigen ist eine Beschränkung der Glaubensfreiheit durch kollidie-
rendes Verfassungsrecht möglich. Der hier (möglicherweise) vorlie-
gende Konflikt zwischen der Glaubensfreiheit der Klägerin und den 
Gefahren in einem Brandfall – durch den Grundrechte Dritter auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) 
verletzt werden könnten – ist angesichts der allenfalls geringfügigen 
Beschränkung der Glaubensbetätigung zu Lasten der Klägerin zu 
lösen. Sie kann ihre Figuren innerhalb ihrer Wohnung, etwa im Tür-
bereich, aufstellen und auf diese Weise ihrer Überzeugung Ausdruck 
verleihen. Denkbar wäre auch, dass für einige Figuren ein sicherer 
Standort in einem bestimmten Bereich des Treppenhauses gefunden 
wird. Die Klägerin müsste hierzu ein „Austauschmittel“ anbieten, 
über das ggf. zu entscheiden wäre.

2. Die Zwangsgeldandrohung ist ebenfalls rechtmäßig. Sie steht mit 
§§ 55 Abs. 1, 57 Abs. 1 Nr. 2, 60, 63 VwVG NRW im Einklang. Ein 
Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 58 VwVG 
NRW) liegt nicht vor. Zwar wird der Betrag von 250 € schon dann fäl-
lig, wenn die Klägerin beispielsweise nur eine der von ihr aufgestellten 
Figuren nicht entfernt. Dieselbe Summe würde anfallen, wenn sie gar 
keine „Brandlast“ aus dem Treppenhaus abräumte. Das Zwangsgeld ist 
jedoch so niedrig bemessen, dass es auch bei nur teilweiser Nichterfül-
lung der Verfügung angemessen ist. 

Im Auftrag 

Kleine-Brummelkamp
B. Vermerk

Die Klage ist hinsichtlich der Nummern 1 und 3 als Anfechtungs-
klage gem. § 42 Abs. 1 1. Alt. VwGO statthaft. Insbesondere stellt 
auch die Zwangsgeldandrohung einen Verwaltungsakt i. S. des § 35 
VwVfG NRW dar. Die hierfür nötige Regelung liegt in der verbind-
lichen Auswahl des Zwangsmittels und der Festlegung der Höhe des 
Zwangsgeldes.

Als Adressatin der Ordnungsverfügung ist Frau Rattan klagebefugt 
(§ 42 Abs. 2 VwGO).

Die Klagefrist (§ 74 Abs. 1 VwGO) ist gewahrt. Die Rechtsmittelbeleh-
rung ist wegen der Verwendung des Begriffs „Zugang“ (anstelle von „Zu-
stellung“ oder „Bekanntgabe“) fehlerhaft, so dass die Jahresfrist des § 58 
Abs. 2 VwGO in Gang gesetzt wurde. Ein „Zugang“ eines Schriftstücks 
liegt vor, wenn es in den Machtbereich des Adressaten gelangt ist. Zugang 
und förmliche Zustellung können zwar zusammenfallen, beispielsweise 
bei Übergabe einer Zustellungsurkunde durch einen Mitarbeiter der Post. 
Eine solche zeitliche Übereinstimmung ist bei der hier gewählten Zu-
stellform „Einschreiben“ allerdings sehr selten. Ein Einschreiben geht in 
der Regel am ersten oder zweiten Tag nach Aufgabe zur Post zu, gilt aber 
trotzdem erst am dritten Tag als zugestellt (§ 4 Abs. 2 Satz LZG NRW). 
Eine Belehrung dahin, die Frist laufe bereits ab „Zugang“ ist deshalb ge-
eignet, eine falsche Vorstellung über den Zeitpunkt des Fristbeginns aus-
zulösen. Der Empfänger des Schriftstücks kann irrigerweise davon ausge-
hen, die Monatsfrist sei bereits abgelaufen, obwohl er noch einen Tag oder 
zwei Tage hat, um Klage zu erheben. Eine solche Rechtsbehelfsbelehrung 
ist folglich unrichtig (OVG Münster, NVwZ 2001, S. 212; Sadler, VwVG.
VwZG, 8. Aufl. 2011, Einleitung VwZG Rn. 4). Da somit die Ausschluss-
frist von einem Jahr läuft, ist die Klage fristgerecht erhoben.

Ergänzender Hinweis:

Die Lösung beruht zwar auf dem nordrhein-westfälischen Recht, jedoch 
ist die Rechtslage in den anderen Bundesländern vergleichbar. Die nach-
stehende Übersicht enthält die lösungsrelevanten Normen (Ermächti-
gungsgrundlagen, Brandschutz) einiger ausgewählter Bundesländer:

Hessen: 	 §§ 53 Abs. 2 Satz 2 und 13 Abs. 1 HBO

Niedersachsen: 	 §§ 58 Abs. 1 und 14 NBauO

Rheinland-Pfalz: 	 §§ 59 Abs. 1 Satz 1 Hs. 2 und 15 Abs. 1 LBauO 

Schleswig-Holstein: 	 §§ 59 Abs. 1 Satz 2 und § 15 LBO

Unzulässige Abgabenerhebung durch eine 
Verbandsgemeinde

(OVG Koblenz, Urteil v. 10.12.2013 – 6 C 10470/13.OVG)

1. Verbandsgemeinden sind keine Gemeinden im Sinne von § 5 Abs. 2 
Satz 1 KAG

2. Eine Verbandsgemeinde ist zum Erlass einer Satzung zur Erhebung 
einer Tourismusförderabgabe nicht berechtigt.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Nach §  5 Abs. 2 Satz 1 KAG können Gemeinden örtliche Ver-
brauchs- und Aufwandssteuern erheben. Fraglich war in dem ver-
handelten Normenkontrollantrag, ob die Verbandsgemeinde unter 
den Gemeindebegriff der vorgenannten Regelung falle.

Nach Auffassung des Gerichts ist dies nicht der Fall. Vielmehr un-
terscheide der Gesetzgeber an mehreren Stellen des KAG deutlich 
zwischen den zur Erhebung kommunaler Abgaben berechtigten Ge-
bietskörperschaften. Bereits die Regelung des § 1 Abs. 1 KAG die 
nach Gemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreisen unterschei-

Rechtsprechung



125DVP 3/15 · 66. Jahrgang

Rechtsprechung

de widerlege die Auffassung, unter die Wortwahl des § 5 Abs. 2 Satz 1 
KAG fiele auch die Verbandsgemeinde. Nach der Definition in § 64 
Abs. 1 GemO handelt es sich bei einer Verbandsgemeinde darüber 
hinaus um einen Gemeindeverband. Die Vorschriften für Gemein-
den sind daher nur in den explizit geregelten Fällen auf Verbandsge-
meinden, und dann auch unter dem Vorbehalt abweichender Rege-
lungen, anwendbar. Schließlich könne sich die Verbandsgemeinde 
auch nicht auf eine Kompetenz im Rahmen einer Aufgabenüber-
tragung im Bereich des Tourismus berufen. Dies widerspreche dem 
Charakter der örtlichen Verbrauchs- und Aufwandssteuer, der nicht 
an konkrete Aufgaben anknüpfe. Außerdem sei die Verwendung der 
Erträge auch nicht entsprechend zweckgebunden. Der Hinweis der 
Beklagten auf die Befugnis der Zweckverbände im Rahmen einer 
Aufgabenübertragung auch entsprechende Gebühren und Beiträge 
erheben zu dürfen ging fehl, da die Anwendung des § 5 KAG ex-
plizit für diesen Fall durch den Gesetzgeber ausgeschlossen wurde. 
Schließlich wäre es bei der Annahme, Verbandsgemeinden seien 
Gemeinden im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 KAG, kaum möglich, 
die Kompetenzen der Orts- und Verbandsgemeinden gegeneinander 
abzugrenzen, da die Erhebung von Aufwands- und Verbrauchssteu-
ern ja eben gerade nicht einer sachlichen Aufgabenkompetenz folge.

Die Satzung wurde durch das Gericht dementsprechend für unwirk-
sam erklärt.
� R.S.

Zuständigkeit für den Erlass eines 
Aufenthalts- und Betretungsverbots

(OVG Lüneburg, Beschl. v. 16. 1. 2014 – 11 ME 313/13)

Für den Erlass eines Aufenthaltsverbotes zur Verhinderung drohender 
Straftaten nach § 17 Abs. 4 Nds. SOG besteht eine vorrangige Zustän-
digkeit der Polizei gegenüber derjenigen der Verwaltungsbehörden

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Die Antragsgegnerin (Ag.) – eine Verwaltungsbehörde/Ord-
nungsbehörde – erließ gegenüber dem Antragsteller (Ast.) durch 
Verfügung vom 23. 8. 2013 unter Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung für einen näher bezeichneten Bereich innerhalb ihres Ge-
meindegebietes ein auf den 22. 2. 2014 befristetes Aufenthalts- 
und Betretungsverbot. Die Behörde stützte sich hierbei auf § 17 
Abs. 4 Nds. SOG. Danach darf einer Person, bei der Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie in einem bestimmten örtlichen 
Bereich Straftaten begehen wird, für eine bestimmte Zeit verboten 
werden, diesen Bereich zu betreten oder sich dort aufzuhalten. „Be-
reich“ im Sinne § 17 Abs. 4 Nds. SOG kann ein Ort bzw. Gebiet 
innerhalb einer Gemeinde oder auch ein gesamtes Gemeindege-
biet sein. 

Hinweis: In den anderen Bundesländern bestehen vergleichbare, aller-
dings teilweise restriktiver formulierte Eingriffsbefugnisse (s. z. B. § 34 
Abs. 2 PolG NRW). 

Der Ast. hat in dem vorliegenden Verfahren gem. § 80 Abs. 5 VwGO 
beantragt, die aufschiebende Wirkung seiner Klage gegen das Auf-
enthaltsverbot wiederherzustellen. Das VG hat dem Antrag stattge-
geben. Hiergegen hat die Ag. Beschwerde erhoben. 

II. Zur Rechtslage

Die Beschwerde (s. § 146 VwGO) hatte keinen Erfolg. Das VG habe 
– so der Senat – im Rahmen der nach § 80 Abs. 5 VwGO gebotenen 
Interessenabwägung zutreffend dem privaten Interesse des Ast. an der 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seiner Klage den Vor-
rang vor dem öffentlichen Interesse an der sofortigen Vollziehung der 
Verfügung der Ag. vom 23. 8. 2013 eingeräumt. Die Verfügung erwei-
se sich nach summarischer Prüfung bereits aus formellen Gründen als 
rechtswidrig erweist. Der Senat billigt die Auffassung des VG, dass die 
Ag. als Verwaltungsbehörde für den Erlass des Aufenthaltsverbots nicht 
zuständig sei. Das OVG führt aus:

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Senats – auf die auch das 
VG abgestellt hat – besteht für den Erlass eines Aufenthaltsverbo-
tes nach § 17 Abs. 4 Nds. SOG eine vorrangige Zuständigkeit der 
Polizei gegenüber derjenigen der Verwaltungsbehörden (Senatsurt. 
v. 18.5.2010 – 11 LC 566/09 –, juris; Beschl. v. 12.5.2009 – 11 ME 
190/09 –, NdsVBl. 2009, S. 237, juris). Für den Erlass eines solchen 
Aufenthaltsverbotes ist in erster Linie die Polizei zuständig. Die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde ist demgegenüber lediglich 
subsidiär. Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Verwal-
tungsbehörden und Polizei ergibt sich nach der Rechtsprechung 
des Senats mangels einer Spezialregelung aus der allgemeinen Re-
gelung in § 1 Nds. SOG. Eine vorrangige Zuständigkeit der Polizei 
lässt sich hierbei aus §  1 Abs. 1 Satz 3 Nds. SOG, wonach die 
Polizei im Rahmen ihrer nach Satz 1 dieser Vorschrift umschrie-
benen Aufgabe der Gefahrenabwehr insbesondere auch Straftaten 
zu verhüten hat, ableiten. Denn diese Vorschrift weist die Strafver-
hütung, wozu auch die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes nach 
§ 17 Abs. 4 Nds. SOG gehört, insbesondere der Polizei zu. Dieses 
Ergebnis wird durch die Entstehungsgeschichte der Norm und die 
Gesetzesmaterialien bestätigt und steht in Übereinstimmung mit 
den Ausführungsbestimmungen zum Nds. SOG. Im Ergebnis er-
gibt sich daher eine Ausnahme von der in § 1 Abs. 2 Satz 1 Nds. 
SOG normierten (Regel-)Zuständigkeit der Verwaltungsbehör-
den, wenn es um die Verhütung von Straftaten geht, zumal diese 
Norm sich lediglich auf § 1 Abs. 1 Satz 1 (und nicht auch auf Satz 2 
und 3) Nds. SOG bezieht.

Der Einwand der Ag., sie sei sich mit der Polizei bereits im Vor-
feld der angefochtenen Verfügung in der Beurteilung der Sach- und 
Gefahrenlage und der daraus resultierenden Notwendigkeit eines 
längerfristigen Aufenthaltsverbots nach § 17 Abs. 4 Nds. SOG ei-
nig gewesen, greift nicht durch. Denn eine solche einvernehmliche 
Einschätzung der beteiligten Behörden vermag nichts an der ge-
setzlichen Kompetenzverteilung, wie sie der Senat seiner Rechtspre-
chung zugrunde legt, zu ändern. Etwas anderes ist nur anzunehmen, 
wenn die Polizei aufgrund ihrer kriminalistischen Erfahrungen die 
Verhängung eines Aufenthaltsverbots nicht für geboten hält und von 
ihrer vorrangigen Zuständigkeit auf diesem Bereich der Verhütung 
von Straftaten keinen Gebrauch macht (vgl. hierzu Senatsbeschl. v. 
12.5.2009 – 11 ME 190/09 –, a.a.O., Rdnr. 27). Ein solcher Fall ist 
hier nach dem eigenen Vorbringen der Ag. nicht gegeben.
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Etwas anderes folgt auch nicht aus den von der Ag. in ihrer Be-
schwerdebegründung dargelegten Auslegungskriterien. Nach 
dem Wortlaut des § 1 Abs. 1 Satz 3 Nds. SOG ist die Verhü-
tung von Straftaten zwar nur eine Teilaufgabe der Polizei im 
Rahmen ihrer Gesamtaufgabe der Gefahrenabwehr (§ 1 Abs. 1 
Satz 1 Nds. SOG). Im Rahmen dieser Teilaufgabe besteht aber 
sowohl nach dem Wortlaut als auch nach der systematischen und 
der teleologischen Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen 
eine vorrangige Zuständigkeit der Polizei. Dieses Ergebnis wird 
entgegen der Ansicht der Ag. durch den vorliegenden Fall eher 
bestätigt als widerlegt. Grund für die vorrangige Zuständigkeit 
der Polizei für den Erlass eines Aufenthaltsverbotes nach § 17 
Abs. 4 Nds. SOG ist es gerade, dass eine solche Maßnahme eine 
Auswertung kriminologischer Erkenntnisse voraussetzt, die in 
erster Linie bei den Polizeibehörden vorhanden sind. Denn die 
Polizeibeamten sind in den gefährdeten Gebieten präsent und 
haben unmittelbar mit den betroffenen Straftätern zu tun, da sie 
vor Ort die Anlassvorfälle aufnehmen und sie weiter bearbeiten. 
Die erforderliche Prognose einer Wiederholungsgefahr basiert 
vielfach auf langjährigem Erfahrungswissen im Einsatzgesche-
hen in Verbindung mit einer kriminalistisch-kriminologischen 
Beurteilung des einzelnen Falles. Daher können die Polizeibe-
amten vor Ort mithin am besten entscheiden, ob und in welchem 
Umfang ein Aufenthaltsverbot überhaupt geeignet ist, weitere 
Straftaten zu verhindern (vgl. hierzu Senatsbeschl. v. 12.5.2009 
– 11 ME 190/09 –, a.a.O., juris, Rdnr. 49 m. w. N.). Nach dem 
eigenen Vortrag der Ag. beruhen ihre Erkenntnisse im Wesent-
lichen auf den Ermittlungen und dem Erfahrungswissen der 
Polizei. Dass sich beide vorab intern ausgetauscht und darauf 
verständigt haben, dass nicht die Polizei, sondern sie, die Ag., die 
streitgegenständliche Regelung erlassen sollte, ändert nach dem 
oben Gesagten nichts an der gesetzlich festgelegten Zuständig-
keitsverteilung.

Hinweis: Der Wortlaut der Norm lässt auch eine andere Auslegung zu. 
Die primäre Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden ist zwar für den 
Bereich der Straftatenverhütung durchbrochen. Daraus folgt aber nicht 
zwingend eine ausschließliche Polizeikompetenz. Vielmehr könnte 
daraus auf eine Parallel-Zuständigkeit beider Behörden(zweige) ge-
schlossen werden. So für die vergleichbare Regelung in § 1 Abs. 1 PolG 
NRW: Tegtmeyer/Vahle, Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen, 14. Aufl. 
2014, § 1 RN 15). Allerdings hat der nordrhein-westfälische Gesetz-
geber durch die fehlende Verweisung in § 24 OBG auf § 34 Abs. 2 
PolG NRW klargestellt, dass nur Polizeibehörden Aufenthaltsverbote 
verhängen dürfen. 

Nicht überzeugend ist das Argument des OVG, allein die Polizei verfü-
ge über das notwendige „kriminologische“ (gemeint ist möglicherweise 
„kriminalistisch“) Wissen, um die Gefahrenprognose treffen zu können. 
Derartige Erkenntnisse kann sich eine Ordnungsbehörde in manchen 
Fällen selbst verschaffen (z. B. durch Beobachtung einer Drogenszene) 
oder sie kann – wie hier geschehen – die notwendigen Informationen 
von der Polizei erhalten. Der Senat lässt abschließend – aus seiner 
Sicht konsequent – offen, ob die materiellen Voraussetzungen des § 17 
Abs. 4 Satz 1 Nds. SOG für den Erlass eines Aufenthaltsverbots in dem 
von der Ag. gegenüber dem Ast. verfügten räumlichen und zeitlichen 
Umfang gegeben sind.

� J.V.

Betrieb einer On-Board-Kamera in einem Pkw

(VG Ansbach, Urt. v. 12. 8. 2014 – AN 4 K 13.01634) 

1. Der Betrieb einer On-Board-Kamera („Dashcam“) stellt einen 
schwerwiegenden Eingriff in die Persönlichkeitsrechte der betroffenen 
Verkehrsteilnehmer dar; ein Nutzungsverbot ist daher grundsätzlich 
gerechtfertigt.

2. Eine datenschutzrechtliche Anordnung muss dem Grundsatz der 
Bestimmtheit entsprechen.

(Nichtamtl. Leitsätze)

1.	 Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Der Kläger (K) hat in seinem Fahrzeug eine On-Board-Kamera 
eingebaut, um sich im Falle eines Unfalls oder des Vorwurfs einer 
Verkehrsordnungswidrigkeit mittels der Aufzeichnungen des Ver-
kehrsgeschehens abzusichern. K legte mehrfach Aufzeichnungen 
gegenüber Behörden vor, um Vorwürfe zu erheben oder abzuwehren. 
Nachdem das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht davon 
erfahren hatte, untersagte es K u.a., mit seiner in seinem Fahrzeug 
eingebauten On-Board-Kamera während der Autofahrt permanente 
Aufnahmen des von ihm befahrenen öffentlichen Bereichs zu ma-
chen (Ziffer 1.a). Gleichzeitig wurde er verpflichtet, Aufnahmen, 
die er mit seiner in Ziffer 1.a) genannten Kamera gemacht habe, 
innerhalb einer Woche nach Unanfechtbarkeit dieses Bescheides zu 
löschen (Ziffer 1.b) Unter Ziffer 2 des Bescheides erließ das Landes-
amt Zwangsgeldandrohungen. Die Behörde ging dabei davon aus, 
dass es sich bei der als Ermächtigungsgrundlage herangezogenen 
Vorschrift des § 38 Abs. 5 BDSG um eine Norm handele, die ein 
sog. intendiertes Ermessen enthalte, also ein Eingreifen als Regelfall 
vorsehe. 

Mit seiner Klage rügt K u. a. die fehlende Bestimmtheit des Be-
scheides. Die Kamera sei nicht fest installiert, sondern klebe lediglich 
mittels eines Klebestreifens an der Frontscheibe. Er habe ein über-
wiegendes Interesse an den vorgenommenen, absolut vorübergehen-
den Aufzeichnungen, die sofort wieder überspielt würden, wenn sich 
keine relevanten Vorkommnisse ereigneten. 

II. Zur Rechtslage

Das VG hat der zulässigen (Anfechtungs-)Klage stattgegeben; die 
Anordnung sei rechtswidrig und verletze K in seinen Rechten (§ 113 
Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

1. Ermächtigungsgrundlage

Insoweit kommt § 38 Abs. 5 BDSG in Betracht. 

Die Vorschrift findet Anwendung, soweit personenbezogene Daten 
unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen durch nicht-öffentli-
che Stellen verarbeitet, genutzt oder dafür erhoben werden oder die 
Daten in oder aus nicht automatisierten Dateien verarbeitet, genutzt 
oder dafür erhoben werden (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BDSG).
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a) Die Aufnahmen mit der klägerischen On-Board-Kamera in der 
von K gewählten Betriebsform enthalten personenbezogene Daten 
i.S.des § 3 Abs. 1 BDSG. Danach sind personenbezogene Daten 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). 
Grundsätzlich ist die Bestimmbarkeit einer Person dann zu bejahen, 
wenn deren Gesicht auf den Aufnahmen erkennbar wird. Allerdings 
können auch zusätzliche Kriterien zu einer Bestimmbarkeit führen. 
Dies gilt vor allem für das sonstige Körperbild einer Person, wie die 
Körperhaltung, die Kleidung oder die mitgeführten Gegenstände. 
Darüber hinaus sind auch Zeitpunkt und Ort der Aufnahme ge-
eignet, um Rückschlüsse auf eine Person ziehen zu können. Eine 
Identifizierung muss zumindest mit weiteren Hilfsmitteln mit noch 
verhältnismäßigem Aufwand möglich sein. Dies ist nach Ansicht des 
Gerichts hier der Fall. Durch die im behördlichen und gerichtlichen 
Verfahren vorgelegten Aufzeichnungen der On-Board-Kamera sei 
ersichtlich, dass jedenfalls Aufschriften auf Personen- und Lastkraft-
wagen lesbar und Personen zumindest bestimmbar seien.

b) Die personenbezogenen Daten seien zwar nicht unter Einsatz von 
Datenverarbeitungsanlagen verarbeitet, genutzt oder dafür erhoben, 
weil die On-Board-Kamera des K nicht als Datenverarbeitungsan-
lage einzustufen sei. Datenverarbeitungsanlagen seien Anlagen zur 
automatisierten Verarbeitung von personenbezogenen Daten (Art. 3 
Abs. 1 Alt. 1 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates v. 24. 10. 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr (Datenschutzrichtlinie) (ABl EG Nr. L 281 S. 39). Dies werde 
auch aus § 3 Abs. 2 Satz 1 BDSG deutlich, wonach automatisierte 
Verarbeitung die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personen-
bezogener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen ist. 
Daher sei das bloße Aufzeichnen und Abspielen von Videosequen-
zen keine automatisierte Verarbeitung, solange dies nicht im Rahmen 
eines automatischen Verarbeitungssystems erfolge, das zwischen den 
Daten verschiedener Personen unterscheiden und darauf aufbauend 
die Verarbeitung steuern könne. Die On-Board-Kamera des K sei 
hierzu nicht in der Lage.

c) Die Aufnahmen seien aber nicht automatisierte Dateien i. S. des 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BDSG. Danach ist eine nicht automatisierte Datei 
jede nicht automatisierte Sammlung personenbezogener Daten, die 
gleichartig aufgebaut und nach bestimmten Merkmalen zugänglich 
ist und ausgewertet werden kann. Bei reinen Videoaufzeichnungen 
ohne ergänzende Informationen werde es wohl an einer Zugäng-
lichkeit nach bestimmten Merkmalen fehlen. Werden allerdings den 
Bildaufzeichnungen weitere Informationen, wie Uhrzeit, Datum 
oder eventuell Standort, beigefügt, habe man von einer Zugänglich-
keit i. S. des § 3 Abs. 2 Satz 2 BDSG auszugehen. Die verschiedenen 
klägerischen Aufzeichnungen stellten eine solche Sammlung perso-
nenbezogener Daten dar. Auf den Videoaufzeichnungen mit der On-
Board-Kamera des K seien den Bildaufnahmen Datum und Uhrzeit 
beigefügt. Bei einer Verbindung zum Internet würden außerdem der 
Fahrtroutenverlauf und der momentane Standort grafisch angezeigt. 
Die Daten seien somit gleich aufgebaut und nach bestimmten Merk-
malen zugänglich, eine Auswertung könne folglich erfolgen. 

d) Die personenbezogenen Daten werden nach Ansicht des Ge-
richts weiterhin in den nicht automatisierten Dateien sowohl ver-
arbeitet, genutzt und auch dafür erhoben. Ein Verarbeiten i.S.des 

§ 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG liege hier gem. § 3 Abs. 4 Satz 1, 
Satz 2 Nr. 1 BDSG vor. Danach ist Verarbeiten u.a. das Speichern 
personenbezogener Daten. Speichern ist das Erfassen, Aufnehmen 
oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf einem Datenträger 
zum Zweck ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung. Vorliegend 
speichere K personenbezogene Daten durch die Sicherung der Auf-
nahmen auf der externen SD-Speicherkarte der On-Board-Kamera. 
K nutze darüber hinaus die personenbezogenen Daten gem. § 3 Abs. 
5 BDSG. Danach ist Nutzen jede Verwendung personenbezoge-
ner Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt. Durch die 
Vorlage bei Polizei und anderen Behörden nutze K die mit seiner 
Kamera aufgenommenen Aufzeichnungen. Außerdem erhebe K die 
personenbezogenen Daten auch für die Verarbeitung und Nutzung 
gem. § 3 Abs. 3 BDSG, da er sich bewusst und gewollt Daten über 
Betroffene beschaffe.

e) Die Anwendung des § 38 Abs. 5 BDSG sei auch nicht gem. § 27 
Abs. 1 Satz 2 BDSG ausgeschlossen. Danach ist die Norm nicht 
anwendbar, wenn die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Da-
ten ausschließlich für persönliche oder familiäre Tätigkeiten erfolgt. 
Werden, wie im Falle des K, die Erhebung und Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten bereits unter dem erklärten Zweck vorge-
nommen, ein Beweismittel im straf- oder zivilgerichtlichen Verfah-
ren zu haben und die Aufnahmen im Bedarfsfall bei Behörden vorzu-
legen, werde dadurch der persönliche und familiäre Bereich verlassen. 

2. Anwendung der Ermächtigungsgrundlage/Tatbestandsvor-
aussetzungen

Nach §  38 Abs. 5 Satz 2 BDSG kann die Aufsichtsbehörde bei 
schwerwiegenden Verstößen oder Mängeln, insbesondere solchen, 
die mit einer besonderen Gefährdung des Persönlichkeitsrechts ver-
bunden sind, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung oder den 
Einsatz einzelner Verfahren untersagen, wenn die Verstöße oder 
Mängel entgegen der Anordnung nach § 38 Abs. 5 Satz 1 und trotz 
der Verhängung eines Zwangsgeldes nicht in angemessener Zeit be-
seitigt werden. 

Die Verwendung der On-Board-Kamera durch K stellt nach Ansicht 
des VG einen schwerwiegenden Verstoß gegen die datenschutzrecht-
lichen Vorschriften dar.

K habe durch den Betrieb seiner On-Board-Kamera in der von ihm 
gewählten Betriebsform gegen das datenschutzrechtliche Verbot ver-
stoßen, wonach die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit 
optisch-elektronischen Einrichtungen (Videoüberwachung) unzu-
lässig ist. Eine Ausnahme gem. § 6 b BDSG, der den allgemeinen 
Zulässigkeitsnormen (insbes. § 28 BDSG) als lex specialis vorgehe , 
liege nicht vor. Gem. § 6 b Abs. 1 Nr. 3 BDSG ist die Beobachtung 
öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrich-
tungen (Videoüberwachung) nur zulässig, soweit sie zur Wahrneh-
mung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke erfor-
derlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige 
Interessen der Betroffenen überwiegen. Der Umstand der Beob-
achtung und die verantwortliche Stelle sind zudem durch geeignete 
Maßnahmen erkennbar zu machen (§ 6 b Abs. 2 BDSG).

a) Bei den Straßen, die von K mit seinem Fahrzeug befahren werden, 
handelt es sich um öffentlich zugängliche Räume.
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b) Die On-Board-Kamera des K stellt eine optisch-elektronische 
Einrichtung dar. Zwar wird teilweise vertreten, dass unter den Begriff 
„optisch-elektronische Einrichtungen“ in §  6b BDSG nur solche 
Einrichtungen fallen, die fest angebracht sind. Mobile Kameras habe 
der Gesetzgeber nicht regeln wollen. Diese Auslegung ist dem Geset-
zeswortlaut jedoch nicht zu entnehmen. Vielmehr handelt es sich bei 
der gewählten Formulierung der optisch-elektronischen Einrichtung 
gerade um einen wertneutralen Begriff, der jegliche Form der Vi-
deoüberwachung erfassen soll. § 6 b BDSG verfolgt den Zweck, die 
Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume nur in sehr begrenzten 
Ausnahmefällen zu gestatten, um das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht der Betroffenen zu wahren. Durch den Klammerzusatz 
in § 6 b Abs. 1 BDSG („Videoüberwachung“) hat der Gesetzgeber 
zum Ausdruck gebracht, dass jegliches technisches Gerät, das Videos 
aufzeichnen kann, grundsätzlich als optisch-elektronische Einrich-
tung im Sinne dieser Norm zu verstehen ist (so auch Scholz,in Simi-
tis, Bundesdatenschutzgesetz, 8. Aufl. 2014, § 6b Rn. 37).

c) Durch die Benutzung der On-Board-Kamera in der gewählten 
Betriebsform beobachtet K öffentlich zugängliche Räume. Unter 
Beobachtung ist die Sichtbarmachung von Geschehnissen und 
Personen mit Hilfe technischer Einrichtungen zu verstehen. Beob-
achten setzt eine optische Erfassung voraus und ist schon nach sei-
nem Wortsinn durch eine gewisse Dauer gekennzeichnet (Scholz, 
a. a. O., § 6 b Rn. 64). Hier verwendet K seine On-Board-Kamera 
in der von ihm gewählten Betriebsform gerade dazu, die gefertigten 
Aufnahmen möglicherweise in einem behördlichen oder gerichtli-
chen Verfahren als Beweismittel vorlegen zu können. Die Kontrolle 
anderer Verkehrsteilnehmer erfolgt dabei über eine Überwachung 
des vor dem klägerischen Fahrzeug befindlichen Verkehrsraumes, 
die auch das nötige zeitliche Moment besitzt, da sie nicht von nur 
unerheblicher Dauer ist. Zwar unterscheidet sich die vorliegende 
Konstellation von den Fällen, bei denen eine Kamera auf einen be-
stimmten, festen Ort gerichtet ist. Dort wird ein Ausschnitt des 
öffentlichen Bereichs durchgehend beobachtet. Hier wird aufgrund 
der Befestigung der On-Board-Kamera auf einem fahrbaren Un-
tersatz gerade ein weiter, sich wechselnder, öffentlich zugänglicher 
Bereich ins Visier genommen. 

d) Zwar wurden die Zwecke der Verwendung durch K nicht vorher 
festgelegt. Er hat aber im behördlichen und gerichtlichen Verfah-
ren dargelegt, dass er die Kamera deshalb verwendet, um mögliche 
Beweismittel bei einem Verkehrsunfall oder bei einem anderen ver-
kehrsrechtlichen Sachverhalt vorlegen zu können. Dies ist nach An-
sicht des VG als berechtigtes Interesse anzuerkennen.

e) Die Anordnung war auch erforderlich. Mildere Mittel unter Bei-
behaltung der gewählten, permanenten Betriebsform (z.B. mit Hilfe 
eines kleineren Speichers, der nur eine sehr kurze Aufzeichnungs-
dauer ermöglicht) sind nicht ersichtlich, da der Beklagte das Ziel 
verfolgt, die dauerhafte Beobachtung des öffentlichen Raums zu 
unterbinden. Dies ist unabhängig von der Größe der eingesetzten 
externen Speicherkarte.

f ) Es bestehen, im Sinne des Gesetzes, Anhaltspunkte dafür, dass 
die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Verkehrsteilnehmer 
(auch Fußgänger) mit ihrem Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung die Interessen des K auf Beschaffung von Beweismitteln 
überwiegen. Bildaufnahmen stellen grundsätzlich einen Eingriff in 

das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Betroffenen dar. Der Eingriff 
sei – so das Gericht – auch rechtswidrig. K mache umfassende heim-
liche Aufzeichnungen des gesamten Verkehrsgeschehens vor seinem 
Fahrzeug. Eine solche großflächige Beobachtung von öffentlichen 
Straßen stelle schon deshalb einen schwerwiegenden Eingriff in die 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen dar, weil durch die permanente 
Aufzeichnung mit der On-Board-Kamera eine Vielzahl von Perso-
nen in kurzer Zeit in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht betrof-
fen werde. Auf den jeweiligen Videofilmen werde festgehalten, wann 
ein Betroffener die jeweilige Straße mit welchem Verkehrsmittel und 
gegebenenfalls auch in welcher Begleitung passiere. Grundsätzlich 
könne auch nicht davon ausgegangen werden, dass der Betroffene 
sich nur kurzzeitig, wie bei einer auf einen bestimmten, festen Ort ge-
richteten Kamera, im Aufzeichnungsbereich aufhalte, da es K selbst 
in der Hand habe, wie lange er einen Betroffenen aufzeichne. Auch 
wenn K erkläre, dass die Videoaufzeichnungen dann wieder gelöscht 
würden, wenn sich keine besonderen Vorkommnisse ereignet hätten, 
änderte dies an der Beurteilung nichts, da es nicht K überlassen blei-
ben könne, wie er mit derart hergestellten Videoaufnahmen verfahre. 
Allein K entscheide, welche Sequenzen der Videoaufzeichnung er 
durch die Betätigung des Knopfes manuell sichere oder welche er, 
ohne Betätigung des Knopfes, dadurch längerfristig speichere.

g) K hat schließlich den Umstand der Beobachtung und sich als ver-
antwortliche Stelle nicht durch geeignete Maßnahme gem. § 6 b 
Abs. 2 BDSG kenntlich gemacht. Ob es sich bei § 6 b Abs. 2 BDSG 
um eine Zulässigkeitsvoraussetzungen (ArbG Frankfurt a. M., Urt. v. 
25.1.2006 – 7 Ca 3342/05 – juris Rn. 53) oder um eine Ordnungs-
vorschrift (BAG, Urt. v. 21.6.2012 – 2 AZR 153/11 – juris) handelt, 
kann nach Ansicht des VG dahinstehen. Allerdings werde man wohl 
nicht annehmen können, dass ein Verstoß gegen die Hinweispflicht 
per se die Beobachtung rechtswidrig mache, weil Fallkonstellationen 
denkbar seien, unter denen nur eine heimliche Videoüberwachung 
sinnvoll erscheine. 

h) Der datenschutzrechtliche Verstoß ist auch als schwerwiegend 
anzusehen. Bei einer permanenten Überwachung des Verkehrsraums 
und der damit angesammelten Daten über Verkehrsteilnehmer ist 
vorliegend von einem schwerwiegenden Verstoß gegen datenschutz-
rechtliche Vorschriften auszugehen, da ein besonders schwerer Ein-
griff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betrof-
fenen gegeben ist.

3. Allgemeine Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

a) Bestimmtheitsgebot

Jedoch ist die Anordnung in Ziff. 1.a) des Bescheides nach Ansicht 
des VG inhaltlich zu unbestimmt und verstößt damit gegen Art. 37 
Abs. 1 BayVwVfG (= § 37 Abs. 1 VwVfG). Eine inhaltlich hinrei-
chende Bestimmtheit verlange, dass insbesondere für den Adressa-
ten des Verwaltungsakts die von der Behörde getroffene Regelung so 
vollständig, klar und unzweideutig erkennbar sei, dass er sein Ver-
halten danach richten könne. In diesem Zusammenhang sei nicht 
erforderlich, dass der wesentliche Inhalt der Regelung getrennt von 
den übrigen Teilen des Verwaltungsakts, vor allem auch von seiner 
Begründung, in einem besonderen Entscheidungssatz nach Art eines 
Urteilstenors zusammengefasst sei, der alle wesentlichen Punkte voll-
ständig und aus sich allein heraus verständlich wiedergebe (BVerwG, 
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Urt. v. 29.9.1992 – 1 C 36/89 – GewArch 1993, S. 117). K werde 
untersagt, mit seiner in seinem Fahrzeug eingebauten On-Board-
Kamera während der Autofahrt permanente Aufnahmen des von 
ihm befahrenen öffentlichen Bereichs zu machen. Zwar bestünden 
keine Bedenken an der Umschreibung „permanente Aufnahmen“, 
da damit die Verwendung der On-Board-Kamera in der momentan 
gewählten Betriebsform untersagt werden solle. Dass allein auf die 
momentane Betriebsform abzustellen sei, ergebe sich aus der Be-
gründung des Bescheides, wonach die Kamera mit der Zündung des 
PKW verbunden sei und bei eingeschalteter Zündung permanent 
Filmaufnahmen mache und auf einer SD-Karte speichere, bis deren 
Kapazität erschöpft sei. Es sei für K erkennbar, dass er keine perma-
nenten Aufnahmen des von ihm befahrenen öffentlichen Bereichs 
fertigen dürfe. 

Jedoch sei die On-Board-Kamera des K, auf die sich die Anordnung 
beziehe, nicht hinreichend bestimmt. Diese sei in der Anordnung 
nicht genauer umschrieben, sodass eine Vollstreckung aussichtslos 
wäre. Das Gericht moniert das Fehlen bestimmender Angaben, wie 
z.B. Herstellername, Modellbezeichnung, Fabrikationsnummer etc. 
Für K müsse aber klar erkennbar sein auf welche On-Board-Kamera 
sich die Anordnung erstrecke, da für ihn erst dann ersichtlich werde, 
wann ein Zwangsgeld verwirkt und wann ein Handeln bußgeldbe-
wehrt sei. Die Anordnung in Ziffer 1.a) beziehe sich ausweislich des 
Wortlauts der Regelung („mit Ihrer in Ihrem Fahrzeug eingebauten 
On-Board-Kamera“) ausschließlich auf die zum Zeitpunkt des Be-
scheiderlasses eingebaute On-Board-Kamera und nicht auf jede in 
seinem Fahrzeug genutzte Dashcam.

b) Korrekte Ermessensausübung

Anordnungen nach § 38 Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 BDSG stehen 
im Ermessen der Aufsichtsbehörde. Soweit die Verwaltungsbehörde 
ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, prüft das Gericht 
auch, ob der Verwaltungsakt rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen 
Grenzen des Ermessens überschritten sind oder von dem Ermessen 
in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise 
Gebrauch gemacht ist (§ 114 Satz 1 VwGO). Liegt eine Ermessens-
entscheidung vor, bedeutet dies grundsätzlich, dass die Behörde ihr 
Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben 
und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten hat (Art. 
40 BayVwVfG= § 40 VwVfG). Teilweise werden als allgemeine Er-
messensermächtigungen gefasste Vorschriften dahin ausgelegt, dass 
sie die Ermessensausübung grundsätzlich in eine bestimmte Rich-
tung festlegen, sie somit wie Sollvorschriften zu verstehen sind (sog. 
gelenktes bzw. intendiertes Ermessen). Ist eine ermessenseinräu-
mende Vorschrift dahin auszulegen, dass sie für den Regelfall von 
einer Ermessensausübung in einem bestimmten Sinne ausgeht, so 
müssen besondere Gründe vorliegen, um eine gegenteilige Entschei-
dung zu rechtfertigen. Liegt ein vom Regelfall abweichender Sach-
verhalt nicht vor, versteht sich das Ergebnis der Abwägung von selbst 
und es bedarf insoweit auch keiner das Selbstverständliche darstel-
lenden Begründung (vgl. z.B. BVerwG, Urt. v. 5.7.1985 – 8 C 22.83 
– BVerwGE 72, 1, BVerwG, Urt. v. 16.6.1997 – 3 C 22/96 – NJW 
1998, S. 2233). Bei Annahme eines intendierten Ermessens ist jedoch 
Zurückhaltung geboten. Geht die Behörde irrtümlich davon aus, dass 
es sich bei der Befugnisnorm um eine Norm mit intendiertem Er-
messen handelt, so liegt ein Ermessensfehler in Form des Ermes-
sensnichtgebrauchs vor. Übt die Behörde ihr Ermessen nicht aus, 

so führt dieser Ermessensfehler zur Rechtswidrigkeit des entspre-
chenden Verwaltungsaktes (§ 114 Satz 1 VwGO). Ein Nachschieben 
von Ermessenserwägungen im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
bewirkt in diesem Fall nicht die Heilung des vorher ermessensfeh-
lerhaften Verwaltungsaktes mit Rückwirkung. Vielmehr wird mit 
dem Auswechseln oder Nachschieben von Ermessenserwägungen 
auch die Entscheidung geändert, womit es sich in Wirklichkeit um 
den Erlass eines neuen Verwaltungsaktes handelt (vgl. BVerwG, Urt. 
v. 18.5.1990 – 8 C 48/88 – BVerwGE 85, 163). Der neue Verwal-
tungsakt kann im Wege der Klageänderung nach § 91 VwGO in ein 
anhängiges Verfahren eingeführt werden, wobei immer eine entspre-
chende Erklärung des Klägers erforderlich ist.
Gemessen an diesen Grundsätzen ergibt sich im vorliegenden Fall, 
dass die Anordnung rechtswidrig ist. Eine Ermessensreduzierung 
auf Null ist nicht ersichtlich. Daher war grundsätzlich eine Ermes-
sensentscheidung zu treffen. Die Behörde hat aber keinerlei Ermes-
sen ausgeübt. Sie geht vielmehr davon aus, dass es sich bei der Befug-
nisnorm des § 38 Abs. 5 Satz 1 BDSG, auf die sie ihre Anordnung 
stützt, um eine Vorschrift mit intendiertem Ermessen handelt. Da 
aber die Intensität von Verstößen gegen datenschutzrechtliche Vor-
schriften sehr unterschiedlich sein kann, sind für das Gericht kei-
ne Anzeichen ersichtlich, dass es sich bei der Regelung nach § 38 
Abs. 5 Satz 1 BDSG um eine Vorschrift mit intendiertem Ermessen 
handelt. Eine Ermessensabwägung war daher vorzunehmen. Es er-
scheint nicht uneingeschränkt denkbar, dass jeder datenschutzrecht-
liche Verstoß eine Anordnung nach § 38 Abs. 5 Satz 1 BDSG nach 
sich zieht, zumal es sich bei der Befugnisnorm um eine Generalnorm 
handelt und damit deren Anwendungsbereich sehr weit ist. Gleiches 
gilt auch für Befugnisnorm des § 38 Abs. 5 Satz 2 BDSG. Auch 
dort ist nicht undenkbar, dass trotz Vorliegens der Tatbestandsvor-
aussetzungen doch keine (vollständige) Untersagung angezeigt ist. 
Daher ist bei der Anwendung des § 38 Abs. 5 Satz 2 BDSG von der 
Aufsichtsbehörde ebenfalls eine Ermessensentscheidung zu treffen. 
Dies war vorliegend nicht der Fall. Der Bescheid enthalte – so das 
Gericht  – auch nicht hilfsweise Ermessenserwägungen. Vielmehr 
werde aus der Begründung erkennbar, dass die Behörde sich lediglich 
damit auseinandergesetzt habe, ob ein vom Regelfall abweichender 
Sachverhalt gegeben sei, der ausnahmsweise eine andere Entschei-
dung rechtfertigen würde. Folglich liege ein Ermessensausfall vor. 

Daher habe die Behörde ermessensfehlerhaft gehandelt.

4. Ergebnis

Die weitere Anordnung in Ziffer 1. des Bescheids, mit der K ver-
pflichtet wurde, die mit seiner in seinem Fahrzeug eingebauten On-
Board-Kamera gemachten Aufnahmen zu löschen, wird vom Ge-
richt ebenfalls als rechtswidrig eingestuft. Da die Hauptanordnungen 
in Ziffer 1 des Bescheids rechtswidrig sind, erstreckt sich die Rechts-
widrigkeit konsequenterweise auf die Zwangsgeldandrohungen in 
Ziffer 2.

Ergänzender Hinweis:

Das VG hat die Berufung zum BayVGH zugelassen, weil die Rechtssache 
hinsichtlich der Frage, ob § 38 Abs. 5 BDSG eine Norm mit intendiertem 
Ermessen sei, gem. § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO grundsätzliche Bedeutung 
habe und noch nicht höchstrichterlich geklärt sei. 
� J.V.
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Rechtsprechung

Kein Anspruch des Betriebsrats auf 
Bereitstellung eines separaten Telefon- und 
(uneingeschränkten) Internetanschlusses

(LAG Hannover, Beschl. v. 30. 7. 2014 – 16 TaBV 92/13)

1. Ein Betriebsrat kann vom Arbeitgeber keinen separaten Telefon- und 
Internetanschluss verlangen. 

2. Der Betriebsrat kann von dem Arbeitgeber lediglich verlangen kann, 
dass sein Telefonanschluss unkontrolliert bleibt, indem die Aufzeich-
nung der Verkehrsdaten seines Nebenstellenanschlusses unterdrückt und 
deren Auswertung verboten werden.

3. Der Möglichkeit der Kontrolle des Telefon- und Internetverkehrs 
durch den Arbeitgeber kann durch Abschluss einer entsprechenden Ver-
einbarung vorgebeugt werden.

4. Dem Verlangen des Betriebsrats nach einem uneingeschränkten 
Internetzugang steht das Interesse des Arbeitgebers entgegen, den 
Zugriff auf Seiten mit strafbarem und/oder sittenwidrigem Inhalt zu 
unterbinden.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Der zu einem Konzern gehörende Arbeitgeber unterhält neben 
seinem Betrieb an seinem Sitz in X-Stadt mit circa 165 Arbeit-
nehmern einen Betrieb in A-Stadt mit ca. 65 Arbeitnehmern, in 
dem der antragstellende Betriebsrat gewählt ist. In den Konzern-
gesellschaften werden Telefonanlagen eingesetzt, die so einge-
stellt werden können, dass die Verkehrsdaten mit vollständigen 
Zielnummern gespeichert und personenbezogen ausgewertet 
werden können. Die einzelnen Anlagen können gekoppelt und 
zentral konfiguriert und verwaltet werden. Das Betriebsratsbü-
ro in A-Stadt ist mit einem Nebenstellenanschluss ausgestattet. 
Zudem steht dem Betriebsrat ein mobiles Telefongerät zur Ver-
fügung, das auf diese Nebenstelle geschaltet ist. Weiter ist das 
Betriebsratsbüro mit einem PC und einem Laptop ausgestattet. 
Der Internetzugang ist dem Betriebsratsgremium zugeordnet. PC 
und Laptop laufen über dasselbe Passwort. Der Internetzugang 
wird konzernweit über einen Proxyserver bei der M. AG vermit-
telt. Von dort kann der Zugang verwaltet und überwacht werden. 
Es ist möglich, User- und zumindest IP-Adressen und alle URLs 
der Browserzugriffe zu protokollieren und personenbezogen aus-
zuwerten. Die Emailpostspeicher können von Administratoren 
gelesen werden, auf Grund von backups auch gelöschte Email. 
Es werden Emailfilter eingesetzt, um Spam dem Fach Junkmail 
zuzuordnen. Über Filter werden unerwünschte Internetadres-
sen gesperrt. Deshalb konnte der Betriebsrat nicht auf die Seiten 
von „youtube“ und „eRecht24“ zugreifen. Der Betriebsrat hat die 
Auffassung vertreten, dass ihm wegen dieser Gegebenheiten ein 
separater Telefon- und Internetzugang zur Verfügung zu stellen 
sei. Vor dem ArbG war der entsprechende Antrag des Betriebs-
rats erfolglos. Der Betriebsrat hat gegen den Beschluss erfolglos 
Beschwerde eingelegt. 

II. Zur Rechtslage

1. Nach § 40 Abs. 2 BetrVG hat der Arbeitgeber dem Betriebsrat für die 
laufende Geschäftsführung in erforderlichem Umfang Informations- 
und Kommunikationstechnik zur Verfügung zu stellen. Vorliegend hat 
der Arbeitgeber dem Betriebsrat einen eigenen Nebenstellenanschluss 
zur Verfügung gestellt. Einen separaten eigenen Amtsanschluss kann 
der Betriebsrat darüber hinaus nach Ansicht des Gerichts nicht bean-
spruchen. Dem Betriebsrat obliege im Rahmen der § 40 Abs. 2 Be-
trVG die Prüfung, ob ihm ein eigener Amtsanschluss als erforderliches 
Sachmittel zur Verfügung zu stellen sei. Die Entscheidung hierfür dür-
fe er aber nicht allein an seinen subjektiven Bedürfnissen ausrichten. Er 
müsse vielmehr die betrieblichen Verhältnisse und die sich ihm stel-
lenden Aufgaben berücksichtigen. Dabei seien die Interessen der Be-
legschaft an einer sachgerechten Ausübung des Betriebsratsamts und 
die berechtigten Interessen des Arbeitgebers, auch hinsichtlich der 
Kosten, gegeneinander abzuwägen. Diene das jeweilige Sachmittel der 
Erledigung betriebsverfassungsrechtlicher Aufgaben und halte sich die 
Interessenabwägung des Betriebsrats im Rahmen seines Beurteilungs-
spielraums, könne das Gericht die Entscheidung des Betriebsrats nicht 
durch seine eigene ersetzen.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze überschreite die Ent-
scheidung des Betriebsrats im vorliegenden Fall seinen Beurteilungs-
spielraum. Dem Betriebsrat stehe zur Erledigung seiner Aufgaben 
der betriebsübliche Telefonanschluss zur Verfügung. Dieser sei für 
die Erledigung seiner Aufgaben ausreichend. Das Verlangen nach ei-
nem eigenen separaten Amtsanschluss verursache zusätzliche Kosten, 
ohne dass ein eigener Amtsanschluss zur Vermeidung der abstrakten 
Möglichkeit der Überwachung und Kontrolle seines Telefonverkehrs 
notwendig sei. Ausreichend sei, dass der Betriebsrat von dem Arbeit-
geber verlangen könne, dass sein Telefonanschluss unkontrolliert 
bleibe, indem die Aufzeichnung der Verkehrsdaten seines Nebenstel-
lenanschlusses unterdrückt und deren Auswertung verboten werden. 
Der Arbeitgeber habe insoweit zudem den Abschluss einer Verein-
barung angeboten. Die Kommunikation zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat erfolge im Intranet über Email. Diese enthalten mitunter 
vertrauliche Informationen. Bei einer Übermittlung per Email über 
das Internet an einen separaten also externen Internetanschluss des 
Betriebsrates entstünde eine nicht notwendige Sicherheitslücke. Diese 
brauche der Arbeitgeber nicht hinzunehmen, zumal dem berechtigten 
Verlangen des Betriebsrats nach einem unkontrollierten Emailverkehr 
gleichfalls durch eine Vereinbarung entsprochen werden könne, die 
eine mögliche Kontrolle des Emailverkehrs des Betriebsrates verbiete.

2. Das Verlangen nach einem uneingeschränkten Internetzugang 
berücksichtige nicht das berechtigte Interesse des Arbeitgebers, einen 
Zugriff auf Seiten mit strafbarem und/oder sittenwidrigem Inhalt 
durch die Installierung entsprechend Firewalls auf dem Proxyserver zu 
unterbinden. Das berechtigte Interesse, sich über betriebsratsrelevante 
Themen im Internet zu unterrichten, könne der Betriebsrat durch die 
Beantragung der Freistellung der von ihm benötigten Seiten erreichen. 
Er habe zum Beispiel nicht dargelegt, dass er die Freischaltung der 
Seite „E-Recht 24“ beantragt, diese ihm aber verweigert worden wäre.
� J.V.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
R.S.	 =	 Rouven Schnurpfeil
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Schrifttum
Bauer/Krieger, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, 4. Aufl. 2015, 494 Sei-
ten, in Leinen, € 75,00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-66747-3

Ca. vier Jahre nach Erscheinen der Vorauflage liegt nun die aktuelle Version des 
Kommentars vor. Die Autoren haben die bewährte Konzeption beibehalten. Le-
diglich Anhang H („Ausgewählte Gerichtsentscheidungen“) ist aus nachvollzieh-
baren Gründen entfallen. Die Rechtsprechung auf europäischer und nationaler 
Ebene ist umfänglich eingearbeitet worden. Dies gilt erfreulicherweise auch für 
Entscheidungen der Instanzgerichte. Es ist ein Verdienst der Autoren und ein 
Ausweis für die Güte des Kommentars, dass sie auf Mängel der Gesetzgebung 
hinweisen. Bei aller Kritik ist die Kommentierung jedoch stets sachlich und gibt 
dem Ratsuchenden eine verlässliche Auslegung an die Hand. Auch in äußerer 
Hinsicht (Gliederung, Form der Darstellung, Druckbild) lässt das Werk keine 
Wünsche offen. Ein kleines Monitum sei (nochmals) angemerkt: Zur (noch) bes-
seren Lesbarkeit würde es beitragen, wenn die Nachweise in Fußnoten unterge-
bracht würden.

Fazit: Ein praxisgerechter Kommentar für jeden, der mit Fragen des AGG befasst 
ist.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Fischer, Strafgesetzbuch mit Nebengesetzen, 62. Aufl. 2015, 2.727 Seiten, geb., 
€ 89,00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-66884-5

Mit der neuen Auflage ist der Kommentar auf den Gesetzesstand 1. November 2014 
gebracht worden. Eingearbeitet sind alle Gesetzesänderungen im Zeitraum November 
2013 bis November 2014. Dies gilt insbesondere für den Tatbestand der Geldwäsche 
(§ 261 StGB) und der Abgeordnetenbestechung (§ 108e StGB). Darüber hinaus stellt 
der Autor etliche Gesetzesinitiativen vor, beispielsweise die geplante Neuregelung des 
Sexualstrafrechts (s. Anhang ab Seite 2567). 

Fazit: Der „Fischer“ bleibt, was er ist: ein hervorragender Kommentar – diese Formu-
lierung ist hier mehr als angemessen – und unverzichtbares Hilfsmittel für alle, die sich 
mit Fragen des Strafrechts befassen.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Knack/Henneke, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2014, 1.663 Seiten, 
Leinen, € 179,00, Carl Heymanns, ISBN 978-3-452-28170-8

Die Neubearbeitung des gut eingeführten Kommentars war nicht zuletzt den 
Aktivitäten des Gesetzgebers geschuldet. Einzuarbeiten waren insbesondere das 
Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung von Planfeststellungen 
und das Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung 
weiterer Vorschriften. Der Kommentar ist auf den Stand Juli 2014 gebracht wor-
den. Auch die aktuelle Auflage lässt im Hinblick auf Benutzerfreundlichkeit und 
die Inhalte keine Wünsche offen. Erfreulicherweise werden beispielsweise, soweit 
nötig, die Verknüpfungen zwischen dem Verwaltungsverfahrensrecht und dem 
Verwaltungsprozessrecht aufgezeigt. Auch der (wachsende) Einfluss des euro-
päischen Verwaltungsrechts wird angemessen berücksichtigt. Das in der Bespre-
chung der 9. Auflage (2010) geäußerte Lob hat sich wiederum als in jeder Hin-
sicht berechtigt erwiesen. Dass Rechtsprechung und Literatur – wie Stichproben 
gezeigt haben – zuverlässig aktualisiert worden sind, versteht sich bei einem Werk 
dieser Güteklasse von selbst und bedürfte keiner Erwähnung.

Fazit: Der „Knack/Henneke“ bleibt ein ausgezeichneter Ratgeber in allen Fragen 
des Verwaltungsverfahrensrechts.
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Niehues/Fischer,/Jeremias Prüfungsrecht, 6. Aufl. 2014, 400 Seiten, kart., 
€ 55,00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-64281-4

Mit der vorliegenden Auflage ist das Handbuch zum Prüfungsrecht erweitert 
und aktualisiert worden. Berücksichtigt wurden z. B. das seit dem 1. Januar 2014 
geltende neue Prüfungsrecht der ärztlichen Approbationsordnung und der neue 
Streitwertkatalog für die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Das Autorenteam ist um 
den Richter am Verwaltungsgericht Jeremias erweitert worden. Die bereits mehr-
fach – auch in dieser Zeitschrift gerühmten – Vorzüge des Werkes charakterisieren 
auch die aktuelle Version:

ein angenehmes und lesefreundliches Schriftbild, eine klare Gliederung, eine gut 
verständliche Sprache und ein den Zugriff auf ein Problem erleichterndes Sachre-
gister. Stichproben haben gezeigt, dass die Inhalte des Buches neuen Problemstel-
lungen angemessen Rechnung tragen. Dies gilt etwa für das wichtige Thema der 
Täuschung und Plagiate bei Dissertationen. Die neuen Studiengänge „Bachelor“ 
und „Master“ werfen aufgrund ihrer modularen Strukturen auch neue prüfungs-
rechtliche Probleme auf (s. Rn. 115 ff. mit Verweisungen auf Einzelprobleme). 
Rechtsprechung und Literatur wurden, sorgfältig eingearbeitet und aktualisiert. 

Fazit: Für Prüfungsbehörden und ihre Beschäftigten ist das Handbuch ein 
„Muss“.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, 8. Aufl. 2014, 465 Seiten, 
kart., € 24,90, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-67254-5

Das gut eingeführte Lehrbuch erlebt einen Generationenwechsel: Die Begrün-
der des Werkes, Bodo Pieroth, Bernhard Schlink und Michael Kniesel, haben 
die Fortführung in die Hände der Hochschullehrer Thorsten Kingreen und Ralf 
Poscher gelegt. Die bisherige Konzeption des Werkes ist im Wesentlichen bei-
behalten worden. Ein Schwerpunkt liegt nach wie vor auf der Darstellung der 
Rechtsgrundlagen der Vollzugspolizei. 
Zu den Charakteristika gehört weiterhin, dass eine umfassende Darstellung des 
Polizei- und Ordnungsrechts in allen Bundesländern angestrebt wird. Die ein-
schlägigen Rechtsgrundlagen werden deshalb in – teilweise recht umfangreichen – 
Fußnotenblöcken nachgewiesen. Die Darstellung umschließt auch die modernen 
technischen Mittel der Datenverarbeitung. Spätestens hier wird allerdings auch 
deutlich, dass die Polizeigesetze der Länder in Details nicht selten differieren. In 
ihrer Mehrzahl beschränken sich deshalb die Lehrbücher zum „Polizeirecht“ auf 
eines oder wenige Bundesländer. In jedem Fall ist eine genaue Lektüre des Ge-
setzestextes des „eigenen“ Landes unabdingbar. An Anschaulichkeit lassen es die 
Autoren nicht fehlen: Die Ausführungen werden durch zahlreiche Beispiele und 
graphische Übersichten aufgelockert und verdeutlicht.
Sehr nützlich ist schließlich die im 7. Teil enthaltene Darstellung der Technik der 
Fallbearbeitung im Polizei- und Ordnungsrecht; hier finden sich Aufbauhilfen für 
die verschiedenen Fallgestaltungen. 

Fazit: Ein Lehrbuch, das zu den regelmäßig in Gerichtsentscheidungen zitier-
ten Werken gehört. Es verbindet in vorbildlicher Weise Wissenschaftlichkeit und 
Praxisnähe. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Schmidbauer/Steiner, Bayerisches Polizeiaufgabengesetz und Polizeiorgani-
sationsgesetz, 4. Aufl. 2014, 969 Seiten, in Leinen, € 59,00, C. H. Beck, ISBN 
978-3-406-66894-4

Etwa vier Jahre nach der Vorauflage ist der Kommentar neu verlegt worden. Das 
Werk ist erneut um mehr als 50 Seiten gewachsen, der Preis erfreulicherweise nur 
maßvoll erhöht worden. Das überzeugende Grundkonzept wurde beibehalten. 
Nach wie vor bildet das BayPAG den Schwerpunkt der Darstellung (S. 1 bis 807). 
Die übrigen Seiten sind der Erläuterung des POG gewidmet.
Über die (gelungene) äußere Form und das benutzerfreundliche System (Über-
sichten, Randnummern) braucht wohl kein Wort mehr verloren zu werden. Die 
Kommentierung selbst hält eine ausgewogene Balance zwischen Praxis und Wis-
senschaft. 
Die Erläuterungen sind gut verständlich, durch zahlreiche Beispiele ergänzt und 
übersichtlich strukturiert. Dabei wird zuweilen ein fast monographischer Umfang 
erreicht. Die Kommentierung des Art. 34 BayPAG (Einsatz technischer Mittel in 
Wohnungen) beispielsweise umfasst ca. 40 Seiten.
Mit der aktuellen Auflage sind die seit der Vorauflage ergangenen Gesetzesände-
rungen eingearbeitet worden. Geändert wurden durch die Novelle vom 24. Juni 
2013 insbesondere die Vorschriften des III. Abschnitts über die Datenerhebung 
und – verarbeitung (Art. 34b, 34c und 34d). Die teilweise sehr ausdifferenzierten 
Normen sind – wie nicht anders zu erwarten – sehr verständig und anschaulich 
erläutert worden. 

Fazit: Für alle, die sich mit den Regelungen des bayerischen Polizeirechts zu be-
fassen haben, sollte der „Schmidbauer/Steiner“ das Hilfsmittel erster Wahl sein.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld
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Professor Peter Borscheid ist Wirtschafts- und 
Sozialhistoriker. Seit vielen Jahren befasst er 
sich mit der Geschichte des Versicherungswe-
sens und verfasste dazu zahlreiche wissen-
schaftliche Publikationen. Zuletzt setzten Sie 
sich mit der historischen Entwicklung berufs-
ständischer Selbsthilfe im 19. und 20. Jahrhun-
dert intensiv auseinander und durchleuchte-
ten diese einmal genauer. 
Herr Professor Borscheid, am Anfang ihrer 
Ausarbeitung steht die „soziale Frage“ im 
Deutschland des 19. Jahrhunderts: Ganze 
Bevölkerungsgruppen verkommen im Elend. 
Der Staat ist nicht mehr in der Lage, für die 
schnell wachsende Zahl der Bedürftigen auf-
zukommen. Eine Lösung muss her! Wie sieht 
die aus? 

Borscheid: In einem ersten Schritt hat der Staat 
als Reaktion auf die Verarmung eines Großteils 
der Bevölkerung im Jahr 1876 das so genannte 
„Hilfskassengesetz“ erlassen. 1883 folgte die Ver-
abschiedung des Krankenversicherungsgesetzes 
im Rahmen der Bismarck’schen Sozialversiche-
rung – benannt nach dem damaligen Reichs-
kanzler. Neben diesen gesetzgeberischen Maß-
nahmen war die Eigeninitiative zur persönlichen 
Absicherung verschiedener Bevölkerungsgrup-
pen jedoch weiterhin sehr erwünscht. Sie leistete 
einen wichtigen Beitrag zur Lösung der sozialen 
Problematik und führte gleichzeitig zur finanzi-
ellen Entlastung des Staates. Ein Phänomen – 

auch wenn es nicht so deutlich in der Öffentlich-
keit angesprochen wird –, das bis heute Bestand 
hat und in Zukunft weiter an Bedeutung gewin-
nen wird. 

Die Landschaft der Krankenkassen im 19. 
Jahrhundert war durch und durch ein buntes 
Allerlei. Unterschiedlichste Klein- und 
Kleinstkassen von geringem Leistungsniveau 
und vielfältigen Leistungen existierten neben-
einander. Wie ließ sich eine Einheitlichkeit 
bzw. eine Bündelung herbeiführen? 

Borscheid: Die Selbsthilfe einzelner Bevölke-
rungsschichten brachte in Kombination mit der 
Errichtung von kommunalen Krankenversiche-
rungen einen bunten Mix an Krankenkassen 
hervor. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts, so wird 
geschätzt, gab es mehr als 22.000 Zwangskassen, 
die zum Teil nur zehn Mitglieder hatten. Aus 
Sicht der Risikokalkulation waren diese Kleinst-
kassen nicht leistungs- und überlebensfähig. 
Nach der Verabschiedung des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes im Jahr 1901 ließ das neu geschaf-
fene Versicherungsaufsichtsamt kleinste und 
nicht rentable Kassen schließen oder drängte sie 
zu einer Fusion mit größeren und wirtschaftlich 
stabileren Krankenkassen. Gleichzeitig brachten 
viele kleine Kassen ihre Bestände freiwillig in 
größere Versicherungen ein, so auch im Bereich 
der Krankenversicherung für Beamte. Viele 
kleine kommunale Einrichtungen schlossen sich 

ab 1905 der damaligen „Krankenunterstützungs-
kasse für die Gemeindebeamten der Rheinpro-
vinz“ an – der heutigen Debeka Krankenversich-
erung, die unverändert ein Versicherungsverein 
auf Gegenseitigkeit ist. Dieser Konzentrations-
prozess führte dazu, dass sich große und bis 
heute wachsende Krankenversicherungen etab-
lierten und inzwischen eine unverzichtbare Säule 
im deutschen Gesundheitssystem darstellen. 

Das Prinzip der Selbsthilfe scheint in der 
Gründungshochphase vieler Versicherungen 
ein entscheidendes Motiv gewesen zu sein. Wie 
ist dieser Leitgedanke in unserer heutigen Zeit 
einzuordnen? Ist Selbsthilfe noch „in“? 

Borscheid: Auch heute ist der Gedanke der 
Selbsthilfe nach wie vor ein unverzichtbarer 
Bestandteil unseres sozialen Sicherungssys-
tems. Wir finden ihn in den privaten Kran-
kenversicherungen wie auch im Bereich der 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung. Ries-
ter- und Rürup-Rente sowie der Pflege-Bahr 
sind nichts anderes als eine staatlich moti-
vierte und finanziell geförderte Selbsthilfe, die 
sowohl für die private Absicherung, als auch 
für die Entlastung des staatlichen Haushalts 
unerlässlich sind. Es steht außer Zweifel, dass 
Selbsthilfe und Gegenseitigkeit angesichts des 
demographischen Wandels und der horren-
den Staatsverschuldung in Zukunft immer 
mehr an Bedeutung gewinnen werden.

Interview: Historische Entwicklung der berufsständischen Selbsthilfe
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Fachinformationen und Arbeitshilfen 
für die öffentliche Verwaltung:

 Arbeits- und Tarifrecht
 Beamtenrecht
 Personalvertretungsrecht
 Personalmanagement
 Haushaltsrecht
 Bau- und Umweltrecht
 Vergaberecht
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